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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 28. April 2015 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechischen Republik 

über die polizeiliche Zusammenarbeit 

und zur Änderung des Vertrages vom 2. Februar 2000 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechischen Republik 

über die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens 
über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 
und die Erleichterung seiner Anwendung 


A. Problem und Ziel 

Mit dem in Prag am 28. April 2015 Unterzeichneten Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschiand und der Tschechischen Repubiik 
über die polizeiliche Zusammenarbeit und zur Änderung des Vertrages 
vom 2. Februar 2000 zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und 
der Tschechischen Repubiik über die Ergänzung des Europäischen 
Übereinkommens über die Rechtshiife in Strafsachen vom 20. Aprii 
1959 und die Erleichterung seiner Anwendung (BGBl. 2001 II S. 733, 
735) wird das Ziel verfolgt, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
im Polizei- und Zollbereich fortzuentwickeln und zu erweitern. Der 
Vertrag stellt eine Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik im Rahmen 
der bestehenden bi- und multilateralen Verträge sowie der Über- 
einkommen und Rechtsakte im Rahmen der Europäischen Union dar. 
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B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für das Inkrafttreten des Vertrages 
geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Mehrausgaben sowie ein entsprechender Mehrbedarf an Stellen be- 
ziehungsweise Planstellen sollen finanziell und stellenmäßig im jewei- 
ligen Einzelplan ausgeglichen werden. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Verwaltung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Sonstige Kosten, insbesondere für die Wirtschaft und die sozialen 
Sicherungssysteme, entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzel- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bunoesrepubijk Deutscheand 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin, 5. Februar 2016 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 28. April 2015 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über 
die polizeiliche Zusammenarbeit und zur Änderung des Vertrages vom 
2. Februar 2000 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik über die Ergänzung des Europäischen Überein- 
kommens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 und die 
Erleichterung seiner Anwendung 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 


Der Bundesrat hat in seiner 941 . Sitzung am 29. Januar 2016 beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 28. April 2015 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die polizeiliche Zusammenarbeit 
und zur Änderung 
des Vertrages vom 2. Februar 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens 
über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 
und die Erleichterung seiner Anwendung 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Prag am 28. April 2015 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik über die polizeiliche 
Zusammenarbeit und zur Änderung des Vertrages vom 2. Februar 2000 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die 
Ergänzung des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Straf- 
sachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung seiner Anwendung (BGBl. 
2001 II S. 733, 735) wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffent- 
licht. 


Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, Durchführungsvereinbarungen nach 
Artikel 34 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 3 des in Artikel 1 dieses 
Gesetzes genannten Vertrages durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates in Kraft zu setzen. 


Artikel 3 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, Änderungen des Geschäftsweges nach 
Artikel 19 Absatz 1 Satz 4 und 5 sowie nach Artikel 20 Absatz 4 sowie der 
Einsatzgebiete nach Artikel 21 Absatz 5 des Vertrages vom 2. Februar 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über 
die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Straf- 
sachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung seiner Anwendung (BGBl. 
2001 II S. 733, 735), der durch Artikel 31 des in Artikel 1 dieses Gesetzes ge- 
nannten Vertrages geändert worden ist, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates in Kraft zu setzen. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 37 Absatz 1 Satz 3 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 6 des Grund- 
gesetzes erforderlich, weil der Vertrag im Bereich der Gefahrenabwehr auch das 
Verwaltungsverfahren von Landesbehörden regelt und insoweit für abweichen- 
des Landesrecht keinen Raum lässt. 

Zu Artikel 2 

Auf Grund der Verordnungsermächtigung sollen nach Artikel 34 Absatz 1 des 
Vertrages geschlossene Durchführungsvereinbarungen zu Artikel 6 Absatz 3 des 
Vertrages durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates in Kraft 
gesetzt werden können. Nach Artikel 1 Absatz 1 Satz 3 des Vertrages arbeiten 
die Vertragsstaaten auch bei der Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten im 
Zuständigkeitsbereich der Polizei- oder Zollbehörden zusammen. Die Bedingun- 
gen für die Übermittlung und Erledigung von Ersuchen in Bezug auf Taten, die 
in beiden Vertragsstaaten als Ordnungswidrigkeiten einzuordnen sind, sollen 
nach Artikel 6 Absatz 3 des Vertrages in einer Durchführungsvereinbarung näher 
ausgestaltet werden. Dies umfasst insbesondere Regelungen über die zustän- 
digen Behörden, den Geschäftsweg sowie mögliche Beschränkungen des 
Umfangs der Zusammenarbeit, abhängig von der Art der Tat, der Schwere der 
Tat oder der zu erwartenden Höhe der Sanktion. 

Zu Artikel 3 

Durch die Verordnungsermächtigung sollen Änderungen des Geschäftsweges 
nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 4 und 5 sowie nach Artikel 20 Absatz 4 sowie der 
Einsatzgebiete nach Artikel 21 Absatz 5 des Vertrages vom 2. Februar 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung seiner Anwendung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates in Kraft gesetzt werden 
können. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem der Vertrag nach seinem Artikel 37 
Absatz 1 Satz 3 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Der Vertrag verfolgt das Ziel, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik im 
Polizei- und Zollbereich vor allem in grenznahen Gebieten weiter zu verbessern 
und zu stärken. Damit wird die Kriminalitätsbekämpfung verbessert und die 
Sicherheit der Bevölkerung erhöht. 

Mehrausgaben sowie ein entsprechender Mehrbedarf an Stellen beziehungs- 
weise Planstellen sollen finanziell und stellenmäßig im jeweiligen Einzelplan aus- 
geglichen werden. Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger sowie für 
die Wirtschaft und für die Verwaltung fällt nicht an. Sonstige Kosten, insbeson- 
dere für die Wirtschaft und die sozialen Sicherungssysteme, entstehen nicht; 
Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die polizeiliche Zusammenarbeit 
und zur Änderung 
des Vertrages vom 2. Februar 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens 
über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 
und die Erleichterung seiner Anwendung 


Smiouva 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 
o policejni spolupräci 
a o zmene Smiouvy 
mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 
o dodatcich k Evropske ümluve 
o vzäjemne pomoci ve vecech trestnich z 20. dubna 1959 
a usnadneni jejiho pouziväni ze dne 2. ünora 2000 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik, 
im Folgenden nur „Vertragsstaaten“ genannt - 

in der Absicht, die gegenseitigen Beziehungen fortzuent- 
wickeln und die Zusammenarbeit der für die Kriminalitäts- 
bekämpfung zuständigen Behörden weiter zu vertiefen, 

überzeugt davon, dass die internationale Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität von we- 
sentlicher Bedeutung ist, 

mit dem Ziel, den grenzüberschreitenden Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung wirksam zu begegnen, 

unter Beachtung ihrer internationalen Verpflichtungen und des 
Rechts der Europäischen Union, 

im Hinblick auf die volle Anwendung des Schengen-Besitz- 
standes durch beide Vertragsstaaten und von dem Wunsch 
geleitet, den Schengen-Besitzstand für die gemeinsamen Bezie- 
hungen zu ergänzen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Vertragsgegenstand 

(1) Die Vertragsstaaten arbeiten bei der Verhütung und Auf- 
klärung von Straftaten sowie bei der Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung zusammen. Die Zusam- 
menarbeit bei der Verhütung und Aufklärung von Straftaten 
umfasst auch die Fälle, in denen die Handlung in dem einen Ver- 
tragsstaat als Straftat und in dem anderen Vertragsstaat als Ord- 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä republika 
(däle jen „smiuvni stäty“) 

s ümysiem däle rozvijet vzäjemne vztahy a däle prohlubovat 
spolupräci orgänü prislusnych k boji s trestnou cinnosti, 

pfesvedceny, ze mezinärodni spolupräce v boji proti 
pfeshranicni trestne cinnosti mä zäsadni vyznam, 

s ci'lem ücinne celit pfeshranicm'm nebezpecim pro vefejny 
pofädek a bezpecnost, 

zohlednujice sve mezinärodni zävazky a prävo Evropske unie, 

s ohledem na pine uplathoväni schengenskeho acquis obema 
smiuvnimi stäty a prejice si dopinit schengenske acquis ve 
vzäjemnych vztazich, 

se dohodly takto: 

Clänek 1 

Pfedmet smiouvy 

(1) Smiuvni stäty spolupracuji pfi pfedchäzeni a objashoväni 
trestnych cinü, jakoz i pfi pfedchäzeni poruseni vefejneho 
pofädku a bezpecnosti. Spolupräce pfi pfedchäzeni 
a objashoväni trestnych cinü zahrnuje i pfipady, kdy je jednäni 
V jednom smiuvnim stäte kvalifikoväno jako trestny ein a ve 
druhem smiuvnim stäte jako sprävni delikt. Smiuvni stäty däle 
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nungswidrigkeit zu qualifizieren ist. Die Vertragsstaaten arbeiten 
ferner bei der Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten im Zustän- 
digkeitsbereich der Polizei- oder Zollbehörden zusammen, soweit 
diese Zusammenarbeit nicht bereits nach dem Recht der 
Europäischen Union oder anderen völkerrechtlichen Überein- 
künften erfolgt. Die Zusammenarbeit nach Teil I dieses Vertrages 
umfasst nicht die Leistung der Rechtshilfe in Strafsachen, die in 
den Zuständigkeitsbereich der Justizbehörden fällt. 

(2) Teil II dieses Vertrages ändert den Vertrag vom 2. Februar 
2000 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik über die Ergänzung des Europäischen 
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 
20. April 1959 und die Erleichterung seiner Anwendung. 

(3) Die Zusammenarbeit nach diesem Vertrag erfolgt in Über- 
einstimmung mit dem innerstaatlichen Recht der Vertrags- 
staaten, soweit dieser Vertrag nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt. Die Zusammenarbeit erfolgt im Einklang mit dem 
Recht der Europäischen Union. 

(4) Die rechtlichen Regelungen über die internationale Zusam- 
menarbeit der nationalen Zentralstellen bei der Kriminalitäts- 
bekämpfung, insbesondere im Rahmen der Internationalen 
Kriminalpolizeilichen Organisation (Interpol) oder des Europä- 
ischen Polizeiamtes (Europol), bleiben von diesem Vertrag unbe- 
rührt. 

Teil I 

Polizeiliche Zusammenarbeit 

Kapitel I 

Allgemeine Bestimmungen 

Atiikel 2 
Behörden 

(1) Die für die Zusammenarbeit nach diesem Vertrag zustän- 
digen Behörden sind im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkei- 
ten 

in der Bundesrepublik Deutschland 

- das Bundesministerium des Innern, 

- die Polizeibehörden des Bundes und der Länder, 

- die Behörden der Zollverwaltung; 
in der Tschechischen Republik 

- das Ministerium des Innern, 

- die Behörden der Polizei der Tschechischen Republik, 

- die Generalinspektion der Sicherheitscorps, 

- die Behörden der Zollverwaltung der Tschechischen Repu- 
blik. 

(2) Polizeibeamte im Sinne dieses Vertrages sind im Rahmen 
ihrer jeweiligen Zuständigkeiten 

in der Bundesrepublik Deutschland 

- Vollzugsbeamte der Polizeien des Bundes und der Länder, 

- Bedienstete der Zollverwaltung; 
in der Tschechischen Republik 

- Angehörige der Polizei der Tschechischen Republik, 

- Angehörige der Generalinspektion der Sicherheitscorps, 

- Angehörige der Zollverwaltung der Tschechischen Republik. 

(3) Die nationalen Zentralstellen im Sinne dieses Vertrages 
sind im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten 

in der Bundesrepublik Deutschland 

- das Bundeskriminalamt, 

- das Zollkhminalamt; 


spolupracuji pri objashoväni sprävnich deliktü v püsobnosti 
policejnich nebo celnich orgänü, pokud tato spolupräce jiz 
neprobihä podle präva Evropske unie nebo jinych mezinärodnich 
smiuv. Spolupräce podle cästi I teto smiouvy nezahrnuje 
poskytoväni prävni pomoci ve vecech trestnich, kterä nälezi do 
püsobnosti justicnich orgänü. 


(2) Cäst II teto smiouvy meni Smiouvu mezi Spolkovou 
republikou Nemecko a Ceskou republikou o dodatcich 
k Evropske ümluve o vzäjemne pomoci ve vecech trestnich 
z 20. dubna 1959 a usnadneni jejiho pouziväni ze 
dne 2. ünora 2000. 

(3) Spolupräce podle teto smiouvy probihä v souladu 
s vnitrostätnimi prävm'mi pfedpisy smiuvnich stätü, pokud tato 
smiouva vysiovne nestanovi jinak. Spolupräce probihä v souladu 
s prävem Evropske unie. 

(4) Prävni üpravy tykajici se mezinärodni spolupräce närodnich 
centräl v boji proti trestne cinnosti, zejmena v rämci Mezinärodni 
organizace kriminälni policie (Interpol) nebo Evropskeho 
policejniho üfadu (Europol), nejsou touto smiouvou dotceny. 

Cäst I 

Policejni spolupräce 

Kapitola I 

Obecnä ustanoveni 

Clänek 2 
Orgäny 

(1) Orgäny pfislusnymi ke spolupräci podle teto smiouvy jsou 

V rämci svych kompetenci 

ve Spolkove republice Nemecko 

- Spolkove ministerstvo vnitra, 

- policejni orgäny Spoiku a spolkovych zemi, 

- orgäny Ceini sprävy; 

V Ceske republice 

- Ministerstvo vnitra, 

- orgäny Policie Ceske republiky, 

- Generäini inspekce bezpecnostnich sborü, 

- orgäny Ceini sprävy Ceske republiky. 

(2) Policisty ve smysiu teto smiouvy jsou v rämci svych 
kompetenci 

ve Spolkove republice Nemecko 

- vykonni pfislusnici policii Spoiku a spolkovych zemi, 

- pracovnici Ceini sprävy; 

V Ceske republice 

- pfislusnici Policie Ceske republiky, 

- pfislusnici Generäini inspekce bezpecnostnich sborü, 

- pfislusnici Ceini sprävy Ceske republiky. 

(3) Närodnimi centrälami ve smysiu teto smiouvy jsou v rämci 
svych kompetenci 

ve Spolkove republice Nemecko 

- Spolkovy kriminälni üfad, 

- Ceini kriminälni üfad; 
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in der Tschechischen Repubiik 

- das Poiizeipräsidium der Tschechischen Repubiik, 

- Behörden der Poiizei der Tschechischen Repubiik mit repu- 
biikweiter Zuständigkeit, 

- die Generaiinspektion der Sicherheitscorps, 

- die Generaizoiidirektion. 

(4) Zur unmitteibaren Zusammenarbeit in den Grenzgebieten 
berechtigte Behörden sind im Rahmen ihrer jeweiiigen Zustän- 
digkeiten auch 

in der Bundesrepubiik Deutschiand 

a) für die Bundespoiizei 

- das Bundespoiizeipräsidium, 

- die Bundespoiizeidirektion München, 

- die Bundespoiizeidirektion Pirna im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit für das Gebiet des Freistaates Sachsen; 

b) für den Zoii 

- das Zolifahndungsamt Dresden, 

- das Zolifahndungsamt München, 

- die Hauptzollämter 

- Dresden, 

- Erfurt, 

- Schweinfurt, 

- Nürnberg, 

- Regensburg, 

- Landshut, 

- Augsburg, 

- München, 

- Rosenheim; 

c) im Freistaat Bayern 

- das Bayerische Staatsministerium des Innern, für Bau 
und Verkehr, 

- die Präsidien der Bayerischen Landespolizei, 

- das Bayerische Landeskriminalamt, 

- das Präsidium der Bayerischen Bereitschaftspolizei, 

- das Bayerische Polizeiverwaltungsamt; 

d) im Freistaat Sachsen 

- das Landespolizeipräsidium im Sächsischen Staatsminis- 
terium des Innern, 

- die sächsischen Polizeidirektionen, 

- das Landeskriminalamt Sachsen, 

- das Präsidium der Bereitschaftspolizei Sachsen, 

- das Polizeiverwaltungsamt Sachsen; 
in der Tschechischen Republik 

- die Bezirksdirektion der Polizei des Südböhmischen Bezirks, 

- die Bezirksdirektion der Polizei des Bezirks PIzeh / Pilsen, 

- die Bezirksdirektion der Polizei des Bezirks Karlovy 
Vary / Karlsbad, 

- die Bezirksdirektion der Polizei des Bezirks Üsti nad 
Labern / Aussig, 

- die Bezirksdirektion der Polizei des Bezirks Liberec / Reichen- 
berg, 

- das Zollamt für den Südböhmischen Bezirk, 

- das Zollamt für den Bezirk PIzeh / Pilsen, 

- das Zollamt für den Bezirk Karlovy Vary / Karlsbad, 


V Ceske republice 

- Policejni prezidium Ceske republiky, 

- ütvary Policie Ceske republiky s celostätni püsobnosti, 

- Generäini inspekce bezpecnostm'ch sborü, 

- Generäini feditelstvi cel. 

(4) Orgäny oprävnenymi bezprostfedne spolupracovat 

V phhranicnich oblastech jsou v rämci svych kompetenci take 

ve Spolkove republice Nemecko 

a) za Spolkovou policii 

- Prezidium Spolkove policie, 

- Reditelstvi Spolkove policie Mnichov, 

- Reditelstvi Spolkove policie Pirna v rämci sve püsobnosti 
na üzemi Svobodneho stätu Sasko; 

b) za ceini sprävu 

- Üfad celniho päträni Dräzdäny, 

- Üfad celniho päträni Mnichov, 

- hiavni ceini üfady 

- Dräzdäny, 

- Erfurt, 

- Svinibrod, 

- Norimberk, 

- Rezno, 

- Landshut, 

- Augspurk, 

- Mnichov, 

- Rosenheim; 

c) ve Svobodnem stäte Bavorsko 

- Bavorske stätni ministerstvo vnitra, vystavby a dopravy, 

- prezidia Bavorske zemske policie, 

- Bavorsky zemsky kriminälni üfad, 

- Prezidium Bavorske pohotovostni policie, 

- Bavorsky policejni sprävni üfad; 

d) ve Svobodnem stäte Sasko 

- Prezidium zemske policie v Saskem stätnim ministerstvu 
vnitra, 

- feditelstvi saske policie, 

- Zemsky kriminälni üfad Sasko, 

- Prezidium pohotovostni policie Sasko, 

- Policejni sprävni üfad Sasko; 

V Ceske republice 

- Krajske feditelstvi policie Jihoceskeho kraje, 

- Krajske feditelstvi policie PIzehskeho kraje, 

- Krajske feditelstvi policie Karlovarskeho kraje, 

- Krajske feditelstvi policie Üsteckeho kraje, 

- Krajske feditelstvi policie Libereckeho kraje, 

- Ceini üfad pro Jihocesky kraj, 

- Ceini üfad pro PIzehsky kraj, 

- Ceini üfad pro Karlovarsky kraj, 
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- das Zollamt für den Bezirk Üsti nad Labem / Aussig, 

- das Zollamt für den Bezirk Liberec / Reichenberg. 

(5) Die Behörden der Vertragsstaaten unterrichten einander 
auf diplomatischem Wege über die innerstaatliche Zuständig- 
keitsverteilung hinsichtlich der grenzüberschreitenden Zusam- 
menarbeit und über Änderungen in den Bezeichnungen der Be- 
hörden. 

Artikel 3 
Grenzgebiete 

(1) Die Grenzgebiete im Sinne dieses Vertrages entsprechen 
dem Zuständigkeitsbereich der in Artikel 2 Absatz 4 genannten 
Behörden mit Ausnahme des Bundespolizeipräsidiums der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

(2) Als Grenzgebiet gilt auch der Raum eines internationalen 
Zuges auf der Strecke zwischen der gemeinsamen Staatsgrenze 
und der ersten fahrplanmäßigen Haltestelle auf dem Hoheitsge- 
biet des anderen Vertragsstaates, sowie der Raum eines Schiffes 
auf der Strecke zwischen der gemeinsamen Staatsgrenze und 
der ersten fahrplanmäßigen Anlegestelle auf dem Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates. 

Atiikel 4 

Verbindungsbeamte 

(1) Jeder Vertragsstaat kann mit Zustimmung des anderen 
Vertragsstaates Verbindungsbeamte in diesen Vertragsstaat ent- 
senden. 

(2) Verbindungsbeamte werden ohne Wahrnehmung von Ho- 
heitsbefugnissen unterstützend und beratend tätig. Sie erteilen 
Informationen und erledigen ihre Aufträge im Rahmen der ihnen 
vom entsendenden Vertragsstaat erteilten Weisungen. 

(3) In einen dritten Staat entsandte Verbindungsbeamte eines 
Vertragsstaates können im gegenseitigen Einvernehmen beider 
Vertragsstaaten und unter der Voraussetzung der Zustimmung 
des dritten Staates auch die Interessen des anderen Vertrags- 
staates wahrnehmen. 

Atiikel 5 

Gemeinsames Zentrum 

(1) Die Vertragsstaaten arbeiten in einem, wenn möglich in der 
Nähe der Staatsgrenze eingerichteten. Gemeinsamen Zentrum 
zusammen, das von Bediensteten der in Artikel 2 Absatz 4 ge- 
nannten Behörden beider Vertragsstaaten und im Bedarfsfall 
auch von Bediensteten ihrer nationalen Zentralstellen besetzt 
wird (im Folgenden nur „Gemeinsames Zentrum“ genannt). 

(2) Die Bediensteten des Gemeinsamen Zentrums arbeiten im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten unmittelbar zusammen, 
um Informationen auszutauschen, zu analysieren und weiterzu- 
leiten, und um bei der Koordinierung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit nach diesem Vertrag unterstützend mitzuwir- 
ken. Der Informationsaustausch durch nationale Zentralstellen 
bleibt hiervon unberührt. 

(3) Die Unterstützungstätigkeit kann auch die Vorbereitung 
und Mitwirkung bei der Übergabe von Personen im Einklang mit 
dem Recht der Europäischen Union sowie den sich aus zwei- 
seitigen und mehrseitigen völkerrechtlichen Übereinkünften 
ergebenden Verpflichtungen, an welche die Vertragsstaaten 
gebunden sind, umfassen. 

(4) Den Bediensteten im Gemeinsamen Zentrum obliegt nicht 
die selbständige Durchführung operativer Einsätze. Die im Ge- 
meinsamen Zentrum kooperierenden Bediensteten unterstehen 
ausschließlich der Weisungs- und Disziplinargewalt ihrer Entsen- 
debehörden. 

(5) Die Einrichtung des Gemeinsamen Zentrums, die Einzel- 
heiten der Zusammenarbeit und die Verteilung der Kosten wer- 


- Celni üfad pro Üstecky kra], 

- Celni üfad pro Liberecky kraj. 

(5) Orgäny smiuvnich stätü se budou vzäjemne informovat 
diplomatickou cestou o vnitrostätnim rozdeleni püsobnosti 
v oblasti pfeshranicni spolupräce a o zmenäch v näzvech orgänü. 


Clänek 3 

Pfihranicni oblasti 

(1) Prihranicnimi oblastmi ve smysiu teto smiouvy se rozumi 
üzemi v püsobnosti orgänü uvedenych v clänku 2 ödst. 4, 
s vyjimkou Prezidia Spolkove policie Spolkove republiky 
Nemecko. 

(2) Za pfihranicni oblast se povazuje take prostor 
mezinärodniho vlaku na trati mezi spolecnymi stätnimi hranicemi 
a prvni zastävkou podle jizdniho fädu na üzemi druheho 
smiuvniho statu a prostor lodi na trase mezi spolecnymi stätnimi 
hranicemi a prvnim pfistavistem podle plavebniho fädu na üzemi 
druheho smiuvniho stätu. 

Clänek 4 
Stycni düstojnici 

(1) Kazdy smiuvni stät müze se souhlasem druheho smiuvniho 
stätu vysilat do tohoto smiuvniho stätu stycne düstojniky. 

(2) Stycni düstojnici vyvijeji podpürnou a poradni cinnost bez 
vykonu oprävneni. Podävaji informace a vyfizuji ükoly v rämci 
pokynü udelenych jim vysilajicim smiuvnim stätem. 

(3) Stycni düstojnici jednoho smiuvniho stätu vysiani do tfetiho 
stätu mohou po vzäjemne dohode obou smiuvnich stätü a za 
pfedpokladu souhlasu tfetiho stätu zastupovat i zäjmy druheho 
smiuvniho stätu. 


Clänek 5 

Spolecne centrum 

(1) Smiuvni stäty spolupracuji ve spolecnem centru zfizenem 
pokud mozno v blizkosti stätnich hranic, ktere bude obsazeno 
pracovniky orgänü uvedenych v clänku 2 ödst. 4 obou smiuvnich 
stätü a v pfipade potfeby take pracovniky jejich närodnich centräl 
(däie jen „spolecne centrum“). 

(2) Pracovnici ve spolecnem centru bezprostfedne 
spolupracuji v rämci svych kompetenci, aby si vymenovali, 
analyzovali a postupovali informace, jakoz se i podpürne 
spolupodileli na koordinaci pfeshranicni spolupräce podle teto 
smiouvy. Vymena informaci prostfednictvim närodnich centräl 
neni timto dotcena. 

(3) Podpürnä cinnost müze zahrnovat i pfipravu a soucinnost 
pfi pfedäväni osob v souladu s prävem Evropske unie, jakoz i 
zävazky vyplyvajicimi z dvoustrannych a mnohostrannych 
mezinärodnich smiuv, jimiz jsou smiuvni stäty väzäny. 


(4) Pracovniküm ve spolecnem centru nepfislusi samostatne 
provädeni operativnich zäsahü. Pracovnici, ktefi spolupracuji ve 
spolecnem centru, spadaji vylucne pod nafizovaci a käzenskou 
pravomoc vysilajicich orgänü. 

(5) Zfizeni spolecneho centra, podrobnosti spolupräce a 
rozdeleni näkladü budou upraveny v provädecim ujednäni podle 
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den in einer Durchführungsvereinbarung nach Artikel 34 Absatz 1 
geregelt. 

Kapitel II 

Formen der Zusammenarbeit 
Artikel 6 

Zusammenarbeit auf Ersuchen 

(1) Die Behörden der Vertragsstaaten leisten einander auf 
Ersuchen im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten bei der 
Verhütung und Aufklärung von Straftaten und Ordnungswidrig- 
keiten sowie zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung Hilfe. 

(2) Ersuchen in Bezug auf die Verhütung und Aufklärung von 
Straftaten und deren Beantwortung werden unmittelbar zwischen 
den nationalen Zentralstellen übermittelt. Ersuchen und deren 
Beantwortung können auch unmittelbar zwischen den in Artikel 2 
Absatz 4 genannten Behörden übermittelt werden, soweit 

a) das Ersuchen mit Straftaten zusammenhängt, bei denen an- 
zunehmen ist, dass der Schwerpunkt der Tat und ihrer Auf- 
klärung im Grenzgebiet liegt, 

b) das Ersuchen nicht rechtzeitig durch die nationalen Zentral- 
stellen gestellt oder erledigt werden kann, oder 

c) eine unmittelbare Zusammenarbeit zweckmäßig ist und hier- 
zu das Einvernehmen der jeweiligen nationalen Zentralstellen 
vorliegt. 

Satz 2 lässt die Pflicht zur Benachrichtigung der nationalen Zen- 
tralstellen unberührt, soweit das jeweilige innerstaatliche Recht 
eine solche festlegt. 

(3) Die Bedingungen für die Übermittlung und Erledigung von 
Ersuchen in Bezug auf Ordnungswidrigkeiten im Sinne des Arti- 
kels 1 Absatz 1 Satz 3 werden in einer Durchführungsvereinba- 
rung nach Artikel 34 Absatz 1 geregelt. Insbesondere kann darin 
der Umfang der Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten 
von der Art der Tat, der Schwere der Tat oder der zu erwartenden 
Höhe der Sanktion abhängig gemacht werden. 

(4) Ersuchen in Bezug auf die Abwehr von Gefahren für die öf- 
fentliche Sicherheit und Ordnung in den Grenzgebieten, die nicht 
unter die Absätze 2 und 3 fallen, werden unmittelbar zwischen 
den in Artikel 2 Absatz 4 genannten Behörden übermittelt und 
erledigt. 

(5) Ersuchen und deren Beantwortung werden schriftlich, 
auch per Fax oder elektronischer Post übermittelt. In dringenden 
Fällen kann das Ersuchen auch mündlich mit unverzüglich darauf 
folgender schriftlicher Bestätigung erfolgen. 

(6) Dem Ersuchen soll eine Übersetzung in die Amtssprache 
des ersuchten Vertragsstaates oder in die englische Sprache bei- 
gefügt werden, sofern das Ersuchen nicht in der Amtssprache 
des ersuchten Vertragsstaates oder in englischer Sprache ge- 
stellt wird. 

(7) Das Ersuchen wird unverzüglich erledigt. Ist die ersuchte 
Behörde für die Erledigung des Ersuchens unzuständig, leitet sie 
das Ersuchen unverzüglich an die zuständige Behörde weiter 
und teilt dies der ersuchenden Behörde mit. 

(8) Ersuchen können insbesondere betreffen: 

a) Eigentümer- und Halterfeststellungen sowie Fahrer- und Füh- 
rerermittlungen bei Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeugen, 

b) Informationen über Führerscheine, Fahrzeugdokumente und 
vergleichbare Berechtigungen und Dokumente, 

c) Wohnsitz- und Aufenthaltsfeststellungen, Feststellungen der 
Aufenthaltsberechtigung und des Aufenthaltsstatus, 

d) Feststellungen von Telefon-, Telefax- und Internetanschluss- 
inhabern und Anschlussinhabern anderer Telekommunikati- 
onseinrichtungen, 


clänku 34 ödst. 1 . 


Kapitola II 
Formy spolupräce 

Clänek 6 

Spolupräce na zädost 

(1) Orgäny smiuvnich stätü si na zädost poskytuji v rämci 
svych kompetenci pomoc pfi pfedchäzeni a objasnoväni 
trestnych cinü a sprävnich deliktü, jakoz i ph pfedchäzeni 
poruseni vefejneho pofädku a bezpecnosti. 

(2) Zädosti tykajici se pfedchäzeni a objasnoväni trestnych 
cinü a odpovedi na ne si bezprostfedne zasilaji närodni centräly. 
Zädosti a odpovedi na ne si mohou bezprostfedne zasilat rovnez 
orgäny uvedene v clänku 2 ödst. 4, pokud 

a) zädost souvisi s trestnymi ciny, u nichz Ize pfedpoklädat 
teziste cinu a jeho objasnoväni v phhranicni oblasti, 

b) zädost nemüze byt vcas podäna nebo vyfizena 
prostfednictvim närodnich central, nebo 

c) je bezprostfedni spolupräce üceinä a pfislusne närodni 
centräly s tim souhlasi. 

Druhou vetou neni dotcena povinnost informovat närodni 
centräly, pokud vnitrostätni prävni pfedpisy takovou povinnost 
stanovi. 

(3) Podminky zasiläni a vyfizoväni zädosti tykajicich se 
sprävnich deliktü, ve smysiu clänku 1 ödst. 1 tfeti vety, jsou 
upraveny v provädecim ujednäni podle clänku 34 ödst. 1 . 
Zejmena v nem müze byt stanoven rozsah spolupräce mezi 
smiuvnimi stäty v zävislosti na druhu skutku, zävaznosti skutku 
nebo ocekävane vysi sankce. 

(4) Zädosti tykajici se pfedchäzeni poruseni vefejneho 
pofädku a bezpecnosti v pfihranicnich oblastech, ktere nespadaji 
pod odstavce 2 a 3, si bezprostfedne zasilaji a vyfizuji orgäny 
uvedene v clänku 2 ödst. 4. 

(5) Zädosti a odpovedi na ne se zasilaji pisemne, take faxem 
nebo elektronickou postou. V nalehavych pfipadech Ize zädost 
podat i üstne s näslednym bezodkladnym pisemnym potvrzenim. 

(6) K zädosti mä byt pokud mozno pfilozen pfeklad do 
üfedniho jazyka zädaneho smiuvniho statu nebo do anglickeho 
jazyka, jestlize zädost neni podäna v üfednim jazyce zädaneho 
smiuvniho statu nebo v anglickem jazyce. 

(7) Zädost bude vyfizena bez zbytecneho odkladu. Jestlize 
zädany orgän neni pfislusny k vyfizeni zädosti, pfedä ji bez 
zbytecneho odkladu pfislusnemu orgänu a sdeli to zädajicimu 
orgänu. 

(8) Zädosti se mohou tykat zejmena: 

a) zjistöväni viastnikü a provozovatelü, jakoz i fidicü silnicnich 
vozidel, plavidel a letadel, 

b) informaci o fidicskych prükazech, dokladech k vozidlüm a 
srovnateinych oprävnenich a dokladech, 

c) zjistöväni mista bydiiste a mista pobytu, zjistöväni 
oprävnenosti a druhu pobytu, 

d) zjistöväni majitelü telefonnich, faxovych a internetovych 
pfipojek a majitelü pfipojek ostatnich telekomunikacnich 
zafizeni. 
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e) Feststellungen der Identität von Personen und Identifikation 
von sterblichen Überresten, 

f) Informationen über die Herkunft von Sachen, beispielsweise 
von Schusswaffen, Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeugen 
sowie deren Eigentümer oder Besitzer, 

g) polizeiliche Vernehmungen und Befragungen, 

h) Informationen aus polizeilichen Datenbanken und Unterlagen 
sowie aus anderen amtlichen Datenbanken und Registern, 

i) Spurensuche, -Sicherung, -bewertung und -vergleich, oder 

j) Fahndung nach Personen und Sachen. 

Atiikel 7 

Informationsübermittlung ohne Ersuchen 

Die Behörden der Vertragsstaaten teilen einander im Einklang 
mit dem innerstaatlichen Recht Informationen ohne Ersuchen 
mit, sofern sie annehmen, dass diese Informationen zur Verhü- 
tung und Aufklärung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
oder für die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung erforderlich sind. 

Artikel 8 

Allgemeine Formen der Zusammenarbeit 

(1) Die Behörden der Vertragsstaaten können im Einklang mit 
dem innerstaatlichen Recht insbesondere 

a) Informationen austauschen 

1 . über Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, über deren Tä- 
ter und Teilnehmer, über Personen, die der Begehung 
einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit oder der Beteili- 
gung an solchen verdächtigt werden, über die Umstände 
deren Begehung, über Verletzte und Zeugen und über die 
getroffenen Maßnahmen, 

2. über Gegenstände, mit denen Straftaten begangen wur- 
den oder die aus strafbaren Handlungen herrühren, und 
einander Muster dieser Gegenstände gewähren, 

3. über mögliche Terroranschläge und terroristische Vereini- 
gungen, 

4. über Formen der Begehung von strafbaren Handlungen, 

5. über Migrationsbewegungen, deren Umfang, Struktur und 
mögliche Zielrichtungen, 

6. über geplante Polizeiaktionen und -einsätze in den Grenz- 
gebieten, 

7. zur Gewährleistung der Sicherheit im Straßenverkehr, 

8. zwecks Erarbeitung gemeinsamer Lagebilder und Analy- 
sen vor allem für die Grenzgebiete, 

9. über Rechts-, Dienst- und Verwaltungsvorschriften; 

b) bei der Ermittlung von Vermögenswerten und sonstigen Ge- 
genständen Zusammenarbeiten, bei denen Grund zur Annah- 
me besteht, dass sie aus strafbaren Handlungen herrühren; 

c) erforderliche Maßnahmen auf der Grundlage eines Ersuchens 
des anderen Vertragsstaates treffen; 

d) die beiderseits der Staatsgrenze zu treffenden Maßnahmen 
abstimmen; 

e) gemeinsame Programme der Kriminalprävention planen und 
durchführen; 

f) einander die erforderlichen Angaben für Telefon-, Fax- und 
Funkverbindungen sowie für eine elektronische Kommunika- 
tion zwischen den Behörden übermitteln und diese fortlau- 
fend aktualisieren; 

g) analytische und konzeptionelle Unterlagen und Fachliteratur 
austauschen. 


e) zjistöväni totoznosti osob a identifikace telesnych ostatkü, 

f) informaci o püvodu veci, napfiklad stfeinych zbrani, silnicm'ch 
vozidel, plavidel a letadel, jakoz i o jejich vlastm'cich nebo 
drzitelich, 

g) policejnich vyslechü a dotazoväni, 

h) informaci z policejnich databäzi a podkladü, jakoz i z dalsich 
üfednich databäzi a rejstfikü, 

i) vyhledäväni, zajistöväni, vyhodnocoväni a porovnäväni stop, 
nebo 

j) päträni po osobäch a vecech. 

Clänek 7 

Predäväni informaci bez zädosti 

Orgäny smiuvnich stätü si navzäjem sdeluji v souladu 
s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy informace bez zädosti, pokud 
se domnivaji, ze tyto informace jsou potfebne pro pfedchäzeni a 
objasnoväni trestnych cinü a sprävm'ch deliktü nebo pro 
pfedchäzeni poruseni vefejneho pofädku a bezpecnosti. 


Clänek 8 

Obecne formy spolupräce 

(1) Orgäny smiuvnich stätü mohou v souladu s vnitrostätnimi 

prävnimi pfedpisy zejmena 

a) vymenovat si informace 

1. o trestnych cinech a sprävnich deliktech, o jejich 
pachatelich a ücastnicich, o osobäch podezfelych ze 
spächäni trestnych cinü nebo sprävnich deliktü nebo 
z ücasti na nich, o okolnostech jejich spächäni, o 
poskozenych a svedcich a o pfijatych opatfenich, 

2. o pfedmetech, jimiz byly trestne ciny spächäny nebo 
z trestne cinnosti pochäzeji, a poskytovat si vzorky techto 
pfedmetü, 

3. o moznych teroristickych ütocich a teroristickych 
skupinäch, 

4. o formäch pächäni trestne cinnosti, 

5. o migracnich pohybech, jejich rozsahu, struktufe a 
moznych cilech, 

6. o plänovanych policejnich akcich a zäsazich 
v pfihranicnich oblastech, 

7. k zajisteni bezpecnosti silnicniho provozu, 

8. za ücelem vypracoväni spolecnych situacnich zpräv a 
analyz, pfedevsim pro pfihranicni oblasti, 

9. o prävnich, sluzebnich a sprävnich pfedpisech; 

b) spolupracovat pfi zjistöväni majetkovych hodnot a ostatnich 
pfedmetü, u kterych existuje düvod k domnence, ze 
pochäzeji z trestne cinnosti; 

c) pfijimat potfebnä opatfeni na zäklade zädosti druheho 
smiuvniho stätü; 

d) koordinovat opatfeni provädenä po obou stranäch stätnich 
hranic; 

e) plänovat a provädet spolecne programy prevence kriminality; 

f) pfedävat si a prübezne aktualizovat üdaje potfebne pro 
telefonni, faxove a radiove spojeni, jakoz i pro elektronickou 
komunikaci mezi orgäny; 

g) vymenovat si analyticke a koncepcni materiäly a odbornou 
literaturu. 
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(2) Die Behörden der Vertragsstaaten können einander durch 
Bereitsteiiung von Ausstattung und poiizeitechnischen Mitteln 
Hilfe leisten. Die Behörden der Vertragsstaaten können die Be- 
dingungen der Bereitstellung von Ausstattung und polizeitech- 
nischen Mitteln, die Kostenerstattung und von Artikel 25 Absatz 1 
abweichende Haftungsbestimmungen vorab schriftlich vereinba- 
ren. 

(3) Die Behörden der Vertragsstaaten können bei der Gestal- 
tung und dem Austausch von Tarnmitteln nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts Zusammenarbeiten. Die Behörde des 
Vertragsstaates, welche die Tarnmittel zur Verfügung stellt, kann 
Bedingungen für deren Nutzung, Aufbewahrung und Rückgabe 
sowie das Verfahren im Falle ihres Verlustes oder ihrer Vernich- 
tung festlegen. 

Ariikel 9 

Aus- und Fortbildung 

Die Behörden der Vertragsstaaten und die zuständigen Aus- 
und Fortbildungseinrichtungen können bei der Aus- und Fortbil- 
dung insbesondere durch den Austausch von Lehrplänen, die Er- 
möglichung der Teilnahme von Bediensteten des anderen Ver- 
tragsstaates an Aus- und Fortbildungskursen, die Durchführung 
gemeinsamer Übungen und Seminare sowie die Einladung von 
Vertretern der Behörden des anderen Vertragsstaates als Beob- 
achter zu Übungen und speziellen Einsätzen Zusammenarbeiten. 
Besondere Aufmerksamkeit wird der Aus- und Fortbildung von 
Pollzeibeamten gewidmet, die an den einzelnen Formen der Zu- 
sammenarbeit nach diesem Vertrag teilnehmen. 

Artikel 10 

Gemeinsame Einsatzformen 

(1) Die Behörden der Vertragsstaaten können zur Verhütung 
und Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten sowie 
zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung gemeinsame Streifen und andere gemeinsame Einsatzfor- 
men, insbesondere gemeinsame Kontrollgruppen und gemein- 
same Fahndungsgruppen, dauerhaft oder für eine bestimmte Zeit 
einrichten. 

(2) Die auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
tätigen Polizeibeamten können Hoheitsbefugnisse nach Maßga- 
be des innerstaatlichen Rechts dieses Vertragsstaates wahrneh- 
men. Die Wahrnehmung dieser Befugnisse erfolgt nur unter Lei- 
tung und in der Regel in Anwesenheit eines Polizeibeamten 
dieses Vertragsstaates. Ihr Handeln ist dem Vertragsstaat, des- 
sen Polizeibeamter den Einsatz führt, zuzurechnen. 

(3) Die Einzelheiten der Zusammenarbeit nach diesem Artikel 
werden zwischen den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
vereinbart. Hierbei sollen insbesondere die Zuständigkeit, Aus- 
richtung, Zeitdauer und Leitung geregelt werden. Die Vereinba- 
rung soll schriftlich erfolgen. 

Artikel 11 

Grenzüberschreitende 
Fahndungsaktionen, gemeinsame 
Einsatzleitungen und Teilnahme an Einsätzen 

(1) Die Behörden der Vertragsstaaten können bei grenzüber- 
schreitenden Fahndungsaktionen Zusammenarbeiten. 

(2) Die Behörden der Vertragsstaaten können im Bedarfsfall 
gemeinsame Einsatzleitungen zur Koordinierung von beiderseits 
der Staatsgrenze durchgeführten Maßnahmen und zur Erteilung 
von Informationen und Konsultationen bilden. 

(3) Bei Einsätzen auf dem Hoheitsgebiet des einen Vertrags- 
staates können Polizeibeamte des anderen Vertragsstaates 
hieran ohne Wahrnehmung von Hoheitsbefugnissen zum Zweck 
der Erteilung von Informationen und Konsultationen teilnehmen. 


(2) Orgäny smluvm'ch stätü si mohou pomähat poskytovänim 
vybaveni a policejne technickych prostfedkü. Orgäny smiuvnich 
stätü mohou pfedem pisemne dohodnout podminky poskytnuti 
vybaveni a policejne technickych prostfedkü, ühradu näkladü 
a odchylky od ustanoveni clänku 25 ödst. 1 o odpovednosti za 
skodu. 

(3) Orgäny smiuvnich stätü mohou spolupracovat pfi vytväfeni 
a vymene krycich prostfedkü podle vnitrostätnich prävnich 
pfedpisü. Orgän smiuvniho stätü, ktery poskytuje kryci 
prostfedky, müze stanovit podminky pro jejich pouziti, 
uchoväväni a navräceni, stejne jako postup v pfipade jejich zträty 
nebo zniceni. 


Clänek 9 

Vzdeläväni a dalsi vzdelävänr 

Orgäny smiuvnich stätü a pfislusnä vzdelävaci zafizeni a 
zafizeni dalsiho vzdeläväni, mohou spolupracovat pfi vzdeläväni 
a dalsim vzdeläväni zejmena tim, ze si vymehuji ucebni pläny, 
umozni ücast pracovnikü druheho smiuvniho stätü na kurzech 
vzdeläväni a dalsiho vzdeläväni, realizuji spolecnä cviceni a 
seminäfe a zvou zästupce orgänü druheho smiuvniho stätü jako 
pozorovatele na cviceni a zviästni zäsahy. Zviästni pozornost je 
venoväna vzdeläväni a dalsimu vzdeläväni policistü, ktefi se 
ücastni jednotlivych forem spolupräce podle teto smiouvy. 


Clänek 10 

Formy spolecneho nasazeni 

(1) Orgäny smiuvnich stätü mohou za ücelem pfedchäzeni a 
objashoväni trestnych cinü a sprävnich deliktü, jakoz i 
pfedchäzeni poruseni vefejneho pofädku a bezpecnosti zfizovat 
trvale nebo na urcitou dobu spolecne hlidky a jine formy 
spolecneho nasazeni, zejmena spolecne kontroini skupiny a 
spolecne pätraci skupiny. 

(2) Policiste püsobici na üzemi druheho smiuvniho stätü 
mohou vykonävat oprävneni podle vnitrostätnich prävnich 
pfedpisü tohoto smiuvniho stätu. Vykon techto oprävneni probihä 
pouze pod velenim a zpravidla za pfitomnosti policisty tohoto 
smiuvniho stätu. Jejich jednäni je pficitäno smiuvnimu stätu, 
jehoz policista fidi zäsah. 

(3) Podrobnosti spolupräce podle tohoto clänku budou 
dohodnuty mezi pfislusnymi orgäny smiuvnich stätü. Pfitom 
budou zejmena vymezeny kompetence, zamefeni, doba trväni 
a vedeni. Dohoda mä byt pokud mozno pisemnä. 


Clänek 11 

Pfeshranicni pätraci akce, 
spolecnä vedeni zäsahü a ücast na zäsazich 

(1) Orgäny smiuvnich stätü mohou spolupracovat pfi 
pfeshranicnich pätracich akcich. 

(2) Orgäny smiuvnich stätü mohou v pfipade potfeby vytväfet 
spolecnä vedeni zäsahü za ücelem koordinace opatfeni 
provädenych po obou stranäch stätnich hranic a za ücelem 
poskytoväni informaci a konzultaci. 

(3) Policiste jednoho smiuvniho stätu se mohou podilet na 
zäsazich na üzemi druheho smiuvniho stätu bez vykonu 
oprävneni za ücelem poskytoväni informaci a konzultaci. 
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Artikel 12 

Einsatz von Polizeibeamten zur Unterstützung 
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 

(1) Im Einvernehmen der zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten können die Poiizeibeamten des einen Vertragsstaates zur 
Verhütung und Aufkiärung von Straftaten sowie zur Abwehr von 
Gefahren für die öffentiiche Sicherheit und Ordnung im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaates eingesetzt und dessen Be- 
hörden untersteilt werden, um diese bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben zu unterstützen. 

(2) Die auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
tätigen Polizeibeamten können Hoheitsbefugnisse nach Maß- 
gabe des innerstaatlichen Rechts dieses Vertragsstaates wahr- 
nehmen. Die Wahrnehmung dieser Befugnisse erfolgt nur unter 
Leitung und in der Regel in Anwesenheit eines Polizeibeamten 
dieses Vertragsstaates. Ihr Handeln ist dem Vertragsstaat, des- 
sen Polizeibeamter den Einsatz führt, zuzurechnen. 

(3) Der Einsatz nach Absatz 1 kann auch zur Gewährleistung 
der Sicherheit im Straßenverkehr bei Großereignissen, Katastro- 
phen, schweren Unglücksfällen und grenzüberschreitenden 
Sport- und ähnlichen Veranstaltungen erfolgen. 

Artikel 13 

Grenzüberschreitende Gefahrenabwehr 

(1) Polizeibeamte eines Vertragsstaates können im Fall eines 
dringenden Bedarfs ohne vorherige Zustimmung des anderen 
Vertragsstaates die Staatsgrenze überschreiten, um bis zu einer 
Entfernung von zehn Kilometern von der gemeinsamen Staats- 
grenze in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht des 
anderen Vertragsstaates vorläufige Maßnahmen zu treffen, die 
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben von 
Personen erforderlich sind. 

(2) Ein dringender Bedarf im Sinne des Absatzes 1 liegt nur 
vor, wenn bei einem Abwarten auf das Einschreiten von Polizei- 
beamten des anderen Vertragsstaates oder auf das Einverneh- 
men betreffend den Einsatz auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates im Sinne des Artikels 12 die Verwirklichung der 
Gefahr droht. 

(3) Die nach Absatz 1 einschreitenden Polizei beamten haben 
die zuständige Behörde des anderen Vertragsstaates unverzüg- 
lich zu unterrichten. Die zuständige Behörde trifft unverzüglich 
Maßnahmen, die zur Abwehr der Gefahr und zur Übernahme des 
Einsatzes erforderlich sind. Die einschreitenden Polizeibeamten 
dürfen auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates nur 
so lange tätig sein, bis der andere Vertragsstaat den Einsatz 
übernimmt. Der Einsatz ist zu beenden, sobald dies der Vertrags- 
staat, auf dessen Hoheitsgebiet der Einsatz erfolgt, verlangt. 

(4) Die einschreitenden Polizeibeamten sind an die Weisungen 
der Behörden des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet der 
Einsatz erfolgt, gebunden. 

(5) Das Handeln der einschreitenden Polizeibeamten ist dem 
Vertragsstaat zuzurechnen, auf dessen Hoheitsgebiet der Einsatz 
erfolgt. 

Artikel 14 

Grenzüberschreitende Nacheile 

(1) Polizeibeamte, die eine Person verfolgen, die 

a) der Begehung oder Teilnahme an einer Straftat, die nach dem 
innerstaatlichen Recht ihres Vertragsstaates mit einer Frei- 
heitsstrafe im Höchstmaß von mindestens zwölf Monaten be- 
droht ist, verdächtig ist oder deswegen strafrechtlich verfolgt 
wird, 

b) aus der Untersuchungshaft, der Strafhaft, dem Maßregelvoll- 
zug oder der Sicherungsverwahrung geflohen ist oder sich 
einer mit der Einschränkung ihrer persönlichen Freiheit ver- 
bundenen Maßnahme entzieht. 


Clänek 12 

Nasazeni policistü za ücelem 
podpory na üzemi druheho smiuvni'ho statu 

(1) Po dohode phslusnych orgänü smluvm'ch statu mohou byt 
policiste jednoho smiuvni'ho statu za ücelem pfedchäzeni a 
objasnoväni trestnych cinü a pfedchäzeni poruseni vefejneho 
pofädku a bezpecnosti nasazeni na üzemi druheho smiuvniho 
statu a podhzeni jeho orgänüm, aby je podpofili ph pineni jejich 
ükolü. 

(2) Policiste püsobici na üzemi druheho smiuvniho statu 
mohou vykonävat oprävneni podle vnitrostätm'ch prävm'ch 
pfedpisü tohoto smiuvni'ho statu. Vykon techto oprävneni probihä 
pouze pod velenim a zpravidla za phtomnosti policisty tohoto 
smiuvniho statu. Jejich jednäni je pficitäno smiuvnimu statu, 
jehoz policista fidi zäsah. 

(3) Nasazeni podle odstavce 1 se müze uskutecnit i k zajisteni 
bezpecnosti silnicniho provozu pfi udäiostech velkeho rozsahu, 
katastrofäch, tezkych nehodäch a pfeshranicnich sportovnich a 
obdobnych akcich. 

Clänek 13 

Pfeshranicni odvraceni nebezpeci 

(1) Policiste jednoho smiuvniho statu mohou v phpade 
nalehave potfeby bez pfedchoziho souhlasu druheho smiuvniho 
stätu pfekrocit stätni hranice, aby az do vzdäienosti deseti 
kilometrü od spolecnych stätnich hranic v souladu 
s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy druheho smiuvniho stätu ucinili 
pfedbeznä opatfeni potfebnä pro odvraceni bezprostfedniho 
nebezpeci pro zivot ci zdravi osob. 

(2) Nalehavä potfeba ve smysiu odstavce 1 je däna pouze 
V phpade, kdy pfi vyckäni na zäsah policistü druheho smiuvniho 
stätu nebo na dohodu o nasazeni na üzemi druheho smiuvniho 
stätu ve smysiu clänku 12 hrozi, ze se nebezpeci naplni. 


(3) Policiste zasahujici podle odstavce 1 musi bez zbytecneho 
odkladu vyrozumet pfislusny orgän druheho smiuvniho stätu. 
Pfislusny orgän bez zbytecneho odkladu ucini opatfeni potfebnä 
k odvräceni nebezpeci a pfevzeti zäsahu. Zasahujici policiste 
smeji na üzemi druheho smiuvniho stätu püsobit pouze tak 
diouho, dokud druhy smiuvni stät nepfevezme zäsah. Zäsah 
musi byt ukoncen, jakmile to pozaduje smiuvni stät, na jehoz 
üzemi zäsah probihä. 

(4) Zasahujici policiste jsou väzäni pokyny orgänü smiuvniho 
stätu, na jehoz üzemi zäsah probihä. 

(5) Jednäni zasahujicich policistü je pficitäno smiuvnimu stätu, 
na jehoz üzemi zäsah probehl. 


Clänek 14 

Pfeshranicni pronäsledoväni 

(1) Policiste pronäsledujici osobu, kterä 

a) je podezfelä ze spächäni trestneho cinu nebo z ücasti na 
trestnem cinu, za ktery podle vnitrostätnich prävnich pfedpisü 
jejich smiuvniho stätu hrozi trest odneti svobody s horni 
hranici nejmene dvanäct mesicü, nebo je pro nej trestne 
stihäna, 

b) uprchla z vazby, z vykonu trestu odneti svobody, z vykonu 
ochranneho leceni nebo zabezpecovaci detence nebo se 
vyhybä opatfeni spojenemu s omezenim jeji osobni svobody. 
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c) sich einer durch die Poiizei- oder Zoilbehörden in den Grenz- 
gebieten durchgeführten Kontroiie entzieht, oder 

d) sich einer in Übereinstimmung mit dem Recht der Europä- 
ischen Union zeitweiiig durchgeführten Grenzkontrolie an den 
Binnengrenzen entzieht, 

sind befugt, die Verfolgung auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates ohne dessen vorherige Zustimmung fortzuset- 
zen, wenn dessen Behörden wegen der besonderen Dringlichkeit 
der Angelegenheit nicht zuvor unterrichtet werden konnten oder 
nicht rechtzeitig zur Stelle sind, um die Verfolgung zu überneh- 
men. Zur Nacheile sind alle Polizeibeamten berechtigt, die vor 
dem Grenzübertritt in die Nacheile eingebunden waren. 

(2) Die zuständige Behörde des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet die Nacheile begonnen wurde, nimmt unverzüg- 
lich, im Regelfall noch vor dem Grenzübertritt der nacheilenden 
Polizeibeamten, Kontakt mit der zuständigen Behörde des ande- 
ren Vertragsstaates auf und benachrichtigt das Gemeinsame 
Zentrum. Die Nacheile ist einzustellen, sobald der Vertragsstaat, 
auf dessen Hoheitsgebiet die Nacheile stattfinden soll oder be- 
reits stattfindet, dies verlangt. Auf Ersuchen der nacheilenden 
Polizeibeamten halten die Behörden des anderen Vertragsstaates 
die verfolgte Person an, um im Einklang mit dem innerstaatlichen 
Recht dieses Vertragsstaates ihre Identität festzustellen und die 
zulässigen Maßnahmen vorzunehmen. 

(3) Wird die Einstellung der Nacheile nicht verlangt und kön- 
nen die Behörden des anderen Vertragsstaates nicht rechtzeitig 
herangezogen werden, sind die nacheilenden Polizeibeamten be- 
fugt, die Person im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet die Nacheile durch- 
geführt wird, festzuhalten, bis die Behörden des anderen 
Vertragsstaates die Identitätsfeststellung und die zulässigen 
Maßnahmen vornehmen. 

(4) Die Nacheile findet auf dem Land-, Luft- oder Wasserweg 
ohne räumliche oder zeitliche Begrenzung statt. 

(5) Die nacheilenden Polizeibeamten können die Nacheile 
unter folgenden allgemeinen Bedingungen durchführen: 

a) Die nacheilenden Polizei beamten sind an die Bestimmungen 
dieses Vertrages und das innerstaatliche Recht des anderen 
Vertragsstaates gebunden; sie haben Anordnungen der Be- 
hörden dieses Vertragsstaates zu befolgen. 

b) Die nacheilenden Polizeibeamten sind nicht befugt, Wohnun- 
gen und öffentlich nicht zugängliche Grundstücke zu betre- 
ten. Gebäude dürfen nur dann betreten werden, soweit es 
sich um öffentlich zugängliche Betriebs- oder Geschäfts- 
räume während der Arbeite-, Betriebs- oder Geschäftszeit 
handelt. 

c) Die nacheilenden Polizeibeamten müssen als solche eindeu- 
tig erkennbar sein, entweder durch eine Uniform, eine Arm- 
binde, eine Weste mit Aufschrift oder durch an dem Fahrzeug 
angebrachte Zusatzeinrichtungen; das Tragen von Zivilklei- 
dung unter Benutzung eines getarnten Polizeifahrzeuges 
ohne die vorgenannte Kennzeichnung ist nicht zulässig. Die 
nacheilenden Polizeibeamten müssen jederzeit in der Lage 
sein, ihre amtliche Funktion nachzuweisen. Bei Nacheile mit 
einem getarnten Fahrzeug wird zum Anhalten der verfolgten 
Person immer ein Licht- und Tonwarnsignal und, soweit vor- 
handen, ein Anhaltesignalgeber, andernfalls ein Anhaltestab, 
verwendet. 

d) Die nach Absatz 3 festgehaltene Person darf im Hinblick auf 
ihre Vorführung vor die zuständige Behörde des anderen Ver- 
tragsstaates lediglich einer Sicherheitsdurchsuchung unter- 
zogen werden. Es dürfen ihr nach Maßgabe des innerstaat- 
lichen Rechts des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet 
die Nacheile durchgeführt wird, Fesseln angelegt werden, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person 
zu fliehen versucht oder eine Gefahr für die Sicherheit von 
Personen oder Eigentum oder eine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit besteht. Die von der Person mitgeführten Gegen- 
stände dürfen vorläufig sichergestellt werden. 


c) se vyhybä kontrole provädene policejm'mi nebo celnimi 
orgäny v pfihranicm'ch oblastech, nebo 

d) se vyhybä kontrole na vnitfnich hranicich docasne provädene 
V souladu s prävem Evropske unie, 

jsou oprävneni pokracovat v pronäsledoväni na üzemi druheho 
smluvm'ho stätu bez jeho pfedchoziho souhlasu, jestlize jeho 
orgäny nemohly byt s ohledem na zviästni nalehavost zälezitosti 
informoväny pfedem nebo nejsou vcas na miste, aby 
pronäsledoväni prevzaly. K pronäsledoväni jsou oprävneni 
vsichni policiste, kteh se zapojili do pronäsledoväni pfed 
pfekrocenim stätnich hranic. 

(2) Pfislusny orgän smiuvniho stätu, na jehoz üzemi bylo 
pronäsledoväni zahäjeno, naväze bez zbytecneho odkladu, 
zpravidla jeste pfed pfekrocenim stätnich hranic pronäsledujicimi 
policisty, kontakt s pfislusnym orgänem druheho smiuvniho stätu 
a vyrozumi spolecne centrum. Pronäsledoväni musi byt 
zastaveno, jakmile to pozaduje smiuvni stät, na jehoz üzemi mä 
byt pronäsledoväni provädeno nebo se jiz provädi. Na zädost 
pronäsledujicich policistü zajisti orgäny druheho smiuvniho stätu 
pronäsledovanou osobu, aby v souladu s vnitrostätnimi prävnimi 
pfedpisy tohoto smiuvniho stätu zjistily jeji totoznost a ucinily 
pfipustnä opatfeni. 

(3) Jestlize neni pozadoväno zastaveni pronäsledoväni a 
jestlize orgäny druheho smiuvniho stätu nemohou byt vcas 
zapojeny, jsou pronäsledujici policiste oprävneni osobu zajistit 
V souladu s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy smiuvniho stätu, na 
jehoz üzemi se pronäsledoväni provädi, do doby, nez orgäny 
druheho smiuvniho stätu zjisti totoznost osoby a ucini pfipustnä 
opatfeni. 

(4) Pronäsledoväni se provädi pozemni, vzdusnou nebo vodni 
cestou bez prostoroveho nebo casoveho omezeni. 

(5) Pronäsledujici policiste mohou provädet pronäsledoväni za 
näsledujicich obecnych podminek: 

a) Pronäsledujici policiste jsou väzäni ustanovenimi teto 
smiouvy a vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy druheho 
smiuvniho stätu; musi dodrzovat pokyny orgänü tohoto 
smiuvniho stätu. 

b) Pronäsledujici policiste nejsou oprävneni vstupovat do obydii 
a na vefejne nepfistupnä mista. Do budov Ize vstupovat 
pouze tehdy, jednä-li se o vefejne pfistupne provozni nebo 
prodejni prostory behem pracovni, provozni nebo prodejni 
doby. 

c) Pronäsledujici policiste musi b^ snadno rozpoznateini bud' 
podle uniformy, podle päsky na rukäve, vesty s näpisem 
nebo podle dodatecneho oznaceni umisteneho na vozidle; 
pouziväni civilniho odevu ve spojeni s pouzitim 
neoznaceneho vozidla bez vyse uvedenych identifikacnich 
znakü je zakäzäno. Pronäsledujici policiste musi byt kdykoli 
schopni prokäzat, ze jednaji z üfedniho povefeni. Pfi 
pronäsledoväni neoznacenym vozidlem se k zastaveni 
pronäsledovane osoby pouzije vzdy svetelne a zvukove 
vystrazne zahzeni a signalizacni zahzeni vyzyvajici 
k zastaveni, je-li k dispozici, v ostatnich pfipadech 
zastavovaci terc. 

d) Pronäsledovanä osoba, kterä je zajistena podle odstavce 3, 
müze byt v souvislosti se svym pfedvedenim k 
pfislusnemu orgänu druheho smiuvniho stätu podrobena 
pouze bezpecnostni prohlidce. Mohou ji byt v souladu 
s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy smiuvniho stätu, na jehoz 
üzemi se pronäsledoväni provädi, nasazena pouta, pokud 
skutecnosti opravnuji k domnence, ze se osoba pokusi o ütek 
nebo ze müze byt ohrozena bezpecnost osob, majetku nebo 
vefejneho pofädku. Veci, ktere mä osoba u sebe, mohou byt 
pfedbezne zajisteny. 
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e) Nach Beendigung der Nacheile übergeben die nacheilenden 
Polizeibeamten der zuständigen Behörde des anderen Ver- 
tragsstaates unverzüglich einen schriftlichen Bericht. Auf Er- 
suchen dieser Behörde sind sie verpflichtet, bis zur Klärung 
der Umstände des Einschreitens vor Ort zu verbleiben, und 
zwar auch in den Fällen, in denen die Nacheile nicht zu einem 
Festhalten der Person führt. Die Pflicht, vor Ort zu verbleiben, 
gilt nicht in den Fällen, in denen die Nacheile auf dem Luft- 
weg erfolgte. 

f) Die nacheilenden Polizeibeamten beziehungsweise die Be- 
hörden ihres Vertragsstaates werden auf Ersuchen nachträg- 
liche Ermittlungen, einschließlich der Gerichtsverfahren des 
anderen Vertragsstaates, unterstützen. 

(6) Flat die Person, die durch die zuständigen Behörden des 
Vertragsstaates, auf dessen Floheitsgebiet die Nacheile durch- 
geführt wurde, festgehalten oder festgenommen wurde, nicht die 
Staatsangehörigkeit dieses Vertragsstaates, ist sie spätestens 
zwölf Stunden ab dem Zeitpunkt ihres Festhaltens oder ihrer 
Festnahme freizulassen, wobei die Stunden zwischen 21 Uhr und 
9 Uhr nicht mitzählen, es sei denn, die zuständige Behörde die- 
ses Vertragsstaates erhält vor Ablauf dieser Frist ein Ersuchen 
um vorläufige Festnahme zum Zwecke der Übergabe oder Aus- 
lieferung. Innerstaatliche Rechtsvorschriften, die aus anderen 
Gründen die Einschränkung der persönlichen Freiheit ermög- 
lichen, sowie innerstaatliche Rechtsvorschriften über die Vorfüh- 
rung der festgehaltenen oder festgenommenen Person vor den 
Richter bleiben unberührt. 

Artikel 15 
Maßnahmen im 

grenzüberschreitenden Eisenbahn- und Schiffsverkehr 

(1) Polizeibeamte dürfen zur Durchführung von Maßnahmen 
auf dem Floheitsgebiet ihres Vertragsstaates bereits auf dem 
Floheitsgebiet des anderen Vertragsstaates in einen Zug bei der 
letzten Flaltestelle, an der dieser Zug fahrplanmäßig anhält, ein- 
steigen oder aus dem Zug an der ersten Flaltestelle auf dem 
Floheitsgebiet des anderen Vertragsstaates, an der dieser Zug 
fahrplanmäßig anhält, aussteigen. Polizeibeamte dürfen im Flo- 
heitsgebiet des anderen Vertragsstaates notwendige Maßnah- 
men zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung nach dem innerstaatlichen Recht des Vertragsstaates 
treffen, in dessen Floheitsgebiet sie tätig werden. 

(2) Polizeibeamte dürfen eine im Floheitsgebiet ihres Vertrags- 
staates begonnene Maßnahme, die vor dem Grenzübertritt nicht 
abgeschlossen wurde, im Floheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staates bis zur ersten Flaltestelle, an der dieser Zug fahrplanmä- 
ßig anhält, fortsetzen, wenn der Zweck dieser Maßnahme sonst 
vereitelt oder wesentlich gefährdet würde. In einem solchem Fall 
führen sie die Maßnahme während der ganzen Zeit in Überein- 
stimmung mit dem innerstaatlichen Recht ihres Vertragsstaates 
durch. 

(3) Polizeibeamte dürfen auf dem Floheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates eine Person bis zum Eintreffen der Polizeibeam- 
ten des anderen Vertragsstaates festhalten und Gegenstände 
vorläufig sicherstellen, wenn dies zur Verhütung oder Aufklärung 
einer Straftat erforderlich ist. Die Polizeibeamten des anderen 
Vertragsstaates sind unverzüglich zu verständigen. Im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des Artikels 14 Absatz 5 und 6 ent- 
sprechend. 

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten im Falle des 
grenzüberschreitenden Schiffsverkehrs entsprechend. 

Artikel 16 

Übergabe von Personen 

(1) Die Übergabe von Personen zwischen den Vertragsstaaten 
kann an der Staatsgrenze, an weiteren Stellen in den Grenzge- 
bieten oder auf Flughäfen stattfinden, wenn die Behörden des 
Vertragsstaates, auf dessen Floheitsgebiet die Übergabe statt- 
finden soll, der Übergabe im Einzelfall zustimmen. Die Übergabe 


e) Po ukonceni pronäsledoväni pfedaji pronäsledujici policiste 
bez zbytecneho odkladu pisemnou zprävu phslusnemu 
orgänu druheho smiuvniho statu. Na zädost tohoto orgänu 
jsou povinni setrvat na miste az do objasneni okolnosti 
zäsahu, a to i V pfipadech, kdy pronäsledoväni neskonci 
zajistenim osoby. Povinnost setrvat na miste neplati 
V pfipadech, kdy bylo pronäsledoväni provädeno letecky. 


f) Pronäsledujici policiste, respektive orgäny jejich smiuvniho 
stätu, budou na pozädäni podporovat dodatecnä setfeni, 
vcetne soudnich hzeni druheho smiuvniho stätu. 

(6) Pokud osoba zajistenä nebo zadrzenä phslusnymi orgäny 
smiuvniho stätu, na jehoz üzemi se pronäsledoväni provädelo, 
nemä stätni obcanstvi tohoto smiuvniho stätu, musi byt 
propustena nejpozdeji dvanäct hodin od okamziku sveho 
zajisteni nebo zadrzeni, s tim, ze hodiny mezi devätou hodinou 
vecerni a devätou hodinou ranni se nezapocitävaji, ledaze 
pfislusny orgän tohoto smiuvniho stätu obdrzi pfed uplynutim 
teto Ihüty zädost o pfedbezne zadrzeni za ücelem pfedäni nebo 
vydäni. Vnitrostätni prävni pfedpisy umoznujici omezeni osobni 
svobody z jinych düvodü, jakoz i vnitrostätni prävni pfedpisy pro 
pfedvedeni zajistene nebo zadrzene osoby pfed soudce nejsou 
dotceny. 

Clänek 15 
Opatfeni v 

pfeshranicni zeleznicnf a lodnf doprave 

(1) Policiste mohou za ücelem provädeni opatfeni na üzemi 
sveho smiuvniho stätu nastoupit do vlaku jiz na üzemi druheho 
smiuvniho stätu na posledni zastävce, na ktere tento vlak podle 
jizdniho fädu zastavuje, nebo vystoupit z vlaku na prvni zastävce 
na üzemi druheho smiuvniho stätu, na ktere tento vlak podle 
jizdniho fädu zastavuje. Policiste mohou na üzemi druheho 
smiuvniho stätu provädet nezbytnä opatfeni k zachoväni 
vefejneho pofädku a bezpecnosti podle vnitrostätnich prävnich 
pfedpisü smiuvniho stätu, na jehoz üzemi püsobi. 


(2) Policiste mohou pokracovat v opatfeni zapocatem ve vlaku 
na üzemi sveho smiuvniho stätu, ktere nebylo dokonceno pfed 
pfekrocenim stätnich hranic, na üzemi druheho smiuvniho stätu 
az do prvni zastävky, na ktere tento vlak podle jizdniho fädu 
zastavuje, pokud by jinak byl ücel tohoto opatfeni zmafen nebo 
zäsadne ohrozen. V takovem pfipade provädeji opatfeni po celou 
dobu V souladu s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy sveho 
smiuvniho stätu. 

(3) Policiste mohou na üzemi druheho smiuvniho stätu zajistit 
osobu az do pfichodu policistü druheho smiuvniho stätu a 
pfedbezne zajistit veci, pokud je to nezbytne k pfedchäzeni 
nebo objasneni trestneho cinu. Policisty druheho smiuvniho stätu 
je tfeba bez zbytecneho odkladu vyrozumet. Jinak plati 
pfimefene ustanoveni clänku 14 ödst. 5 a 6. 


(4) Ustanoveni tohoto clänku plati pfimefene v pfipade 
pfeshranicni lodni dopravy. 

Clänek 16 
Pfedäväni osob 

(1) Pfedäväni osob mezi smiuvnimi stäty se müze 
uskutecnovat na stätnich hranicich, na dalsich mistech 

V pfihranicnich oblastech nebo na letistich, pokud orgäny 
smiuvniho stätu, na jehoz üzemi se mä pfedäni uskutecnit, 

V konkretnim pfipade s pfedänim souhlasi. Pfedäni se uskutecni 
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findet an einer für eine sichere Übergabe geeigneten Stelie statt. 
Die Übergabe kann insbesondere in Poiizeidienststeiien in der 
Nähe der Staatsgrenze erfoigen. 

(2) Für die Beförderung der Personen auf dem Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates geiten foigende Bestimmungen: 

a) Die Beförderung erfolgt auf der geeignetsten Strecke. 

b) Die begleitenden Polizeibeamten dürfen auf dem Hoheitsge- 
biet des anderen Vertragsstaates in Übereinstimmung mit 
dessen innerstaatlichem Recht nur solche Hoheitsbefugnisse 
ausüben, die mit der Beförderung Zusammenhängen, 
einschließlich des Festhaltens der zu befördernden Person 
sowie der Eigensicherung. Sie sind verpflichtet, sämtliche 
Maßnahmen zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung vorzunehmen. Sie melden der in Absatz 1 ge- 
nannten Behörde des anderen Vertragsstaates unverzüglich 
alle Zwischenfälle, zu denen es auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates kommt. 

c) Sofern die zu übergebende Person keine erhöhte Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt, ist unter Ein- 
haltung allgemeiner Beförderungsbedingungen die Beförde- 
rung mit öffentlichen Verkehrsmitteln zulässig. Im Luftverkehr 
kann die Person in solchen Fällen auch ohne begleitende 
Polizei beamte befördert werden. 

d) Im Falle eines Entweichens der zu befördernden Person sind 
die begleitenden Polizeibeamten verpflichtet, diese sofort zu 
verfolgen und sofort die in Absatz 1 genannte Behörde des 
anderen Vertragsstaates und, wenn möglich, die nächste er- 
reichbare Polizeidienststelle des anderen Vertragsstaates zu 
verständigen. Die durch die begleitenden Polizeibeamten 
durchgeführte Verfolgung endet spätestens zu dem Zeit- 
punkt, zu dem die Verfolgung von den Behörden des anderen 
Vertragsstaates übernommen wird. Die Verfolgung ist einzu- 
stellen, sobald die zuständige Behörde des Vertragsstaates, 
auf dessen Hoheitsgebiet die Verfolgung erfolgt, dies ver- 
langt. Für die Durchführung der Verfolgung gelten die Bestim- 
mungen des Artikels 14 entsprechend. 

(3) Die Behörden der Vertragsstaaten unterrichten einander 
über die Stellen und Einrichtungen auf dem Hoheitsgebiet des 
eigenen Vertragsstaates, die zur Übergabe von Personen geeig- 
net sind. 

(4) Für die Zwecke dieses Artikels gelten als Polizeibeamte für 
die Bundesrepublik Deutschland auch Angehörige der Justizvoll- 
zugsbehörden der Bundesrepublik Deutschland und für die 
Tschechische Republik auch Angehörige des Gefängnisdienstes 
der Tschechischen Republik. 

Artikel 17 

Durchführung der Durchlieferung 

(1) Hat ein Vertragsstaat aufgrund eines Ersuchens die Durch- 
lieferung einer in Gewahrsam gehaltenen Person oder einer 
Person im Strafvollzug durch sein Hoheitsgebiet bewilligt, so ver- 
einbaren die Behörden der Vertragsstaaten die Modalitäten der 
Durchlieferung. Die Durchlieferung wird durch Polizeibeamte des 
ersuchten Vertragsstaates durchgeführt und kann unter Be- 
gleitung der Polizeibeamten des ersuchenden Vertragsstaates 
erfolgen. Die Durchlieferung erfolgt stets unter Begleitung der 
Polizeibeamten des ersuchenden Vertragsstaates, wenn dies die 
Behörde des ersuchten Vertragsstaates verlangt. 

(2) Unbeschadet der Absätze 3 und 4 können die begleiten- 
den Polizeibeamten des ersuchenden Vertragsstaates Aufgaben 
nur unter Leitung eines Polizeibeamten des ersuchten Vertrags- 
staates wahrnehmen; sie haben im Rahmen der Durchführung 
der Durchlieferung dieselben Hoheitsbefugnisse wie dessen 
Polizeibeamte. Das Handeln der begleitenden Polizei beamten 
des ersuchenden Vertragsstaates ist dem ersuchten Vertrags- 
staat zuzurechnen. 


na miste vhodnem k bezpecnemu pfedäni. K pfedäni müze dojit 
zejmena na policejm'ch sluzebnäch v blizkosti stätnich hranic. 

(2) Pro pfepravu osob na üzemi druheho smiuvniho stätu plati 
näsledujici ustanoveni: 

a) Pfeprava se provädi po nejvhodnejsi trase. 

b) Doproväzejicf policiste mohou na üzemi druheho smiuvniho 
stätu V souladu s jeho vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy 
vykonävat pouze oprävneni, kterä souviseji s pfepravou, 
vcetne zajisteni pfepravovane osoby, jakoz i opatfeni na 
vlastni ochranu. Jsou povinni ucinit veskerä opatfeni 
k zajisteni vefejneho pofädku a bezpecnosti. Bez zbytecneho 
odkladu nahläsi vsechny incidenty, ke kterym dojde na üzemi 
druheho smiuvniho stätu, orgänu druheho smiuvniho stätu 
uvedenemu v odstavci 1 . 


c) Pokud pfedävanä osoba nepfedstavuje zvysene nebezpeci 
pro vefejny pofädek a bezpecnost, je za dodrzeni obecnych 
podminek pfepravy pfipustnä pfeprava vefejnymi dopravnimi 
prostfedky. Leteckou dopravou müze byt osoba v takovych 
pfipadech pfepravoväna i bez doprovodu policistü. 

d) V pfipade üteku pfepravovane osoby jsou doproväzejici 
policiste povinni ji okamzite pronäsledovat a okamzite 
vyrozumet orgän druheho smiuvniho stätu uvedeny 

V odstavci 1 a, je-li to mozne, nejblizsi dosazitelnou policejni 
sluzebnu druheho smiuvniho stätu. Pronäsledoväni 
provädene doproväzejicimi policisty konci nejpozdeji 

V okamziku, kdy pronäsledoväni pfevezmou orgäny druheho 
smiuvniho stätu. Pronäsledoväni je nutno zastavit, jakmile to 
pozaduje pfislusny orgän smiuvniho stätu, na jehoz üzemi 
pronäsledoväni probihä. Pro provädeni pronäsledoväni plati 
pfimefene ustanoveni clänku 14. 


(3) Orgäny smiuvnich stätu se vzäjemne informuji o mistech a 
zafizenich na üzemi vlastniho smiuvniho stätu, kterä jsou vhodnä 
pro pfedäväni osob. 

(4) Pro ücely tohoto clänku se za policisty povazuji pro 
Spolkovou republiku Nemecko take pfislusnici justicnich orgänu 
pro vykon trestu odneti svobody Spolkove republiky Nemecko a 
pro Ceskou republiku take pfislusnici Vezehske sluzby Ceske 
republiky. 

Clänek 17 
Provädeni prüvozü 

(1) Povolil-Ii smiuvni stät na zäklade zädosti prüvoz osoby 
drzene ve vazbe nebo osoby ve vykonu trestu odneti svobody 
pfes sve üzemi, dohodnou se orgäny smiuvnich stätu na 
zpüsobu provedeni prüvozu. Prüvoz provädeji policiste zädaneho 
smiuvniho stätu a müze se uskutecnit s doprovodem policistü 
zädajiciho smiuvniho stätu. Prüvoz se uskutecni s doprovodem 
policistü zädajiciho smiuvniho stätu vzdy, kdyz o to pozädä 
orgän zädaneho smiuvniho stätu. 


(2) Aniz by byly dotceny odstavce 3 a 4, mohou doproväzejici 
policiste zädajiciho smiuvniho stätu pinit ükoly pouze pod 
velenim policisty zädaneho smiuvniho stätu; maji v rämci 
realizace prüvozu stejnä oprävneni jako jeho policiste. Jednäni 
doproväzejicich policistü zädajiciho smiuvniho stätu je pficitäno 
zädanemu smiuvnimu stätu. 
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(3) Stimmt der ersuchte Vertragsstaat zu, kann die Durchiie- 
ferung durch Polizeibeamte des ersuchenden Vertragsstaates 
ohne Anwesenheit von Polizeibeamten des ersuchten Vertrags- 
staates durchgeführt werden. Die begleitenden Polizeibeamten 
des ersuchenden Vertragsstaates dürfen im Hoheitsgebiet des 
ersuchten Vertragsstaates in Übereinstimmung mit dessen inner- 
staatlichem Recht nur die Hoheitsbefugnisse ausüben, die mit 
der Durchlieferung von Personen Zusammenhängen, einschließ- 
lich des Festhaltens der durchzuliefernden Person sowie der 
Eigensicherung. Sie sind verpflichtet, sämtliche Maßnahmen zur 
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vorzu- 
nehmen. Sie melden unverzüglich alle Zwischenfälle, zu denen 
es auf dem Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates kommt, 
dessen Behörden. 

(4) Kommt es bei einer nach Absatz 3 durchgeführten Durch- 
lieferung zu einem Entweichen der durchzuliefernden Person, 
sind die begleitenden Polizeibeamten des ersuchenden Vertrags- 
staates verpflichtet, diese sofort zu verfolgen und die Behörde 
des ersuchten Vertragsstaates sowie, wenn möglich, die nächste 
erreichbare Polizeidienststelle dieses Vertragsstaates sofort zu 
verständigen. Die von den begleitenden Polizei beamten des er- 
suchenden Vertragsstaates durchgeführte Verfolgung endet spä- 
testens zu dem Zeitpunkt, zu dem die Verfolgung von den Poli- 
zeibeamten des ersuchten Vertragsstaates übernommen wird. 
Die Verfolgung ist einzustellen, sobald die Behörde des ersuch- 
ten Vertragsstaates dies verlangt. Für die Durchführung der Ver- 
folgung gelten die Bestimmungen des Artikels 14 entsprechend. 

(5) Vor dem geplanten Beginn der Durchlieferung sind der Be- 
hörde des ersuchten Vertragsstaates Angaben über die vorge- 
schlagene Zeit und Durchlieferungsstrecke, über das gewählte 
Transportmittel sowie personenbezogene Daten der durchzulie- 
fernden Person und Informationen über eventuell begleitende 
Polizeibeamte des ersuchenden Vertragsstaates rechtzeitig zu 
übermitteln. 

(6) Die Durchlieferung hat ohne unnötigen Aufenthalt der 
durchzuliefernden Person und der begleitenden Polizeibeamten 
des ersuchenden Vertragsstaates im Hoheitsgebiet des ersuch- 
ten Vertragsstaates zu erfolgen. 

(7) In Fällen, bei denen die Durchlieferung keine erhöhte 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt, ist es 
bei Einhaltung allgemeiner Beförderungsbedingungen zulässig, 
die Durchlieferung mit dem Zug oder auf dem Luftweg durchzu- 
führen. 

(8) Die durchzuliefernden Personen benötigen weder ein 
Reisedokument noch ein Visum. 

(9) Für die Zwecke dieses Artikels gelten als Polizeibeamte für 
die Bundesrepublik Deutschland auch Angehörige der Justizvoll- 
zugsbehörden der Bundesrepublik Deutschland. 

Artikel 18 
Zeugenschutz 

(1) Die Behörden der Vertragsstaaten leisten einander beim 
Schutz von Zeugen und diesen nahestehenden Personen (im 
Folgenden nur „die zu schützende Person“ genannt) Hilfe. 

(2) Die Hilfe umfasst insbesondere den Austausch von Infor- 
mationen einschließlich personenbezogener Daten, die logisti- 
sche Hilfe sowie die Übernahme von zu schützenden Personen. 

(3) Die zu schützende Person, die übernommen wird, muss im 
ersuchenden Vertragsstaat im Zeugenschutzprogramm aufge- 
nommen sein; sie wird nicht in das Zeugenschutzprogramm des 
ersuchten Vertragsstaates aufgenommen. Die Maßnahmen zum 
Schutz der zu schützenden Person richten sich nach dem inner- 
staatlichen Recht des ersuchten Vertragsstaates. Der ersuchen- 
de Vertragsstaat stellt alle zur Durchführung dieser Maßnahmen 
notwendigen Informationen zur Verfügung. 


(3) Pokud s tim bude zädany smiuvni stät souhlasit, müze byt 
prüvoz proveden policisty zädajiciho smluvm'ho statu bez 
phtomnosti policistü zädaneho smiuvniho statu. Doprovazejici 
policiste zädajiciho smiuvniho statu mohou na üzemi zädaneho 
smiuvniho stätu v souladu s jeho vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy 
vykonävat pouze ta oprävneni, kterä souviseji s prüvozem osob, 
vcetne zajisteni proväzene osoby, jakoz i opatfeni na vlastni 
ochranu. Jsou povinni ucinit veskerä opatfeni k zajisteni 
vefejneho pofädku a bezpecnosti. Vsechny incidenty, ke kterym 
dojde na üzemi zädaneho smiuvniho stätu, bez zbytecneho 
odkladu nahläsi jeho orgänüm. 


(4) Jestlize dojde pfi prüvozu provädenem podle odstavce 3 
k üteku proväzene osoby, jsou doproväzejici policiste zädajiciho 
smiuvniho stätu povinni ji okamzite pronäsledovat a okamzite 
vyrozumet orgän zädaneho smiuvniho stätu a, je-li to mozne, 
nejblizsi dosazitelnou policejni sluzebnu tohoto smiuvniho stätu. 
Pronäsledoväni provädene doproväzejicimi policisty zädajiciho 
smiuvniho stätu konci nejpozdeji v okamziku, kdy pronäsledoväni 
pfevezmou policiste zädaneho smiuvniho stätu. Pronäsledoväni 
je nutno zastavit, jakmile to pozaduje orgän zädaneho smiuvniho 
stätu. Pro provädeni pronäsledoväni plati pfimefene ustanoveni 
clänku 14. 


(5) Pfed plänovanym zahäjenim prüvozu musi byt orgänu 
zädaneho smiuvniho stätu vcas zasläny üdaje o navrhovanem 
casu a trase prüvozu, zvolenem dopravnim prostfedku, jakoz i 
osobni üdaje proväzene osoby a informace o pfipadnych 
doproväzejicich policistech zädajiciho smiuvniho stätu. 


(6) Prüvoz se musi uskutecnit bez zbytecneho pobytu 
proväzene osoby a doproväzejicich policistü zädajiciho 
smiuvniho stätu na üzemi zädaneho smiuvniho stätu. 


(7) V pfipadech, kdy prüvoz nepfedstavuje zvysene nebezpeci 
pro vefejny pofädek a bezpecnost, je za dodrzeni obecnych 
podminek pfepravy phpustne uskutecneni prüvozu vlakem ci 
letecky. 

(8) Proväzene osoby nepotfebuji cestovni doklad ani vizum. 

(9) Pro ücely tohoto clänku se za policisty povazuji pro 
Spolkovou republiku Nemecko take pfislusnici justicnich orgänu 
pro vykon trestu odneti svobody Spolkove republiky Nemecko. 

Clänek 18 
Ochrana svedka 

(1) Orgäny smiuvnich stätü si poskytuji pomoc ph ochrane 
svedkü a osob jim blizkych (däie jen „chränenä osoba“). 

(2) Pomoc zahrnuje zejmena vymenu informaci, vcetne 
osobnich üdajü, logistickou pomoc, jakoz i pfebiräni chränenych 
osob. 

(3) Chränenä osoba, kterä je pfebiräna, musi b^ v zädajicim 
smiuvnim stäte zafazena do programu ochrany svedka; nebude 
zafazena do programu ochrany svedka zädaneho smiuvniho 
stätu. Opatfeni k ochrane chränenä osoby se fidi vnitrostätnimi 
prävnimi pfedpisy zädaneho smiuvniho stätu. Zädajici smiuvni 
stät poskytne vsechny informace potfebne k provedeni techto 
opatfeni. 
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(4) Der ersuchende Vertragsstaat trägt, sofern erforderlich, die 
Lebenshaltungskosten für die zu schützende Person sowie Kos- 
ten für besondere vom ersuchenden Vertragsstaat erbetene 
Maßnahmen. Der ersuchte Vertragsstaat trägt die Kosten für Per- 
sonal- und Sachaufwand, der im Zusammenhang mit dem 
Schutz der zu schützenden Personen steht, sowie für nicht mit 
dem ersuchenden Vertragsstaat abgestimmte Maßnahmen. Die 
Zahlungen erfolgen grundsätzlich im Voraus. Die Einzelheiten 
werden vor der Übernahme der zu schützenden Person zwischen 
den zuständigen Behörden vereinbart. 

(5) Der ersuchte Vertragsstaat kann bei Vorliegen schwerwie- 
gender Gründe und nach vorheriger Konsultation des ersuchen- 
den Vertragsstaates die Maßnahmen nach Absatz 3 beenden. 
Der ersuchende Vertragsstaat ist in diesem Fall verpflichtet, die 
zu schützende Person wieder zu übernehmen. 

Artikel 19 
Begleitung von 

Gefahrgut-, Großraum- oder Schwertransporten 

(1) Entscheidet die zuständige Behörde des einen Vertrags- 
staates, einen Gefahrgut-, Großraum- oder Schwertransport bis 
an die Grenze des anderen Vertragsstaates zu begleiten, teilt sie 
dies unverzüglich der zuständigen Behörde des anderen Ver- 
tragsstaates mit. Ferner übermittelt sie die erforderlichen Infor- 
mationen über den Charakter der Ladung und die Gründe der 
Begleitung. Die Mitteilung kann auch über das Gemeinsame Zen- 
trum erfolgen. 

(2) Die Polizeibeamten des einen Vertragsstaates können zur 
Vorbereitung des Grenzübertritts eines zu begleitenden Gefahr- 
gut-, Großraum- oder Schwertransports in das Floheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates einreisen, ohne dort Hoheitsbefugnisse 
auszuüben. Die geplante Einreise ist der zuständigen Behörde 
des anderen Vertragsstaates vorab mitzuteilen. Die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten teilen einander bei Bedarf ge- 
eignete Flächen auf dem Hoheitsgebiet ihres Vertragsstaates 
zum Abstellen eines Gefahrgut-, Großraum- oder Schwertrans- 
ports mit. 

Artikel 20 
Durchfahrt 

(1) Sofern erforderlich, dürfen Polizeibeamte das Hoheitsge- 
biet des anderen Vertragsstaates durchfahren, um einen Einsatz- 
ort im Hoheitsgebiet ihres Vertragsstaates schnellstmöglich zu 
erreichen. Über die Durchfahrt sind unverzüglich, wenn möglich 
noch vor dem Grenzübertritt, die in Artikel 2 Absatz 4 genannten 
Behörden des anderen Vertragsstaates, in der Regel über das 
Gemeinsame Zentrum, zu unterrichten. 

(2) Absatz 1 Satz 1 findet auch in den Fällen Anwendung, 
in denen die Rückfahrt von einem Einsatzort nicht anders mög- 
lich ist. 

Artikel 21 

Zusammenarbeit bei der 
vorübergehenden Wiedereinführung 
von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen 

(1) Im Falle der vorübergehenden Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen nach Maßgabe des 
Rechts der Europäischen Union durch einen oder beide Vertrags- 
staaten können Grenzkontrollstellen an den Binnengrenzen auch 
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates errichtet 
werden, soweit 

a) keine geeignete Örtlichkeit auf dem Hoheitsgebiet des Ver- 
tragsstaates zur Verfügung steht, der diese Grenzkontrollen 
an den Binnengrenzen einführt, 

b) dies zur Durchführung einer Grenzkontrolle an den Binnen- 
grenzen erforderlich ist, und 


(4) Zädajici smiuvni stät hradi, pokud je to potfebne, zivotni 
näklady chränene osoby, jakoz i näklady na zviästni opatfeni, 
kterä si zädajici smiuvni stät vyzädä. Zädany smiuvni stät hradi 
näklady na personäl a vecne näklady spojene s ochranou 
chränenych osob, jakoz i na opatfeni, kterä nebyla s zädajicim 
smiuvnim stätem dohodnuta. Platby se provädeji zäsadne 
pfedem. Podrobnosti budou pfed pfevzetim chränene osoby 
dohodnuty mezi pfislusnymi orgäny. 


(5) Zädany smiuvni stät müze pfi existenci zävaznych düvodü 
a po pfedchozi konzultaci zädajiciho smiuvniho stätu opatfeni 
podle odstavce 3 ukoncit. Zädajici smiuvni stät je v takovem 
pfipade povinen chränenou osobu pfevzit zpet. 


Clänek 19 

Doprovody nebezpecnych, 
nadrozmernych nebo nadmernych näkladü 

(1) Rozhodne-Ii pfislusny orgän jednoho smiuvniho stätu o 
uskutecneni doprovodu nebezpecneho, nadrozmerneho nebo 
nadmerneho näkladu az na hranice druheho smiuvniho stätu, 
oznämi tuto skutecnost bez zbytecneho odkladu pfislusnemu 
orgänu druheho smiuvniho stätu. Däie pfedä potfebne informace 
o charakteru näkladu a düvodech doprovodu. Oznämeni müze 
byt ucineno i prostfednictvim spolecneho centra. 

(2) Policiste jednoho smiuvniho stätu mohou za ücelem 
pfipravy pfekroceni stätnich hranic doproväzenym nebezpecnym, 
nadrozmernym nebo nadmernym näkladem vstoupit na üzemi 
druheho smiuvniho stätu, aniz by tarn vykonävali oprävneni. 
Plänovany vstup se musi pfedem oznämit pfislusnemu orgänu 
druheho smiuvniho stätu. Pfislusne orgäny smiuvnich stätu si 
sdeli V pfipade potfeby vhodne plochy na üzemi sveho smiuvniho 
stätu k odstaveni nebezpecneho, nadrozmerneho nebo 
nadmerneho näkladu. 

Clänek 20 
Prüjezd 

(1) Pokud je to potfebne, mohou policiste projet pfes üzemi 
druheho smiuvniho stätu, aby dosähli co moznä nejrychleji mista 
nasazeni na üzemi sveho smiuvniho stätu. O prüjezdu musi byt 
bez zbytecneho odkladu, pokud mozno jeste pfed pfekrocenim 
stätnich hranic, informoväny, zpravidla prostfednictvim 
spolecneho centra, orgäny druheho smiuvniho stätu uvedene 
V clänku 2 ödst. 4. 

(2) Prvni veta odstavce 1 se pouzije i v pfipadech, kdy nävrat 
z mista nasazeni neni jinym zpüsobem mozny. 


Clänek 21 

Spolupräce pfi docasnem 
znovuzavedeni ochrany vnitfnich hranic 

(1) V pfipade docasneho znovuzavedeni ochrany vnitfnich 
hranic podle präva Evropske unie jednim nebo obema smiuvnimi 
stäty, mohou byt zfizena mista pro kontroly na vnitfnich hranicich 
i na üzemi druheho smiuvniho stätu, pokud 


a) neni na üzemi smiuvniho stätu, ktery zavädi docasnou 
ochranu vnitfnich hranic, k dispozici vhodnä lokalita, 

b) je to nutne pro provedeni kontrol na vnitfnich hranicich a 
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c) die zuständige Behörde des anderen Vertragsstaates dem im 
Einzeifaii zustimmt. 

Die Grenzkontroiistelien an den Binnengrenzen werden mögiichst 
nahe der Staatsgrenze errichtet. Auf den grenzüberschreitenden 
Strecken des Eisenbahn- und Schiffsverkehrs können die Grenz- 
kontrolien an den Binnengrenzen auch während der Fahrt in den 
Zügen und auf Schiffen durchgeführt werden. 

(2) Die Zustimmung nach Absatz 1 kann an die Erfüliung ge- 
wisser Bedingungen gebunden werden. Die Durchführung von 
Grenzkontroiien an den Binnengrenzen nach Absatz 1 ist unver- 
züglich einzustellen, sobald dies der Vertragsstaat verlangt, auf 
dessen Hoheitsgebiet sie durchgeführt werden. 

(3) In einer Durchführungsvereinbarung nach Artikel 34 Ab- 
satz 1 werden 

a) die Stellen und Strecken, an denen Grenzkontrollen an den 
Binnengrenzen nach Absatz 1 durchgeführt werden können 
(im Folgenden nur „Grenzkontrollraum“ genannt), 

b) die Bedingungen für deren Durchführung und 

c) weitere Einzelheiten der Zusammenarbeit nach diesem Artikel 
festgelegt. 

(4) Die Grenzkontrollen an den Binnengrenzen nach Absatz 1 
werden in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaates durchgeführt, der die Grenzkontrollen an den 
Binnengrenzen eingeführt hat. Die Grenzkontrollen an den Bin- 
nengrenzen werden durch Polizeibeamte dieses Vertragsstaates 
durchgeführt. Ihre Amtshandlungen gelten als auf dem Hoheits- 
gebiet ihres Vertragsstaates ausgeübte Amtshandlungen. 

(5) Die nach Absatz 1 auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates tätigen Polizeibeamten können sämtliche 
Hoheitsbefugnisse ausüben, die mit Grenzkontrollen Zusammen- 
hängen, einschließlich des Anhaltens, der Festnahme, der Inge- 
wahrsamnahme und der Einreiseverweigerung sowie des Ver- 
bringens in das Hoheitsgebiet des eigenen Vertragsstaates. 
Zugleich haben sie sämtliche Hoheitsbefugnisse, die für die 
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im 
Grenzkontrollraum erforderlich sind. Die Polizeibeamten dürfen 
zur Durchführung der Grenzkontrollen an den Binnengrenzen 
Uniform tragen und die durch das innerstaatliche Recht ihres 
Vertragsstaates zugelassenen Dienstwaffen, Munition, Zwangs- 
mittel sowie sonstige Ausrüstungsgegenstände mitführen. Sie 
dürfen Dienstwaffen und Zwangsmittel nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts ihres Vertragsstaates einsetzen; von der 
Dienstwaffe dürfen sie jedoch nur im Falle der Notwehr oder Not- 
hilfe Gebrauch machen. 

(6) Die Befugnis der Verbringung in das Hoheitsgebiet des ei- 
genen Vertragsstaates betrifft nicht die Staatsangehörigen des 
Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet die Grenzkontrollen 
an den Binnengrenzen stattfinden. Diese können von den die 
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen durchführenden Polizei- 
beamten bis zum Zeitpunkt ihrer Übergabe an die Polizeibeamten 
des anderen Vertragsstaates festgehalten werden. Die Übergabe 
erfolgt unverzüglich. 

(7) Kommt es im Grenzkontrollraum zur Verletzung von mit 
dem Grenzübertritt von Personen oder mit der Ein-, Aus- oder 
Durchfuhr von Waren zusammenhängenden Vorschriften des 
Vertragsstaates, der die Grenzkontrollen an den Binnengrenzen 
eingeführt hat, gilt diese als Verletzung, die auf dem Hoheitsge- 
biet dieses Vertragsstaates begangen wurde. 

(8) Im Grenzkontrollraum können auch Polizeibeamte des an- 
deren Vertragsstaates anwesend sein. 

(9) Führen die Vertragsstaaten die Grenzkontrollen an den Bin- 
nengrenzen gemeinsam durch, werden diese zuerst durch die 
Polizeibeamten des Vertragsstaates durchgeführt, dessen Ho- 
heitsgebiet die Person oder die Ware verlässt. 


c) pfislusny orgän druheho smiuvniho stätu s tim v konkretnim 
pfipade souhlasi. 

Mista pro kontroly na vnitfnich hranicich budou zhzena co 
nejblize stätm'm hranicim. Kontroly na vnitfnich hranicich mohou 
byt provädeny take behem jizdy ve vlacich a na lodich na 
pfeshranicnich trasäch zeleznicni a lodni dopravy. 

(2) Souhlas podle odstavce 1 müze byt väzän na splneni 
urcitych podminek. Provädeni kontrol na vnitfnich hranicich 
podle odstavce 1 je nutne bez zbytecneho odkladu ukoncit, 
jakmile to pozaduje smiuvni stät, na jehoz üzemi jsou provädeny. 

(3) V provädecim ujednäni podle clänku 34 ödst. 1 budou 
stanoveny 

a) mista a trasy, na kterych mohou byt provädeny kontroly na 
vnitfnich hranicich podle odstavce 1 (däie jen „prostor 
hranicnich kontrol“), 

b) podminky jejich provädeni a 

c) dalsi podrobnosti spolupräce podle tohoto clänku. 


(4) Kontroly na vnitfnich hranicich podle odstavce 1 se 
provädeji v souladu s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy smiuvniho 
stätu, ktery zavedl ochranu vnitfnich hranic. Kontroly na vnitfnich 
hranicich provädeji policiste tohoto smiuvniho stätu. Jejich üfedni 
ükony se povazuji za üfedni ükony provedene na üzemi jejich 
smiuvniho stätu. 

(5) Policiste püsobici podle odstavce 1 na üzemi druheho 
smiuvniho stätu mohou vykonävat veskerä oprävneni, kterä 
souviseji s ochranou vnitfnich hranic, vcetne zastaveni, zadrzeni, 
zajisteni a odepfeni vstupu, jakoz i pfevezeni na üzemi vlastniho 
smiuvniho stätu. Soucasne maji veskerä oprävneni nezbytnä 
k zajisteni vefejneho pofädku a bezpecnosti v prostoru hranicnich 
kontrol. Policiste mohou pfi provädeni kontrol na vnitfnich 
hranicich nosit uniformu a nosit sluzebni zbrane, stfelivo, 
donucovaci prostfedky a jine soucästi vyzbroje, povolene 
vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy sveho smiuvniho stätu. Sluzebni 
zbrane a donucovaci prostfedky mohou pouzit v souladu 
s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy sveho smiuvniho stätu; 
sluzebni zbrane vsak pouze v pfipade nutne obrany a krajni 
nouze. 


(6) Oprävneni pfevezt na üzemi vlastniho smiuvniho stätu se 
netykä obcanü smiuvniho stätu, na jehoz üzemi probihaji kontroly 
na vnitfnich hranicich. Ti mohou byt policisty, ktefi provädeji 
kontroly na vnitfnich hranicich, zajisteni do doby sveho pfedäni 
policistüm druheho smiuvniho stätu. Takove pfedäni se uskutecni 
bez zbytecneho odkladu. 


(7) Dojde-Ii v prostoru hranicnich kontrol k poruseni pfedpisü 
smiuvniho stätu, ktery zavedl ochranu vnitfnich hranic, 
souvisejicich s pfekracovänim stätnich hranic osobami nebo 
s dovozem, vyvozem nebo prüvozem zbozi, povazuje se to za 
poruseni spächane na üzemi tohoto smiuvniho stätu. 

(8) V prostoru hranicnich kontrol mohou b^ pfitomni i policiste 
druheho smiuvniho stätu. 

(9) Provädeji-Ii smiuvni stäty kontroly na vnitfnich hranicich 
spolecne, provedou tyto kontroly nejdfive policiste smiuvniho 
stätu, jehoz üzemi osoba nebo zbozi opousti. 
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Kapitel III 
Rechtsverhältnisse 

Artikel 22 

Einsatz von Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen 

(1) Die nach diesem Vertrag auf dem Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaates tätigen Polizeibeamten dürfen Dienstkraft-, 
Luft- und Wasserfahrzeuge einsetzen. Hierbei unterliegen sie 
denselben verkehrsrechtllchen Bestimmungen, einschließlich der 
binnenschlfffahrtsrechtllchen und luftverkehrsrechtllchen Bestim- 
mungen, wie Polizeibeamte des anderen Vertragsstaates. Dies 
gilt Insbesondere Im Hinblick auf die Inanspruchnahme von Son- 
der- und Wegerechten. 

(2) Dienstkraftfahrzeuge sind auf dem Hoheitsgebiet des an- 
deren Vertragsstaates von Straßen- und Autobahngebühren im 
gleichen Umfang wie die durch die Polizeibeamten dieses Ver- 
tragsstaates benutzten Dienstkraftfahrzeuge befreit. 

(3) Luftfahrzeuge müssen im Herkunftsstaat für die jeweilige 
Einsatzart zugelassen sein. 

(4) Bei Flügen nach Sichtflugregeln entfällt bei Tag die Flug- 
planpfllcht. Flüge nach Instrumentenflugregeln dürfen nur Im 
kontrollierten Luftraum durchgeführt werden und werden von der 
zuständigen Flugverkehrskontrollstelle überwacht. Vor Einflug 
des Luftfahrzeugs In den Flugabschnitt nach Instrumentenflug- 
regeln oder vor Einflug In den Luftraum der Klasse C oder D sind 
der zuständigen Flugverkehrskontrollstelle die erforderlichen 
Flugplandaten zu übermitteln und eine Flugverkehrskontrollfrel- 
gabe zum Einflug elnzuholen. Gleiches gilt auch für Flüge nach 
Sichtflugregeln bei Nacht. 

(5) Unter Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung dürfen Luftfahrzeuge auch außerhalb von Flugplätzen 
oder dazu bestimmter Flächen starten und landen sowie von der 
festgelegten Mindestflughöhe abweichen, soweit dies zur Wahr- 
nehmung der Aufgaben nach diesem Vertrag erforderlich Ist. 

Artikel 23 

Rechtsstellung von Polizeibeamten 
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 

(1 ) Polizeibeamte des einen Vertragsstaates, die bei der Wahr- 
nehmung von Aufgaben nach diesem Vertrag auf dem Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaates tätig sind, sind an das inner- 
staatliche Recht des anderen Vertragsstaates gebunden. Ihnen 
stehen keine Hoheitsbefugnisse zu, soweit dieser Vertrag nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt. 

(2) Polizeibeamte dürfen auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates, soweit dieser Vertrag nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt, 

a) Uniform tragen und die durch das innerstaatliche Recht ihres 
Vertragsstaates zugelassenen Dienstwaffen, Munition, 
Zwangsmittel sowie sonstigen Ausrüstungsgegenstände mit- 
führen, es sei denn, die Behörde des Vertragsstaates, auf 
dessen Hoheitsgebiet die Polizeibeamten tätig werden, teilt 
im Einzelfall mit, dass sie dies nicht oder nur unter bestimm- 
ten Bedingungen gestattet, 

b) Zwangsmittel in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen 
Recht des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet sie sich 
befinden, einsetzen, 

c) bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Vertrag 
ohne Reisedokument in das Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates einreisen und sich in dessen Hoheitsgebiet für 
die hierfür erforderliche Zeit aufhalten, sofern sie einen mit 
Lichtbild versehenen Dienstausweis bei sich führen, 

d) die Staatsgrenze an jeder beliebigen Stelle überschreiten, so- 
fern dies die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Ver- 
trag erfordert. 


Kapitola Ml 
Prävni pomery 

Clänek 22 

Nasazenl vozidel, letadel a plavidel 

(1) Policiste püsobici podle teto smiouvy na üzemi druheho 
smluvm'ho statu mohou pouzivat sluzebni vozidla, letadla a 
plavidla. Phtom podlehaji stejnym dopravm'm pfedpisüm, vcetne 
pravidel provozu pro vnitrozemskou plavbu a pfedpisü pro 
letecky provoz, jako policiste druheho smiuvniho statu. To plati 
zejmena ve vztahu k vyuziti zvlästm'ch oprävneni a präva 
pfednosti v jizde. 

(2) Sluzebni vozidla jsou na üzemi druheho smiuvniho statu 
osvobozena od silnicnich a däinicnich poplatkü ve stejnem 
rozsahu jako sluzebni vozidla pouzivanä policisty tohoto 
smiuvniho statu. 

(3) Letadla musi mit v zemi püvodu povoleni k pfislusnemu 
druhu nasazeni. 

(4) U letü podle pravidel pro lety za viditelnosti ve dne neni 
stanovena povinnost podävat letovy plan. Lety podle pfistrojü se 
mohou provädet pouze v fizenem vzdusnem prostoru a jsou 
fizeny phslusnym stanovistem fizeni letoveho provozu. Pfed 
vstupem letadla do üseku letu podle pfistrojü nebo pfed vstupem 
do vzdusneho prostoru tfidy C nebo D je tfeba pfedat 
pfislusnemu stanovisti fizeni letoveho provozu potfebne üdaje o 
letovem plänu a ziskat povoleni stanoviste fizeni letoveho 
provozu ke vstupu. To plati i pro lety podle pravidel pro lety za 
viditelnosti v noci. 

(5) Pfi zohledneni vefejneho pofädku a bezpecnosti mohou 
letadla vzletat a pfistävat take mimo letiste nebo k tomu urcene 
plochy a odchylit se od stanovene minimäini vysky letu, pokud 
je to nutne k pineni ükolü podle teto smiouvy. 


Clänek 23 

Prävni postaveni policistü 
na üzemi druheho smiuvniho stätu 

(1) Policiste, ktefi pfi pineni ükolü podle teto smiouvy püsobi 
na üzemi druheho smiuvniho stätu, jsou väzäni vnitrostätnimi 
prävnimi pfedpisy druheho smiuvniho stätu. Nemaji zädnä 
oprävneni, pokud tato smiouva vysiovne nestanovi jinak. 


(2) Policiste mohou na üzemi druheho smiuvniho stätu, pokud 

tato smiouva vysiovne nestanovi jinak, 

a) nosit uniformu a nosit sluzebni zbrane, stfelivo, donucovaci 
prostfedky, jakoz i jine soucästi vyzbroje, povolene 
vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy jejich smiuvniho stätu, ledaze 
orgän smiuvniho stätu, na jehoz üzemi policiste püsobi, 
V konkretnim pfipade sdeli, ze to nepovoluje nebo povoluje 
jen za urcitych podminek, 

b) pouzit donucovaci prostfedky v souladu s vnitrostätnimi 
prävnimi pfedpisy smiuvniho stätu, na jehoz üzemi se 
nachäzeji, 

c) pfi pineni ükolü podle teto smiouvy vstupovat na üzemi 
druheho smiuvniho stätu bez cestovniho dokladu a zdrzovat 
se na jeho üzemi po nezbytnou dobu, pokud u sebe maji 
sluzebni prükaz opatfeny fotografii, 

d) pfekracovat stätni hranice na jakemkoli miste, vyzaduje-li to 
pineni ükolü podle teto smiouvy. 
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e) Ausstattungsgegenstände sowie Diensttiere, die für die 
Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Vertrag erforder- 
iich sind, in Übereinstimmung mit dem innerstaatiichen Recht 
des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet sie sich be- 
finden, mit sich führen und einsetzen. 

(3) Dienstwaffen dürfen nur im Faiie der Notwehr oder der 
Nothiife eingesetzt werden. In den Fäiien der Artikei 10 und 12 
können im Einzelfaii Dienstwaffen auch darüber hinaus einge- 
setzt werden, soweit dies der einsatzieitende Polizeibeamte aus- 
drückiich genehmigt und der Einsatz der Dienstwaffe in Überein- 
stimmung mit dem innerstaatlichen Recht des Vertragsstaates 
steht, auf dessen Hoheitsgebiet der Einsatz erfoigt. 

(4) Poiizeibeamte, die bei der Wahrnehmung von Aufgaben 
nach diesem Vertrag auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates tätig sind, sind im Eisenbahnverkehr im gieichen 
Umfang von Beförderungsentgeiten befreit wie Polizeibeamte 
des anderen Vertragsstaates. 

(5) Poiizeibeamte, die bei der Wahrnehmung von Aufgaben 
nach diesem Vertrag auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates tätig sind, sind in Bezug auf die Straftaten, die sie 
begehen oder die ihnen gegenüber begangen werden, den Poii- 
zeibeamten dieses Vertragsstaates gleichgestelit. 

Artikel 24 
Dienstverhältnisse 

(1) Die auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
tätigen Poiizeibeamten unteriiegen in dienstrechtiicher, insbeson- 
dere in diszipiinarrechtiicher und haftungsrechtiicher Hinsicht 
ausschiießiich dem innerstaatiichen Recht ihres Vertragsstaates. 

(2) Jeder Vertragsstaat ist verpfiichtet, die in sein Hoheitsge- 
biet entsandten Poiizeibeamten des anderen Vertragsstaates zu 
schützen und ihnen in gieicher Weise wie eigenen Poiizeibeamten 
Hiife zu ieisten. 

Artikel 25 

Haftung für Schäden 

(1) Die Vertragsstaaten verzichten auf sämtiiche Entschädi- 
gungsansprüche wegen des Veriustes oder der Beschädigung 
ihres Eigentums, wenn der Schaden von einem Poiizeibeamten 
des anderen Vertragsstaates bei der Wahrnehmung von Aufga- 
ben nach diesem Vertrag verursacht worden ist. 

(2) Die Vertragsstaaten verzichten auf sämtiiche Entschädi- 
gungsansprüche aufgrund gesundheitiicher Schäden oder des 
Todes eines Poiizeibeamten, wenn der Schaden bei der Wahr- 
nehmung von Aufgaben nach diesem Vertrag eingetreten ist. 
Schadenersatzansprüche des Poiizeibeamten oder seiner Hin- 
terbiiebenen bieiben hiervon unberührt. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 sowie des Absatzes 2 
Satz 1 finden keine Anwendung, wenn der Schaden vorsätzlich 
oder grob fahriässig herbeigeführt worden ist. 

(4) Für einen Schaden, den ein Poiizeibeamter des einen Ver- 
tragsstaates bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem 
Vertrag im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates einem 
Dritten zugefügt hat, haftet der Vertragsstaat, auf dessen Ho- 
heitsgebiet der Schaden eingetreten ist, nach Maßgabe der in- 
nerstaatiichen Rechtsvorschriften, die im Faii eines durch einen 
eigenen Poiizeibeamten verursachten Schadens Anwendung fän- 
den. Der Gesamtbetrag des Schadenersatzes, den dieser Ver- 
tragsstaat geieistet hat, wird ihm von dem Vertragsstaat, dessen 
Poiizeibeamter den Schaden verursacht hat, erstattet. Satz 2 fin- 
det keine Anwendung, wenn der den Schaden verursachende 
Poiizeibeamte den Behörden des anderen Vertragsstaates nach 
Artikei 12 untersteiit war, sowie in Fäiien, in denen der Schaden 
aufgrund einer Weisung des einsatzieitenden Polizeibeamten des 
anderen Vertragsstaates verursacht worden ist. 

(5) im Faiie eines Schadens am Eigentum des einen Vertrags- 
staates, der auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
durch das Handein eines Dritten entstanden ist, fordert den 


e) mit u sebe a pouzivat vybaveni a siuzebni zvifata, pokud je 
to nezbytne pro pineni ükoiü podie teto smiouvy, v souiadu 
s vnitrostätm'mi prävnimi pfedpisy smiuvm'ho statu, na jehoz 
üzemi se nachäzeji. 

(3) Siuzebni zbrane se mohou pouzivat pouze v phpade nutne 
obrany nebo krajni nouze. V pfipade clänkü 10 a 12 mohou byt 
v konkretnim pfipade siuzebni zbrane pouzity i nad tento rämec, 
pokud to vysiovne povoli policista fidici zäsah a pokud je pouziti 
siuzebni zbrane v souiadu s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy 
smiuvniho stätu, na jehoz üzemi zäsah probihä. 

(4) Poiiciste, ktefi pfi pineni ükoiü podie teto smiouvy püsobi 
na üzemi druheho smiuvniho stätu, jsou osvobozeni od jizdneho 
V zeleznicni doprave ve stejnem rozsahu jako poiiciste druheho 
smiuvniho stätu. 

(5) Poiiciste, ktefi pfi pineni ükoiü podie teto smiouvy püsobi 
na üzemi druheho smiuvniho stätu, jsou ve vztahu k trestnym 
cinüm, ktere spächaji nebo ktere jsou spächäny na nich, 
postaveni na roven poiicistüm tohoto smiuvniho stätu. 

Clänek 24 
Siuzebni pomery 

(1) Z hiediska siuzebniho pomeru podiehaji poiiciste püsobici 
na üzemi druheho smiuvniho stätu, zejmena pokud jde o 
discipiinärni pfedpisy a pfedpisy upravujici jejich odpovednost, 
vylucne vnitrostätnim prävnim pfedpisüm sveho smiuvniho stätu. 

(2) Kazdy smiuvni stät je povinen chränit policisty druheho 
smiuvniho stätu vysiane na jeho üzemi a pomähat jim stejnym 
zpüsobem jako vlastnim poiicistüm. 

Clänek 25 

Odpovednost za skodu 

(1) Smiuvni stäty se zfikaji veskerych närokü na nähradu 
skody zpüsobene zträtou nebo poskozenim jejich majetku, 
jestiize byia Skoda zpüsobena poiicistou druheho smiuvniho 
stätu pfi pineni ükoiü podie teto smiouvy. 

(2) Smiuvni stäty se zfikaji veskerych närokü na nähradu 
skody zpüsobene üjmou na zdravi nebo smrti policisty, jestiize 
Skoda vznikia pfi pineni ükoiü podie teto smiouvy. Tim nejsou 
dotceny näroky na nähradu skody poiicisty nebo pozüstaiych 
osob. 

(3) Ustanoveni odstavce 1 a prvni veta odstavce 2 se 
nepouziji, pokud byia Skoda zpüsobena ümysine nebo z hrube 
nedbaiosti. 

(4) Za skodu, kterou zpüsobi poiicista jednoho smiuvniho 
stätu pfi pineni ükoiü podie teto smiouvy na üzemi druheho 
smiuvniho stätu tfeti osobe, odpovidä smiuvni stät, na jehoz 
üzemi Skoda vznikia, podie vnitrostätnich prävnich pfedpisü, 
ktere by se pouzily v pfipade, ze by skodu zpüsobil jeho vlastni 
policista. Celkovä cästka nährady skody, kterou tento smiuvni 
stät poskytl, mu bude uhrazena smiuvnim stätem, jehoz poiicista 
skodu zpüsobii. Druhä veta se nepouzije, byi-ii poiicista, ktery 
skodu zpüsobii, podfizen orgänüm druheho smiuvniho stätu 
podie ciänku 12, jakoz i v pfipadech, ve kterych byia Skoda 
zpüsobena v düsledku pokynu policisty druheho smiuvniho 
stätu, fidiciho zäsah. 


(5) V pfipade skody na majetku jednoho smiuvniho stätu, kterä 
vznikia na üzemi druheho smiuvniho stätu v düsiedku jednäni 
tfeti osoby, vymähä nähradu skody smiuvni stät, na jehoz üzemi 
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Schadenersatz der Vertragsstaat ein, auf dessen Hoheitsgebiet 
der Schaden entstanden ist. Dies giit nicht, wenn der Vertrags- 
staat, dem der Schaden entstanden ist, auf die Einforderung des 
Schadenersatzes verzichtet. Der eriangte Schadenersatz wird 
an den Vertragsstaat weitergeieitet, dem der Schaden entstan- 
den ist. 

Artikel 26 

Sprachen 

Bei der Durchführung dieses Vertrages werden die Amtsspra- 
chen der Vertragsstaaten oder die engiische Sprache verwendet. 

Artikel 27 
Kosten 

Wenn in diesem Vertrag oder in den Durchführungsverein- 
barungen nach Artikei 34 Absatz 1 nichts anderes festgeiegt ist 
oder zwischen den Behörden im Voraus nichts anderes verein- 
bart wird, trägt jeder Vertragsstaat die seinen Behörden aus der 
Durchführung dieses Vertrages entstehenden Kosten seibst. 

Artikel 28 

Einschränkung der Zusammenarbeit 

(1) Ist einer der Vertragsstaaten der Ansicht, dass die Erfüllung 
eines Ersuchens um Zusammenarbeit oder eine andere Maßnah- 
me auf der Grundlage dieses Vertrages seine Souveränität be- 
einträchtigen, seine Sicherheit oder andere wesentliche Interes- 
sen gefährden oder sein innerstaatliches Recht verletzen kann, 
kann er die Zusammenarbeit oder eine andere Maßnahme ganz 
oder teilweise verweigern oder an die Erfüllung bestimmter Be- 
dingungen knüpfen. Die Erfüllung eines Ersuchens um Zusam- 
menarbeit betreffend eine Ordnungswidrigkeit kann auch dann 
verweigert werden, wenn der mit dessen Erledigung zusammen- 
hängende Aufwand in einem offensichtlichen Missverhältnis zur 
Schwere der Ordnungswidrigkeit steht. 

(2) Schriftstücke, Informationen und Ausstattungsgegenstän- 
de, die aufgrund dieses Vertrages übergeben wurden, dürfen 
ohne vorherige Zustimmung der übergebenden Behörde nicht an 
Dritte weitergegeben werden. 

Artikel 29 
Verschlusssachen 

Für die Übermittlung von Verschlusssachen werden die Be- 
stimmungen der gültigen völkerrechtlichen Übereinkunft, die die 
Übermittlung und den gegenseitigen Schutz von Verschluss- 
sachen regelt, mit der Maßgabe angewendet, dass Verschluss- 
sachen unmittelbar zwischen den Behörden der Vertragsstaaten 
übermittelt werden können. 

Artikel 30 

Schutz personenbezogener Daten 

Soweit aufgrund dieses Vertrages personenbezogene Daten 
(im Folgenden nur „Daten“ genannt) übermittelt werden, erfolgt 
die Verarbeitung in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen 
Recht der Vertragsstaaten unter Beachtung der nachfolgenden 
Bestimmungen: 

a) Die Verwendung von Daten durch die empfangene Behörde 
ist im Rahmen dieses Vertrages nur zu dem Zweck, zu dem 
sie übermittelt worden sind, und nur unter den durch die 
übermittelnde Behörde festgelegten Bedingungen, zulässig. 
Ihre Verwendung ist darüber hinaus im Rahmen dieses Ver- 
trages und unter Beachtung der durch die übermittelnde Be- 
hörde festgelegten Bedingungen zur Verhütung und Aufklä- 
rung von Straftaten von erheblicher Bedeutung sowie zur 
Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung zulässig. Zu anderen Zwecken können die 
Daten nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der über- 
mittelnden Behörde verwendet werden. Die Zustimmung wird 


Skoda vznikla. To neplati, pokud smiuvni stät, jemuz Skoda 
vznikla, od pozadavku na nähradu skody ustoupi. Ziskanä 
nährada skody bude postoupena smiuvnimu statu, jemuz Skoda 
vznikla. 

Clänek 26 
Jazyky 

Pfi provädeni teto smiouvy jsou pouziväny üfedni jazyky 
smiuvnich stätü nebo anglicky jazyk. 

Clänek 27 
Näklady 

Neni-Ii V teto smiouve nebo v provädecich ujednänich podle 
clänku 34 ödst. 1 stanoveno nebo mezi orgäny pfedem 
dohodnuto jinak, hradi kazdy smiuvni stät säm näklady vznikajici 
jeho orgänüm z provädeni teto smiouvy. 

Clänek 28 

Omezeni spolupräce 

(1) Mä-Ii nektery ze smiuvnich stätü za to, ze splneni zädosti 
o spolupräci nebo jine opatfeni na zäklade teto smiouvy müze 
omezit jeho svrchovanost, ohrozit bezpecnost nebo jine 
podstatne zäjmy nebo porusit jeho vnitrostätni prävni pfedpisy, 
müze spolupräci nebo jine opatfeni zcela nebo z cästi odepht 
nebo väzat na splneni urcitych podmmek. Splneni zädosti 
o spolupräci tykajici se sprävm'ho deliktu je mozno odepfit i 
tehdy, pokud jsou pracovni nebo financni zätez souvisejici s jejim 
vynzem'm ve zjevnem nepomeru k zävaznosti sprävniho deliktu. 


(2) Pi'semnosti, informace a vybaveni, ktere byly pfedäny na 
zäklade teto smiouvy, nesmi byt bez pfedchoziho souhlasu 
pfedävaji'ciho orgänu postupoväny tfetim subjektüm. 

Clänek 29 

Utajovane informace 

Pro pfedäväni utajovanych informaci se pouzijf ustanoveni 
platne mezinärodni smiouvy upravujici pfedäväni a vzäjemnou 
ochranu utajovanych informaci s tim, ze utajovane informace 
mohou byt pfedäväny bezprostfedne mezi orgäny smiuvnich 
stätü. 


Clänek 30 

Ochrana osobnich üdajü 

Pokud jsou na zäklade teto smiouvy pfedäväny osobni üdaje 
(däie jen „üdaje“), jejich zpracoväni probihä v souladu 
s vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy smiuvnich stätü pfi dodrzoväni 
näsledujicich ustanoveni: 

a) Pouziti üdajü pfijimajicim orgänem je v rämci teto smiouvy 
pfipustne pouze k ücelu, pro ktery byly pfedäny, a pouze za 
podminek stanovenych pfedävajicim orgänem. Krome toho 
je V rämci teto smiouvy a pfi dodrzoväni podminek 
stanovenych pfedävajicim orgänem jejich pouziti pfipustne 
za ücelem pfedchäzeni a objasnoväni trestnych cinü 
zävazneho vyznamu, jakoz i za ücelem pfedchäzeni 
zävaznemu poruseni vefejneho pofädku a bezpecnosti. 
K jinym ücelüm Ize üdaje pouzit pouze s pfedchozim 
pisemnym souhlasem pfedävajiciho orgänu. Souhlas nebude 
udelen, Ize-Ii düvodne pfedpoklädat, ze by tim byly poruseny 
vnitrostätni prävni pfedpisy nebo pokud je to v rozporu s 
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nicht erteilt, soweit Grund zu der Annahme besteht, dass da- 
durch innerstaatliches Recht verletzt oder schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen dem entgegenstehen würden. 

b) Die empfangene Behörde unterrichtet die übermittelnde Be- 
hörde auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die damit erzielten Ergebnisse. 

c) Die übermittelnde Behörde ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der Daten, die sie zu übermitteln beabsichtigt, sowie auf de- 
ren Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den 
mit der Übermittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei ist 
die übermittelnde Behörde verpflichtet, die nach ihrem inner- 
staatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote zu beach- 
ten. Die Übermittlung von Daten unterbleibt, soweit Grund zu 
der Annahme besteht, dass dadurch innerstaatliches Recht 
verletzt oder schutzwürdige Interessen des Betroffenen dem 
entgegenstehen würden. Erweist sich, dass unrichtige Daten 
oder Daten, die nicht übermittelt werden durften, übermittelt 
worden sind, so hat die übermittelnde Behörde diese Tatsa- 
che der empfangenen Behörde schnellstmöglich mitzuteilen. 
Die empfangene Behörde ist verpflichtet, unverzüglich die un- 
richtigen Daten zu berichtigen und die Daten, die nicht über- 
mittelt werden durften, zu löschen. 

d) Dem Betroffenen ist auf seinen Antrag hin über die zu seiner 
Person vorhandenen Daten sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit das öffentliche 
Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des 
Betroffenen an der Auskunftserteilung überwiegt. Vor der Ent- 
scheidung über einen solchen Antrag wird die Stellung- 
nahme der Behörde des anderen Vertragsstaates eingeholt. 
Jeder Vertragsstaat kann in Übereinstimmung mit seinem in- 
nerstaatlichen Recht darum ersuchen, dass der andere Ver- 
tragsstaat den Betroffenen nicht informiert. Der Vertragsstaat, 
der über den Antrag des Betroffenen entscheidet, informiert 
den Betroffenen nicht ohne die vorherige Zustimmung des 
anderen Vertragsstaates. Im Übrigen richtet sich das Recht 
des Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Da- 
ten Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht 
des Vertragsstaates, der über den Antrag des Betroffenen 
entscheidet. 

e) Die übermittelnde Behörde weist bei der Übermittlung von 
Daten auf die nach ihrem innerstaatlichen Recht geltenden 
Prüfungs- oder Löschungsfristen hin. Unabhängig von diesen 
Fristen sind die übermittelten Daten zu löschen, sobald sie 
für den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht 
mehr erforderlich sind. 

f) Die übermittelnde Behörde und die empfangene Behörde 
sind verpflichtet, die Übermittlung und den Empfang von 
Daten aktenkundig zu machen. 

g) Die übermittelnde Behörde und die empfangene Behörde er- 
greifen geeignete technische und organisatorische Maßnah- 
men, um die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten 
Zugang, unbefugte Änderungen sowie gegen deren unbefug- 
te Weitergabe oder unbefugte Veröffentlichung zu schützen. 

h) Wird jemand im Zusammenhang mit Datenübermittlungen 
nach diesem Vertrag rechtswidrig geschädigt, so haftet ihm 
für den Schaden die für die Verarbeitung verantwortliche oder 
die sonst nach innerstaatlichem Recht zuständige Stelle nach 
Maßgabe des innerstaatlichen Rechts. Die empfangene Be- 
hörde kann sich im Rahmen ihrer Haftung nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts gegenüber dem Geschädigten zu 
seiner Entlastung nicht darauf berufen, dass die übermittelten 
Daten unrichtig gewesen sind. Leistet die empfangene Be- 
hörde Schadenersatz wegen eines Schadens, der durch die 
Verwendung von unrichtigen Daten verursacht wurde, so er- 
stattet die zuständige übermittelnde Behörde der empfange- 
nen Behörde den Betrag des geleisteten Schadenersatzes, 
wobei ein etwaiges Verschulden der empfangenen Behörde 
zu berücksichtigen ist. 


oprävnenymi zäjmy dotcene osoby. 


b) Pfijimajici orgän na pozädäni informuje pfedävajici orgän o 
pouziti pfedanych üdajü a o vysledcich tim dosazenych. 

c) Pfedävajici orgän je povinen dbät na sprävnost üdajü, ktere 
zamysli pfedat, jakoz i na jejich potfebnost a phmefenost s 
ohledem na ücel sledovany pfedänim. Phtom je pfedävajici 
orgän povinen dbät na zäkazy pfedäväni üdajü platne podle 
jeho vnitrostätnich prävnich pfedpisü. K pfedäni üdajü 
nedojde, Ize-Ii düvodne pfedpoklädat, ze by tim byly 
poruseny vnitrostätni prävni pfedpisy nebo pokud je to 
V rozporu s oprävnenymi zäjmy dotcene osoby. Ukäze-Ii se, 
ze byly pfedäny nesprävne üdaje nebo üdaje, ktere nesmely 
byt pfedäny, je pfedävajici orgän povinen tuto skutecnost 
sdelit CO moznä nejdfive pfijimajicimu orgänu. Pfijimajici 
orgän je povinen nesprävne üdaje bez zbytecneho odkladu 
opravit a üdaje, ktere nesmely byt pfedäny, vymazat. 


d) Dotcene osobe je nutno na jeji zädost poskytnout informaci 
o üdajich o ni existujicich, jakoz i o zamysienem ücelu jejich 
pouziti. Povinnost poskytnout informaci neexistuje, pfeväzi- 
li nad zäjmem dotcene osoby na poskytnuti informace 
vefejny zäjem na tom, aby informace nebyla poskytnuta. Pfed 
rozhodnutim o takove zädosti bude vyMdäno stanovisko 
orgänu druheho smiuvniho stätu. Kazdy smiuvni stät müze 
V souladu se svymi vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy pozädat, 
aby druhy smiuvni stät dotcenou osobu neinformoval. 
Smiuvni stät, ktery o zädosti dotcene osoby rozhoduje, 
neinformuje dotcenou osobu bez pfedchoziho souhlasu 
druheho smiuvniho stätu. Jinak se prävo dotcene osoby na 
poskytnuti informace o üdajich k ni existujicich fidi 
vnitrostätnimi prävnimi pfedpisy toho smiuvniho stätu, ktery 
o zädosti dotcene osoby rozhoduje. 


e) Pfi pfedäväni üdajü upozorni pfedävajici orgän na Ihüty pro 
pfezkoumäni nebo vymaz osobnich üdajü platne podle jeho 
vnitrostätnich prävnich pfedpisü. Nezävisle natechto Ihütäch 
je nutno pfedane üdaje vymazat, pokud jiz nejsou potfebne 
k ücelu, za jakym byly pfedäny. 

f) Pfedävajici orgän a pfijimajici orgän jsou povinny vest 
evidenci pfedäni a pfevzeti üdajü. 

g) Pfedävajici orgän a pfijimajici orgän pfijmou vhodnä 
technickä a organizacni opatfeni, aby ücinne chränili 
pfedävane üdaje proti neoprävnenemu pfistupu, 
neoprävnenym zmenäm, jakoz i jejich neoprävnenemu 
dalsimu pfedäväni nebo neoprävnenemu zvefejnoväni. 

h) Bude-Ii nekdo v souvislosti s pfedänim üdajü podle teto 
smiouvy nezäkonne poskozen, odpovidä za skodu orgän 
zodpovedny za zpracoväni üdajü nebo orgän jinak pfislusny 
podle vnitrostätnich prävnich pfedpisü, a to podle 
vnitrostätnich prävnich pfedpisü. Pfijimajici orgän se nemüze 
ve vztahu k poskozenemu zprostit podle vnitrostätnich 
prävnich pfedpisü odpovednosti tim, ze se odvolä na 
nesprävnost pfedanych osobnich üdajü. Jestlize pfijimajici 
orgän poskytne nähradu skody, kterä vznikla pouzitim 
nesprävnych üdajü, nahradi pfislusny pfedävajici orgän 
pfijimajicimu orgänu cästku vyplacenou jako nähradu skody, 
phcemz zohledni jakoukoli moznou chybu pfijimajiciho 
orgänu. 
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Teil II 

Änderung des Vertrages 
vom 2. Februar 2000 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens 
über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 
und die Erleichterung seiner Anwendung 

Artikel 31 

Der Vertrag vom 2. Februar 2000 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Republik über die Ergän- 
zung des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung seiner An- 
wendung wird wie folgt geändert: 

1 . In Artikel 1 1 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 werden je- 
weils die Wörter „Bundesministerium der Justiz“ durch die 
Wörter „Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher- 
schutz“ ersetzt. 

2. Artikel 18 wird aufgehoben. 

3. Artikel 1 9 wird wie folgt geändert: 

a) 


Cäst II 

Zmena Smiouvy 

mezi Spolkovou republlkou Nemecko 
a Ceskou republlkou 
o dodatcich k Evropske ümluve 
o vzäjemne pomoci ve vecech trestnich z 20. dubna 1959 
a usnadneni jejiho pouzfväni ze dne 2. ünora 2000 


Clänek 31 

Smiouva mezi Spolkovou republlkou Nemecko a Ceskou 
republlkou o dodatcich k Evropske ümluve o vzäjemne pomoci 
ve vecech trestnich z 20. dubna 1959 a usnadneni jejiho 
pouzi'väni ze dne 2. ünora 2000 se meni takto: 

1 . V clänku 1 1 ödst. 1 druhe vete a ödst. 2 prvni vete se slova 
„Spolkovym ministerstvem spravedlnosti“ nahrazuji slovy 
„Spolkovym ministerstvem spravedlnosti a ochrany 
spotfebitele“. 

2. Clänek 18 se rusi. 

3. Clänek 1 9 se meni takto: 


Die Absätze 1 und 2 lauten wie folgt: 

„(1) Beamte eines Vertragsstaates, die im Rahmen ei- 
nes Ermittlungsverfahrens wegen einer auslieferungs- 
fähigen Straftat auf dessen Hoheitsgebiet oder dem 
Hoheitsgebiet eines dritten Staates eine Person oder Sa- 
che observieren, sind befugt, die Observation auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates fortzusetzen, 
wenn dieser der grenzüberschreitenden Observation auf 
der Grundlage eines zuvor gestellten Ersuchens zuge- 
stimmt hat. Die Zustimmung kann mit Auflagen verbun- 
den werden. Auf Verlangen ist die Observation an die Be- 
amten des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet die 
Observation stattfindet, zu übergeben. Das Ersuchen 
nach Satz 1 richtet die zuständige Behörde des ersuchen- 
den Vertragsstaates in der Bundesrepublik Deutschland 
an die örtlich zuständige Staatsanwaltschaft unter gleich- 
zeitiger Übersendung einer Kopie an die nach Absatz 7 
jeweils zuständige Zentralstelle und in der Tschechischen 
Republik an die Bezirksstaatsanwaltschaft Prag. Örtlich 
zuständig sind in der Bundesrepublik Deutschland die 
Staatsanwaltschaften, in deren Zuständigkeitsbereich die 
Grenze voraussichtlich überschritten werden soll. 

(2) Kann wegen der besonderen Dringlichkeit der An- 
gelegenheit eine vorherige Zustimmung des anderen Ver- 
tragsstaates nicht beantragt werden, dürfen die Beamten 
die Observation einer Person unter folgenden Vorausset- 
zungen über die Grenze hinweg fortsetzen: 

1 . Der Grenzübertritt ist noch während der Observation 
unverzüglich der in Absatz 7 bezeichneten Zentralstel- 
le des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet die 
Observation fortgesetzt werden soll, mitzuteilen; an- 
stelle dieser Zentralstelle kann in der Bundesrepublik 
Deutschland auch das Bayerische Landeskriminalamt 
oder das Landeskriminalamt Sachsen benachrichtigt 
werden. 

2. Ein Ersuchen nach Absatz 1 , in dem auch die Gründe 
dargelegt werden, die einen Grenzübertritt ohne vor- 
herige Zustimmung rechtfertigen, ist unverzüglich 
nachzureichen. 

Die Observation ist einzustellen, sobald der Vertragsstaat, 
auf dessen Hoheitsgebiet die Observation stattfindet, auf- 
grund der Mitteilung nach Ziffer 1 oder des Ersuchens 
nach Ziffer 2 dies verlangt oder wenn die Zustimmung 
nicht zwölf Stunden nach Grenzübertritt vorliegt, wobei 
die Stunden zwischen 21 Uhr und 9 Uhr nicht mitzählen.“ 


a) odstavce 1 a 2 zneji takto: 

„(1) Üfedm'ci smluvm'ho stätu, kteri v rämci vysetfoväni 
trestneho cinu podlehajiciho vydäväni sleduji osobu nebo 
vec na vysostnem üzemi tohoto stätu, nebo na 
vysostnem üzemi tfetiho stätu jsou oprävneni pokracovat 
ve sledoväni na vysostnem üzemi druheho smiuvniho 
stätu, jestlize tento stät s pfeshranicnim sledovänim na 
zäklade pfedem podane zädosti o prävni pomoc 
souhlasil. Tento souhlas müze byt väzän na podminky. Na 
pozädäni bude sledoväni pfedäno üfedniküm smiuvniho 
stätu, na jehoz vysostnem üzemi se sledoväni provädi. 
Zädost o prävni pomoc podle vety prvni adresuje 
pfislusny orgän dozadujiciho stätu ve Spolkove republice 
Nemecko mistne prislusnemu stätnimu zastupitelstvi a 
V Ceske republice Krajskemu stätnimu zastupitelstvi v 
Praze, a soucasne zasle kopii üstfednimu mistu 
prislusnemu podle odstavce 7. Mistne pfislusnymi jsou 
ve Spolkove republice Nemecko stätni zastupitelstvi, v 
jejichz obvodu püsobnosti mä byt podle ocekäväni 
hranice pfekrocena. 


(2) Jestlize nelze s ohledem na zviästni nalehavost veci 
pozädat o pfedchozi souhlas druhe smiuvni strany, smeji 
üfednici pokracovat ve sledoväni osoby däi pfes hranici 
za nize uvedenych podminek: 

1 . Pfechod hranic musi byt bezodkladne jeste v prübehu 
sledoväni oznämen üstfednimu mistu oznacenemu 
V odstavci 7 toho smiuvniho stätu, na jehoz 
vysostnem üzemi se mä ve sledoväni pokracovat; 
namisto tohoto üstfedniho mista Ize ve Spolkove 
republice Nemecko informovat take Bavorsky zemsky 
kriminälni üfad nebo Zemsky kriminälni üfad Saska. 

2. Bezodkladne bude podäna dodatecnä zädost o 
prävni pomoc podle odstavce 1 , v niz budou take 
uvedeny düvody pro pfekroceni hranic bez 
pfedchoziho souhlasu. 

Sledoväni je tfeba zastavit, jakmile to bude na zäklade 
sdeleni podle bodu 1 nebo dozädäni podle bodu 2 
pozadovat smiuvni stät, na jehoz vysostnem üzemi se 
sledoväni provädi, nebo jestlize souhlas nebude udelen 
do dvanäcti hodin od pfekroceni hranic s tim, ze hodiny 
mezi devätou hodinou vecerni a devätou hodinou ranni 
se nezapocitävaji.“; 
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b) Nach Absatz 3 werden folgende neue Absätze 4 und 5 
eingefügt: 

„(4) Sofern die grenzüberschreitende Observation aus- 
schließlich unter Einsatz technischer Mittel erfolgt, ohne 
dass die Hilfe des anderen Vertragsstaates erforderlich 
ist, kann die Observation auch ohne vorherige Zustim- 
mung durchgeführt werden. Eine Observation nach 
Satz 1 muss dem anderen Vertragsstaat unverzüglich mit- 
geteilt werden, sobald festgestellt wird, dass die obser- 
vierte Person oder Sache die Grenze überschritten hat; in 
der Bundesrepublik Deutschland sind die in Absatz 7 be- 
zeichneten Zentralstellen oder die in Absatz 2 Ziffer 1 be- 
zeichneten Stellen, in der Tschechischen Republik ist die 
in Absatz 7 bezeichnete Zentralstelle zu unterrichten. Die 
Mitteilung muss Informationen dazu enthalten, für welche 
Straftat und von welcher Justizbehörde die Observation 
genehmigt wurde. Die Observation ist einzustellen, so- 
bald der Vertragsstaat, auf dessen Hoheitsgebiet die Ob- 
servation erfolgt, dies verlangt. Die zuständigen Polizei- 
oder Zollbehörden der Vertragsstaaten vereinbaren, ob 
und gegebenenfalls welche technische Maßnahmen, ins- 
besondere Ausbau und Rückführung der eingesetzten 
technischen Mittel, nach Abschluss der Observation zu 
ergreifen sind. Die Verwendung der Ergebnisse einer Ob- 
servation nach Satz 1 bedarf der vorherigen Zustimmung 
der nach Absatz 1 zuständigen Behörde des Vertrags- 
staates, auf dessen Hoheitsgebiet die Observation statt- 
gefunden hat. Wird die Zustimmung nicht erteilt, dürfen 
die bei der Observation gewonnenen Ergebnisse nicht 
verwendet werden, es sei denn, um dringliche Maßnah- 
men zur Abwehr einer unmittelbaren und ernsthaften Ge- 
fahr für die öffentliche Sicherheit zu ergreifen. Der andere 
Vertragsstaat wird über jede solche Verwendung unter 
Angabe der Gründe verständigt. 

(5) Die Offenlegung der Identität der observierenden 
Beamten erfolgt nur nach vorheriger Zustimmung des 
Vertragsstaates, dessen Beamte identifiziert werden sol- 
len. Absatz 3 Ziffer 5 bleibt unberührt.“ 

c) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden zu den Absätzen 
6 und 7, und Absatz 7 lautet wie folgt; 

„(7) Die in den Absätzen 1 , 2 und 4 genannte Zentral- 
stelle ist 

- für die Bundesrepublik Deutschland: das Bundes- 
khminalamt oder - bei strafbaren Handlungen im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr - das Zollkrimi- 
nalamt; 

- für die Tschechische Republik: das Polizeipräsidium 
der Tschechischen Republik oder - bei strafbaren 
Handlungen im grenzüberschreitenden Warenver- 
kehr - die Generalzolldirektion.“ 

4. Artikel 20 Absatz 4 Satz 1 lautet wie folgt: 

„Die Bestimmungen des Artikels 19 Absatz 1 Sätze 4 und 5 
und Absätze 6 und 7 dieses Vertrages finden entsprechende 
Anwendung.“ 

5. In Artikel 21 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „agent“ 
die Wörter „oder einer Person, die eine Scheinübertragung 
durchführt,“ eingefügt. 

6. Die Artikel 22 und 23 werden aufgehoben. 

7. Artikel 31 Absatz 2 lautet wie folgt: 

„(2) Die Vertragsstaaten können Änderungen des Ge- 
schäftsweges nach Artikel 19 Absatz 1 Sätze 4 und 5 sowie 
nach Artikel 20 Absatz 4 dieses Vertrages sowie der Einsatz- 
gebiete nach Artikel 21 Absatz 5 dieses Vertrages durch Ver- 
balnotenwechsel vereinbaren. 


b) za odstavec 3 se vkiädaji näsledujicf nove odstavce 4 a 5: 

„(4) Pokud pfeshranicni sledoväni probihä vyhradne za 
vyuziti technickych prostfedkü bez potfeby pomoci 
druheho smiuvniho statu, müze byt sledoväni provädeno 
i bez pfedchoziho souhlasu. Sledoväni podle vety prvni 
musi byt bezodkladne oznämeno druhemu smiuvnimu 
stätu, jakmile bude zjisteno, ze sledovanä osoba nebo 
vec pfekrocila hranice; ve Spolkove republice Nemecko 
je nutno informovat üstfedni mista oznacenä v odstavci 7 
nebo mi'sta oznacenä v odstavci 2 bodu 1, v Ceske 
republice üstredni mi'sto oznacenä v odstavci 7. Toto 
oznämeni musi obsahovat informace, pro ktery trestny ein 
bylo sledoväni povoleno a jakym justienim orgänem. 
Sledoväni je nutno ukoncit, jakmile to pozaduje smiuvni 
stät, na jehoz vysostnem üzemi sledoväni probihä. 
Pfislusne policejni nebo ceini orgäny smiuvnich stätü se 
dohodnou na tom, zda a popripade jakä technickä 
opatfeni, zejmena demontoväni a navräceni pouzitych 
technickych prostfedkü, je nutno po ukonceni sledoväni 
pfijmout. Vyuziti vysiedkü sledoväni podle vety prvni 
vyzaduje pfedchozi souhlas pfislusneho orgänu 
podle odstavce 1 smiuvniho stätu, na jehoz vysostnem 
üzemi sledoväni probihalo. Pokud neni souhlas udelen, 
nesmi byt vysiedky ziskane sledovänim pouzity, ledaze je 
tfeba pfijmout nalehavä opatfeni, aby se zabränilo 
bezprostfednimu a väznemu ohrozeni vefejne 
bezpeenosti. Druhy smiuvni stät bude o kazdem takovem 
pouziti vyrozumen spolu s uvedenim düvodü. 


(5) Odhaleni totoznosti üfednikü provädejicich 
sledoväni je mozne pouze po pfedchozim souhlasu 
smiuvniho stätu, jehoz üfednici maji byt ztotozneni. 
Odstavec 3 bod 5 neni dotcen.“; 

c) dosavadni odstavce 4 a 5 se stävaji odstavci 6 a 7 a 
odstavec 7 zni takto: 

„(7) Üstfednim mistem uvedenym v odstavcich 1 , 2 a 4 
je: 

- za Spolkovou republiku Nemecko: Spolkovy kriminälni 
üfad (Bundeskriminalamt) nebo - v pfipade trestnych 
cinü v oblasti pfeshranieniho pohybu zbozi - Ceini 
kriminälni üfad (Zollkriminalamt); 

- za Ceskou republiku: Policejni prezidium Ceske 
republiky, nebo - v pfipade trestnych cinü v oblasti 
pfeshranieniho pohybu zbozi - Generäini feditelstvi 
cel.“. 

4. Clänek 20 ödst. 4 prvni veta zni takto: 

„Ustanoveni clänku 19 ödst. 1 vet ctvrte a päte a odstaveü 6 
a 7 teto smiouvy budou pouzita obdobne.“. 

5. V clänku 21 ödst. 1 prvni vete se ze za slovo „agenta“ vkiädaji 
slova „nebo osoby provädejici pfedstirany pfevod“. 

6. Clänky 22 a 23 se rusi. 

7. Clänek 31 ödst. 2 zni takto: 

„(2) Smiuvni stäty mohou vymenou verbäinich not 
dohodnout zmeny zpüsobu styku podle clänku 1 9 ödst. 1 vet 
ctvrte a päte a podle clänku 20 ödst. 4 teto smiouvy a üzemi 
nasazeni podle clänku 21 ödst. 5 teto smiouvy.“. 
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8. In Artikel 32 Satz 1 werden die Wörter „Bundesministerium 
der Justiz“ durch die Wörter „Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz“ ersetzt. 

Teil III 

Schlussbestimmungen 

Artikel 32 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Streitigkeiten betreffend die Auslegung oder Durchführung 
von Teil I und III dieses Vertrages werden durch Verhandlungen 
zwischen dem Bundesministerium des Innern der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Ministerium des Innern der Tsche- 
chischen Republik beigelegt. 

(2) Gelingt es nicht, Streitigkeiten auf die in Absatz 1 beschrie- 
bene Weise beizulegen, werden sie auf diplomatischem Wege 
beigelegt. 

Artikel 33 

Evaluierung der Durchführung des Vertrages 

Die Vertreter der Behörden der Vertragsstaaten treffen im Be- 
darfsfall zum Zweck der Evaluierung der Durchführung dieses 
Vertrages zusammen. 

Artikel 34 

Durchführungsvereinbarungen 

(1) Die Regierungen der Vertragsstaaten sowie ferner auf 
deutscher Seite das Bundesministerium des Innern und das Bun- 
desministerium der Finanzen, das Bayerische Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr und das Sächsische Staats- 
ministerium des Innern sowie auf tschechischer Seite das Minis- 
terium des Innern und das Ministerium der Finanzen können auf 
der Grundlage und im Rahmen von Teil I und III dieses Vertrages 
Vereinbarungen über seine Durchführung treffen. 

(2) Die Vereinbarung vom 13. Februar 2012 zwischen dem 
Bundesministerium des Innern der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Ministerium des Innern der Tschechischen Republik 
über die Einrichtung eines Gemeinsamen Zentrums der deutsch- 
tschechischen Polizei- und Zollzusammenarbeit Petrovice- 
Schwandorf gilt als Durchführungsvereinbarung im Sinne dieses 
Artikels. 

Artikel 35 

Verhältnis zu anderen 
völkerrechtlichen Übereinkünften 
und zum Recht der Europäischen Union 

Rechte und Pflichten der Vertragsstaaten, die sich aus anderen 
völkerrechtlichen Übereinkünften, an die die Vertragsstaaten ge- 
bunden sind, einschließlich der die Zusammenarbeit der Zollbe- 
hörden regelnden Übereinkünfte, und aus der Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union ergeben, bleiben von diesem Vertrag un- 
berührt. 

Artikel 36 

Außerkrafttreten von völkerrechtlichen Übereinkünften 

Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages treten im Verhältnis zwi- 
schen den Vertragsstaaten das Abkommen vom 1 3. September 
1991 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Tschechischen und Slowakischen Föde- 
rativen Republik über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität, der Vertrag vom 19. September 
2000 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tsche- 
chischen Republik über die Zusammenarbeit der Polizeibehörden 
und der Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten, der Vertrag 
vom 19. Mai 1995 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik über Erleichterungen derGrenz- 


8. V clänku 32 prvni vete se slova „Spolkove ministerstvo 
spravedlnosti“ nahrazuji slovy „Spolkove ministerstvo 
spravedlnosti a ochrany spotfebitele“. 

Cast III 

Zäverecnä ustanoveni 

Clänek 32 
Reseni sporü 

(1) Spory tykajici se vykladu nebo provädeni cästi I a III teto 
smiouvy budou feseny jednäm'mi mezi Spolkovym ministerstvem 
vnitra Spolkove republiky Nemecko a Ministerstvem vnitra Ceske 
republiky. 

(2) Nepodafi-Ii se spory vyfesit zpüsobem popsanym 
V odstavci 1 , budou feseny diplomatickou cestou. 

Clänek 33 

Hodnoceni provädeni smiouvy 

Zästupci orgänü smiuvnich stätü se budou v phpade potfeby 
schäzet za ücelem vyhodnocoväni provädeni teto smiouvy. 

Clänek 34 
Provädeci ujednäni 

(1) Vlädy smiuvnich stätü, a däie na nemecke strane Spolkove 
ministerstvo vnitra, Spolkove ministerstvo financi, Bavorske 
stätni ministerstvo vnitra, vystavby a dopravy a Saske stätni 
ministerstvo vnitra a na ceske strane Ministerstvo vnitra a 
Ministerstvo financi mohou na zäklade a v rämci cästi I a III teto 
smiouvy uzavirat ujednäni k jejimu provädeni. 


(2) Ujednäni mezi Spolkovym ministerstvem vnitra Spolkove 
republiky Nemecko a Ministerstvem vnitra Ceske republiky o 
zfizeni Spolecneho centra nemecko-ceske policejni a ceini 
spolupräce Schwandorf - Petrovice z 13. ünora 2012 je 
provädecim ujednänim ve smysiu tohoto clänku. 


Clänek 35 

Vztah k jinym mezinärodnim 
smiouväm a prävu Evropske unie 

Präva a povinnosti smiuvnich stätü vyplyvajici z jinych 
mezinärodnich smiuv, jimiz jsou smiuvni stäty väzäny, vcetne 
smiuv upravujicich spolupräci celnich orgänü, a z clenstvi 
V Evropske unii nejsou touto smiouvou dotceny. 


Clänek 36 

Ukonceni platnosti mezinärodnich smiuv 

Vstupem teto smiouvy v platnost pozbyvaji ve vztazich mezi 
smiuvnimi stäty platnosti Dohoda mezi vlädou Spolkove 
republiky Nemecko a vlädou Ceske a Slovenske Federativni 
Republiky o spolupräci v boji proti organizovane kriminalite ze 
dne 1 3. zäh 1 991 , Smiouva mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou o spolupräci policejnich orgänü a orgänü 
püsobicich pfi ochrane stätnich hranic v pfihranicnich oblastech 
ze dne 19. zäh 2000, Smiouva mezi Spolkovou republikou 
Nemecko a Ceskou republikou o ulehceni pohranicniho 
odbavoväni v zeleznicni, silnicni a vodni doprave ze dne 19. 
kvetna 1995 a clänek 4 ödst. 3 az 7 a clänky 14 a 16 Smiouvy 
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abfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr und Ar- 
tikel 4 Absätze 3 bis 7 und die Artikel 14 und 16 des Vertrages 
vom 19. Juni 1997 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik über den Eisenbahnverkehr 
über die gemeinsame Staatsgrenze und über den erleichterten 
Eisenbahndurchgangsverkehr außer Kraft. 

Artikel 37 

Inkrafttreten und Kündigung 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations- 
urkunden werden in Berlin ausgetauscht. Dieser Vertrag tritt am 
ersten Tag des zweiten Monats, der auf den Tag des Austau- 
sches der Ratifikationsurkunden folgt, in Kraft. 

(2) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Je- 
der Vertragsstaat kann ihn jederzeit schriftlich auf diploma- 
tischem Wege kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate nach 
dem Tag wirksam, an dem die Kündigung dem anderen Vertrags- 
staat zugegangen ist. 

(3) Die Registrierung des Vertrages beim Sekretariat der Ver- 
einten Nationen nach Artikel 1 02 der Charta der Vereinten Natio- 
nen wird von der Bundesrepublik Deutschland veranlasst. Die 
Tschechische Republik wird unter Angabe der Registrierungs- 
nummer der Vereinten Nationen von der erfolgten Registrierung 
unterrichtet, sobald diese vom Sekretariat der Vereinten Nationen 
bestätigt worden ist. 

Geschehen zu Prag am 28. April 2015 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


mezi Spolkovou republikou Nemecko a Ceskou republikou o 
zeleznicni doprave pfes spolecne stätni hranice a ulehcene 
prüvozni zeleznicni' doprave ze dne 1 9. cervna 1 997. 


Clänek 37 

Vstup V platnost a vypoved' 

(1) Tato smiouva podlehä ratifikaci. Ratifikacni listiny budou 
vymeneny v Berline. Tato smiouva vstoupi v platnost prvni den 
druheho mesice näsledujiciho po dni vymeny ratifikacm'ch listin. 

(2) Tato smiouva se uzavirä na dobu neurcitou. Kazdy smiuvni 
stät ji müze kdykoli pisemne vypovedet diplomatickou cestou. 
Vypoved' nabyvä ücinnosti sest mesicü po dni, v nemz byla 
vypoved' dorucena druhemu smiuvnimu statu. 

(3) Registraci smiouvy u sekretariätu Organizace spojenych 
närodü podle clänku 102 Charty Organizace spojenych närodü 
zajisti Spolkovä republika Nemecko. Ceskä republika bude o 
provedene registraci informoväna s uvedem'm registracni'ho ci'sla 
Organizace spojenych närodü, jakmile bude tato registrace 
potvrzena sekretariätem Organizace spojenych närodü. 


Däno V Praze dne 28. dubna 2015 ve dvou püvodm'ch 
vyhotovenich, kazde v nemeckem a ceskem jazyce, pficemz obe 
zneni maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nemecko 

Dr. Arndt Freiherr Freytag von Loringhoven 
Dr. Thomas de Maiziere 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 


Milan Chovanec 
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Denkschrift 
I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit ihren Nachbar- 
staaten bilaterale Abkommen über die grenzüberschrei- 
tende Zusammenarbeit in strafrechtlichen Angelegenhei- 
ten und zur Gefahrenabwehr geschlossen, die fortlaufend 
weiterentwickelt werden. Zweck dieser Fortentwicklung 
ist die ständige Verbesserung der Zusammenarbeit in 
diesen Bereichen und eine stetige Anpassung an aktuelle 
Sicherheitserfordernisse und Rechtsentwicklungen. 

Der Vertrag vom 1 9. September 2000 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Tschechischen Repu- 
blik über die Zusammenarbeit der Polizeibehörden und 
der Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten (BGBl. 
2002 II S. 790, 791) stammt noch aus der Zeit vor dem 
EU-Beitritt der Tschechischen Republik (1. Mai 2004) 
und der vollständigen Anwendung des Schengen-Besitz- 
standes durch die Tschechische Republik (21 . Dezember 
2007). 

Der Vertrag vom 1 9. September 2000 muss daher an den 
europäischen Rechtsrahmen angepasst werden. Zudem 
war es Ziel, auch darüber hinausgehende Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit einvernehmlich zu regeln. Dem- 
entsprechend soll der Vertrag vom 19. September 2000 
durch den vorliegenden Vertrag vom 28. April 2015 er- 
setzt werden. 

Der neue Vertrag verbessert und erweitert die rechtlichen 
Grundlagen für eine engere grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit zwischen den Polizei- und Zollbehörden beider 
Länder. Insbesondere werden die Möglichkeiten zum 
Handeln im Hoheitsgebiet der jeweils anderen Partei 
erweitert und damit an die praktischen Erfordernisse der 
Gefahrenabwehr und der Strafverfolgung angepasst. So 
werden in Zukunft gemeinsame Streifen mit Ausübung 
hoheitlicher Befugnisse im Nachbarstaat in Anwesenheit 
und unter Leitung eines Beamten des Gebietsstaates 
nach dessen Recht (Artikel 10) möglich sein. Zudem 
werden erweiterte Möglichkeiten der Zusammenarbeit zu 
präventiven Zwecken geschaffen, indem Grenzübertritte 
auch zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib 
oder Leben (Artikel 13) ermöglicht werden. Die Regelun- 
gen der Nacheile werden über das Schengener Durch- 
führungsübereinkommen hinaus erweitert (Artikel 14). Die 
gemeinsame Aus- und Fortbildung wird insbesondere 
durch eine engere Zusammenarbeit der Aus- und Fort- 
bildungseinrichtungen gestärkt (Artikel 9). Der Zoll wird 
gleichberechtigt in den Anwendungsbereich des Ver- 
trages einbezogen (Artikel 2). 

Durch den Vertrag wird zudem der Vertrag vom 2. Februar 
2000 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Tschechischen Republik über die Ergänzung des 
Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung 
seiner Anwendung (im Folgenden: RHErgV, BGBl. 2001 II 
S. 733, 735) geändert (Artikel 31). 

Ferner treten mit Inkrafttreten des Vertrages im Verhältnis 
zwischen den Vertragsstaaten das Abkommen vom 
13. September 1 991 zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung der Tsche- 
chischen und Slowakischen Föderativen Republik über 
die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der organisier- 
ten Kriminalität (BGBl. 1993 II S. 37, 38), der Vertrag vom 


19. Mai 1995 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs- 
verkehr (BGBl. 1996 II S. 18, 19) und Artikel 4 Absatz 3 
bis 7 und die Artikel 14 und 16 des Vertrages vom 
19. Juni 1997 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik über den Eisenbahn- 
verkehr über die gemeinsame Staatsgrenze und über den 
erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr (BGBl. 2000 II 
S. 1289, 1291) außer Kraft. 

II. Besonderes 

Der Vertrag besteht aus 37 Artikeln und ist in drei Teile 
unterteilt. Teil I regelt die polizeiliche Zusammenarbeit, 
Teil II die Änderungen des RHErgV und Teil III die Schluss- 
bestimmungen. 

Zu den Bestimmungen des Vertrages im Einzelnen: 

Zu Artikel 1 - Vertragsgegenstand 

Absatz 1 bestimmt als Vertragsgegenstand die Zu- 
sammenarbeit bei der Verhütung und Aufklärung von 
Straftaten, der Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung (Satz 1) sowie der Verhütung und 
Aufklärung von Taten, die in einem Vertragsstaat als Straf- 
tat und in dem anderen Vertragsstaat als Ordnungswid- 
rigkeit zu qualifizieren sind (Satz 2). Darüber hinaus erfolgt 
die Zusammenarbeit bei der Aufklärung von Ordnungs- 
widrigkeiten im Zuständigkeitsbereich der Polizei- und 
Zollbehörden, soweit diese Zusammenarbeit nicht bereits 
nach dem Recht der Europäischen Union oder anderen 
völkerrechtlichen Übereinkünften erfolgt (Satz 3). Satz 4 
regelt, dass die polizeiliche Zusammenarbeit nach Teil I 
nicht die Leistung der Rechtshilfe in Strafsachen umfasst, 
die in den Zuständigkeitsbereich der Justizbehörden fällt. 

Absatz 2 bestimmt als weiteren Vertragsgegenstand 
die Änderung des RHErgV. 

Absatz 3 regelt, dass die Zusammenarbeit im Rahmen 
des geltenden innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaa- 
ten erfolgt, soweit der Vertrag nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt. Die Anwendung des Vertrages hat in 
Übereinstimmung mit dem Recht der Europäischen Union 
zu erfolgen. 

Absatz 4 stellt klar, dass die Bestimmungen über die 
Zusammenarbeit der nationalen Zentralstellen insbeson- 
dere im Rahmen von Europol und Interpol unberührt 
bleiben. 

Teil I 

Polizeiliche Zusammenarbeit 

Kapitel I 

Allgemeine Bestimmungen 

Zu Artikel 2 - Behörden 

Absatz 1 benennt die Behörden, die zur Zusammen- 
arbeit nach Teil I berufen sind. Dies sind für die Bundes- 
republik Deutschland alle Polizeibehörden des Bundes 
und der Länder sowie die Behörden der Zollverwaltung. 
Ferner ist das Bundesministerium des Innern als zustän- 
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diges Ministerium für die Durchführung des Vertrages be- 
nannt. Der räumliche Geltungsbereich des Vertrages folgt 
somit aus der Definition der zuständigen Behörden. Der 
Vertrag ist im gesamten Hoheitsgebiet der Vertragsstaa- 
ten anwendbar. 

Absatz 2 definiert den Begriff des Polizeibeamten 
im Sinne des Vertrages. Dieser umfasst für die Bundes- 
republik Deutschland neben den Vollzugsbeamten der 
Polizeien des Bundes und der Länder auch die Bediens- 
teten der Zollverwaltung. Alle Bestimmungen des Ver- 
trages gelten daher gleichermaßen für Polizei und Zoll. Die 
Definition wird für die Artikel 16 und 17 bereichsspezifisch 
erweitert. 

Absatz 3 benennt die Zentralstellen. Für die Bundes- 
republik Deutschland sind dies das Bundeskriminalamt 
und das Zollkriminalamt; dies entspricht den gesetzlichen 
Aufgabenzuweisungen in den §§ 2, 3 des Bundeskrimi- 
nalamtgesetzes (BKAG) und § 2 des Zollfahndungsdienst- 
gesetzes (ZFdG). 

Absatz 4 definiert die Behörden, die zur unmittelbaren 
Zusammenarbeit im Grenzgebiet berechtigt sind. Dies 
sind die Polizeien der Freistaaten Bayern und Sachsen 
sowie die auf dem Gebiet dieser Länder tätigen Dienst- 
stellen von Bundespolizei und Zoll. Das Bundespolizei- 
präsidium ist hier ebenfalls genannt, da die im Gemein- 
samen Zentrum tätigen Bundespolizisten dem Bundes- 
polizeipräsidium angehören. 

Absatz 5 regelt, dass sich die Vertragsstaaten auf 
diplomatischem Wege über Änderungen der Zuständig- 
keitsverteilung oder der Bezeichnungen ihrer Behörden 
unterrichten. Einer vertraglichen Regelung bedarf es 
daher für diese Fälle nicht. 

Zu Artikel 3 - Grenzgebiete 

Absatz 1 definiert den Begriff des Grenzgebiets als 
das Gebiet, das dem Zuständigkeitsbereich der in Arti- 
kel 2 Absatz 4 genannten Behörden entspricht. Ausge- 
nommen ist das Bundespolizeipräsidium. Damit ent- 
spricht das Grenzgebiet in räumlicher Hinsicht dem 
Gebiet der Freistaaten Bayern und Sachsen. 

Nach Absatz 2 gelten die Streckenabschnitte von 
Zügen und Schiffen zwischen der Grenze und dem ersten 
planmäßigen Halt ebenfalls als Grenzgebiet, um auch dort 
erforderliche Maßnahmen ergreifen zu können. 

Zu Artikel 4 - Verbindungsbeamte 

Der in Absatz 1 vorgesehene Austausch von Verbin- 
dungsbeamten entspricht der seit vielen Jahren geübten 
Praxis beider Vertragsstaaten. 

Absatz 2 stellt klar, dass Verbindungsbeamte ohne 
Wahrnehmung von Hoheitsbefugnissen tätig werden. 

Absatz 3 eröffnet die Möglichkeit, dass ein in einen 
Drittstaat entsandter Verbindungsbeamter des einen Ver- 
tragsstaates auch die Interessen des anderen Vertrags- 
staates wahrnimmt, sofern der Drittstaat dem zustimmt. 
Dies entspricht Artikel 5 Absatz 3 des Beschlusses 
2003/1 70/JI des Rates vom 27. Februar 2003 über die ge- 
meinsame Inanspruchnahme von Verbindungsbeamten, 
die von den Strafverfolgungsbehörden der Mitglied- 
staaten entsandt sind (ABI. L 67 vom 12.3.2003, S. 27). 


Zu Artikel 5 - Gemeinsames Zentrum 

Absatz 1 sieht die Zusammenarbeit der Vertragsstaa- 
ten in einem Gemeinsamen Zentrum vor. Die ins Gemein- 
same Zentrum entsandten Bediensteten werden dort im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit tätig. Das Gemein- 
same Zentrum selbst ist keine Behörde. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt als Zweck der Zusammen- 
arbeit im Gemeinsamen Zentrum den Informationsaus- 
tausch sowie die Unterstützung bei der Koordinierung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. Letzteres kann 
technische, logistische sowie sprachliche Unterstützung 
umfassen. Insbesondere sind die Bereitstellung von 
Sprachmittlern, die Erstellung von Arbeitsübersetzungen 
sowie die Unterstützung bei Nacheilen zu nennen. Satz 2 
stellt klar, dass der Informationsaustausch über die Zen- 
tralstellen unberührt bleibt. § 3 BKAG ist zu beachten. 

Absatz 3 sieht als weitere Aufgabe des Gemeinsamen 
Zentrums die Unterstützung bei der Übergabe von Per- 
sonen vor. Die Zusammenarbeit bei der Übergabe von 
Personen wird in Artikel 16 näher ausgeformt. 

Nach Absatz 4 führen die im Gemeinsamen Zentrum 
tätigen Beamten nicht selbständig operative Einsätze 
durch, sondern üben lediglich eine unterstützende Funk- 
tion im Hinblick auf die grenzüberschreitende Zusammen- 
arbeit zwischen den innerstaatlich zuständigen Behörden 
aus. Weiter stellt Absatz 4 klar, dass entsandte Bediens- 
tete der Weisungs- und Disziplinargewalt der jeweiligen 
Entsendebehörde unterstehen. 

Die in Absatz 5 vorgesehene Durchführungsverein- 
barung über die Einzelheiten der Zusammenarbeit im 
Gemeinsamen Zentrum wurde bereits geschlossen (Ver- 
einbarung vom 13. Februar 2012 zwischen dem Bundes- 
ministerium des Innern der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Ministerium des Innern der Tschechischen Re- 
publik über die Einrichtung eines Gemeinsamen Zentrums 
der deutsch-tschechischen Polizei- und Zollzusammen- 
arbeit Petrovice-Schwandorf (BGBl. 2012 II S. 219, 220); 
sie gilt nach Artikel 34 Absatz 2 fort. 

Kapitel II 

Formen der Zusammenarbeit 

Zu Artikel 6 - Zusammenarbeit auf Ersuchen 

Dieser Artikel regelt die Zusammenarbeit auf Ersuchen als 
Grundform der Zusammenarbeit; er ist im Rahmen aller 
Formen der Zusammenarbeit nach Kapitel II zu beachten, 
soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

Absatz 1 sieht vor, dass die Zusammenarbeit auf Er- 
suchen erfolgt. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass Ersuchen in Bezug auf 
Verhütung und Aufklärung von Straftaten grundsätzlich 
über die nationalen Zentralstellen übermittelt werden. Ein 
Ersuchen kann in den in Satz 2 Buchstabe a bis c ge- 
nannten Fällen auch unmittelbar durch die nach Artikel 2 
Absatz 4 im Grenzgebiet zuständigen Behörden übermit- 
telt und erledigt werden. Diese Abgrenzung orientiert sich 
an § 3 Absatz 3 BKAG. Die in Satz 3 genannte Pflicht zur 
Benachrichtigung der Zentralstelle ergibt sich für die Bun- 
desrepublik Deutschland aus § 3 Absatz 3 Satz 2 BKAG. 

Nach Absatz 3 sollen die Bedingungen für die Über- 
mittlung und Erledigung von Ersuchen in Bezug auf Taten, 
die in beiden Vertragsstaaten als Ordnungswidrigkeiten 
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einzuordnen sind, in einer Durchführungsvereinbarung 
geregelt werden. Ziel der Bestimmung ist es, Beschrän- 
kungen über die Zusammenarbeit im Bereich der Ord- 
nungswidrigkeiten vereinbaren zu können, um eine unver- 
hältnismäßige Belastung der Behörden mit Anfragen aus 
diesem Bereich zu vermeiden. 

Absatz 4 betrifft den Informationsaustausch in Bezug 
auf die Gefahrenabwehr, sofern dem Ersuchen keine 
Maßnahme zur Verhütung oder Aufklärung von Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten zugrunde liegt. In diesen Fäl- 
len soll der Informationsaustausch unmittelbar zwischen 
den zuständigen Behörden erfolgen, denn das Zentral- 
stellenprinzip nach den §§ 2, 3 BKAG ist insoweit nicht 
anwendbar. 

Ersuchen sollen nach Absatz 5 grundsätzlich schrift- 
lich gestellt werden. Aus Gründen der Dringlichkeit kann 
auf die Schriftform verzichtet werden. In diesen Fällen ist 
das Ersuchen schriftlich zu bestätigen. 

Ersuchen können nach Absatz 6 in der Sprache des 
ersuchenden oder des ersuchten Vertragsstaates oder in 
englischer Sprache gestellt werden. Bei Verwendung der 
Sprache des ersuchenden Vertragsstaates soll eine Über- 
setzung beigefügt werden. An die Übersetzungen sind 
keine erhöhten Anforderungen zu stellen, ausreichend ist 
eine Arbeitsübersetzung. In englischer Sprache verfass- 
ten Ersuchen muss keine Übersetzung beigefügt werden. 

Absatz 7 sieht die unverzügliche Erledigung von Ersu- 
chen oder, sofern die ersuchte Behörde unzuständig ist, 
die Weiterleitung an die zuständige Behörde vor. 

Absatz 8 benennt typische Gegenstände, auf die sich 
ein Ersuchen beziehen kann. Die Aufzählung ist nicht ab- 
schließend. 

Zu Artikel 7 - Informationsaustausch ohne Ersuchen 

Dieser Artikel stellt klar, dass Informationen auch ohne 
vorhergehendes Ersuchen ausgetauscht werden können. 

Zu Artikel 8 - Allgemeine Formen der Zusammen- 
arbeit 

Absatz 1 enthält eine nicht abschließende Aufzählung 
typischer Formen der Zusammenarbeit. 

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass sich die Vertragsstaa- 
ten auch Ausstattung und polizeitechnische Mittel zur 
Verfügung stellen können; Letzteres umfasst u. a. Dienst- 
hunde. Nach Satz 2 kann die Hilfe leistende Behörde hier- 
zu mit der ersuchenden Behörde vorab schriftliche Ver- 
einbarungen über die Bedingungen der Bereitstellung, die 
Kostenerstattung und von Artikel 25 Absatz 1 abweichen- 
de Haftungsbestimmungen vereinbaren. Dies soll ermög- 
lichen, Art und Weise der Verwendung des entliehenen 
Gegenstandes zu bestimmen, ein Nutzungsentgelt fest- 
zulegen und/oder das Haftungsrisiko des ersuchenden 
Vertragsstaates aufzuerlegen. 

Absatz 3 regelt die Zusammenarbeit im Bereich der 
Tarnmittel. Die Zusammenarbeit erfolgt nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechts. Die Zurverfügungstellung 
von Tarnmitteln kann von Bedingungen abhängig ge- 
macht werden. 


Zu Artikel 9 - Aus- und Fortbildung 

Zur Förderung der gemeinsamen Zusammenarbeit sieht 
dieser Artikel auch die Intensivierung der gemeinsamen 
Aus- und Fortbildung vor. Gefördert werden soll insbeson- 
dere auch die Aus- und Fortbildung der mit der praktischen 
Anwendung des Vertrages betrauten Polizeibeamten. 

Zu Artikel 10 - Gemeinsame Einsatzformen 

Dieser Artikel regelt die rechtlichen Befugnisse im Rah- 
men gemeinsamer Einsatzformen. Zu den gemeinsamen 
Einsatzformen zählen nach Absatz 1 insbesondere 
gemeinsame Streifen, gemeinsame Kontrollgruppen und 
gemeinsame Fahndungsgruppen. Bei den gemeinsamen 
Einsatzformen handelt es sich jedoch nicht um Gemein- 
same Ermittlungsgruppen (Joint Investigation Teams) 
nach Artikel 13 des Übereinkommens vom 29. Mai 2000 
über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union (EU-RhÜbk) (BGBl. 
2005 II S. 650, 651). Bei gemeinsamen Einsatzformen 
können die Beamten hoheitliche Befugnisse wahrneh- 
men. Einer Verleihung dieser Befugnisse durch einen 
gesonderten Akt bedarf es nicht. Die Wahrnehmung von 
Hoheitsbefugnissen erfolgt nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts sowie unter Leitung und in der Regel 
in Anwesenheit eines Polizeibeamten des Einsatzstaates. 
Das Handeln der Beamten ist dem Einsatzstaat zuzurech- 
nen. Die Regelung orientiert sich an Artikel 17 des 
Beschlusses 2008/61 5/JI des Rates vom 23. Juni 2008 
zur Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammen- 
arbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus 
und der grenzüberschreitenden Kriminalität (ABI. L 210 
vom 6.8.2008, S. 1). 

Absatz 2 stellt klar, dass die Einzelheiten der Zusam- 
menarbeit zwischen den kooperierenden Behörden 
schriftlich fixiert werden sollen. Infrage kommen sowohl 
Rahmenvereinbarungen wie auch Einzelabsprachen. 

Zu Artikel 11 - Grenzüberschreitende Fahndungs- 
aktionen, gemeinsame Einsatzleitungen und Teil- 
nahme an Einsätzen 

Dieser Artikel regelt die Zusammenarbeit bei grenzüber- 
schreitenden, d. h. zeitgleich beiderseits der Staatsgrenze 
stattfindenden Fahndungsaktionen. Der Artikel sieht unter 
anderem die Bildung gemeinsamer Einsatzleitungen so- 
wie die Entsendung von Polizeibeamten in die zuständi- 
gen Stellen des anderen Vertragsstaates vor, um dort 
ohne Wahrnehmung von Hoheitsbefugnissen beratend 
tätig zu werden. 

Zu Artikel 12 - Einsatz von Polizeibeamten zur Unter- 
stützung auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates 

Absatz 1 schafft die Möglichkeit, Polizeibeamte den 
Behörden des anderen Vertragsstaates zu unterstellen. 
Erforderlich ist hierfür das Einvernehmen der zuständigen 
Behörden; einer schriftlichen Vereinbarung bedarf es 
nicht. Die unterstellten Polizeibeamten dürfen nach Ab- 
satz 2 unter denselben Bedingungen wie nach Arti- 
kel 10 Hoheitsbefugnisse ausüben. Absatz 3 nennt 
über Absatz 1 hinaus weitere Fälle, in denen eine Unter- 
stellung infrage kommt. 
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Zu Artikel 13 - Grenzüberschreitende Gefahren- 
abwehr 

Dieser Artikel schafft die Möglichkeit, auch ohne vorheri- 
ge Zustimmung des anderen Vertragsstaates vorläufige 
Maßnahmen zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib und Leben von Personen zu treffen. Die Bestimmung 
ist auf einen Raum von zehn Kilometern von der gemein- 
samen Staatsgrenze beschränkt. Die Regelung orientiert 
sich an Artikel 25 des Vertrages vom 27. Mai 2005 
zwischen dem Königreich Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, dem Königreich Spanien, der Französischen 
Republik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem König- 
reich der Niederlande und der Republik Österreich über 
die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammen- 
arbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, 
der grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen 
Migration (Prümer Vertrag, BGBl. 2006 II S. 626, 628). 

Zu Artikel 14 - Grenzüberschreitende Nacheile 

Ausgangspunkt der Regelung ist Artikel 41 des durch den 
Vertrag von Amsterdam in den Rechtsrahmen der Euro- 
päischen Union überführten Schengener Durchführungs- 
übereinkommens vom 19. Juni 1990 (SDÜ, BGBl. 1993 II 
S. 1010, 1013), dessen Bestimmungen durch Artikel 14 
ergänzt und erweitert werden. 

Die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 Buchstabe a 
erweitert Artikel 41 Absatz 4 Buchstabe b SDÜ. Das Tat- 
bestandmerkmal einer Tat, die nach dem Recht des er- 
suchenden Vertragsstaates mit einer Freiheitsstrafe oder 
sonstigen Sanktion im Höchstmaß von mindestens zwölf 
Monaten bedroht ist, orientiert sich an § 81 Nummer 1 
IRG. Abweichend von Artikel 41 Absatz 4 Buchstabe b 
SDÜ ist nicht erforderlich, dass die verfolgte Person auf 
frischer Tat betroffen wird. Vielmehr genügt die Verfol- 
gung einer der Begehung oder Teilnahme an einer ent- 
sprechenden Straftat verdächtigen Person. So kann z. B. 
auch eine Person verfolgt werden, die sich einer Fest- 
nahme aufgrund eines Haftbefehls entzieht. 

Hinzu treten die Möglichkeiten der Nacheile bei entflohe- 
nen Personen (Buchstabe b), sowie bei Personen, die sich 
einer Polizei- oder Zollkontrolle (Buchstabe c) oder einer 
Grenzkontrolle im Falle der zeitweiligen Wiedereinführung 
von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen (Buchstabe d) 
entziehen. Anknüpfungspunkt der Nacheile bei den Buch- 
staben c und d ist allein der Kontrollentzug; ein darüber 
hinausgehender Verdacht einer Straftat ist nicht erforder- 
lich. Satz 2 regelt, dass neben den unmittelbar nacheilen- 
den Kräften auch weitere Polizeibeamte zur Nacheile be- 
rechtigt sind, die vor Grenzübertritt der verfolgten Person 
in die Nacheile einbezogen waren. 

Absatz 2 enthält nähere Bestimmungen über die 
Zusammenarbeit zwischen den Behörden im Falle einer 
Nacheile, insbesondere zur Benachrichtigung der zustän- 
digen Behörden. 

Absatz 3 regelt das Festhalterecht der nacheilenden 
Beamten. Dies entspricht Artikel 41 Absatz 2 Buchstabe b 
SDÜ. Der Inhalt des Festhalterechts wird durch Absatz 5 
Buchstabe d näher ausgeformt. 

Nach Absatz 4 findet die Nacheile entsprechend Arti- 
kel 41 Absatz 3 Buchstabe b ohne zeitliche und räumliche 
Begrenzung und über Artikel 41 Absatz 5 Buchstabe b 
SDÜ hinaus auch auf dem Luft- und Wasserweg statt. 


Dies ermöglicht insbesondere die Einbindung von Hub- 
schraubern in die Nacheile. 

Absatz 5 regelt die allgemeinen Bedingungen der 
Nacheile. Buchstabe a entspricht der Regelung des Arti- 
kels 41 Absatz 5 Buchstabe a SDÜ und bindet die 
Polizeibeamten bei der Ausübung der Nacheile an die 
Bestimmungen des Vertrages sowie das innerstaatliche 
Recht des anderen Vertragsstaates. Buchstabe b beruht 
auf Artikel 41 Absatz 5 Buchstabe c SDÜ, regelt darüber 
hinaus aber das Betreten von Betriebs- und Geschäfts- 
räumen. Buchstabe c entspricht Artikel 41 Absatz 5 
Buchstabe d SDÜ. Erfolgt die Nacheile nicht durch ein 
äußerlich als Polizei- oder Zollfahrzeug gekennzeichnetes 
Fahrzeug, ist bei der Aufforderung zum Anhalten ein 
Licht- und Tonwarnsignal und, sofern vorhanden, zusätz- 
lich ein Anhaltesignalgeber oder ein Anhaltestab zu ver- 
wenden. Hierdurch soll die Aufforderung zum Anhalten für 
die verfolgte Person eindeutig als hoheitliches Handeln 
erkennbar werden. Buchstabe d ergänzt Artikel 41 Ab- 
satz 5 Buchstabe f SDÜ dahin gehend, dass der fest- 
gehaltenen Person Fesseln angelegt werden dürfen. Dies 
umfasst auch Fußfesseln. Im Hinblick auf die Reichweite 
der hier verliehenen Hoheitsrechte ist Buchstabe a zu 
beachten, d. h. die innerstaatlichen Rechtsnormen, die 
für die Polizeibeamten des Vertragsstaates gelten, auf 
dessen Hoheitsgebiet die Nacheile erfolgt, sind auch von 
den nacheilenden Polizeibeamten zu beachten. Buch- 
stabe e entspricht Artikel 41 Absatz 5 Buchstabe g SDÜ, 
nimmt aber von der Pflicht der nacheilenden Beamten, 
vor Ort zu verbleiben, die auf dem Luftweg nacheilenden 
Beamten aus. Buchstabe f entspricht Artikel 41 Absatz 5 
Buchstabe h SDÜ. 

Absatz 6 orientiert sich an Artikel 41 Absatz 6 SDÜ, 
verlängert aber die Festhaltefrist von bisher sechs auf 
zwölf Stunden. Ergänzend wird geregelt, dass bei der 
Fristberechnung die Stunden zwischen 21 Uhr und 9 Uhr 
(in Artikel 41 SDÜ: „die Stunden zwischen Mitternacht 
und neun Uhr“) nicht mitzählen. 

Zu Artikel 15- Maßnahmen im grenzüberschreitenden 
Eisenbahn- und Schiffsverkehr 

Absatz 1 Satz 1 erleichtert die Vornahme von Maßnah- 
men auf dem eigenen Hoheitsgebiet. Zu deren Vornahme 
dürfen Polizeibeamte im grenzüberschreitenden Eisen- 
bahn- und Schiffsverkehr bereits auf dem Gebiet des 
anderen Vertragsstaates einsteigen oder aussteigen. 
Satz 2 betrifft Maßnahmen auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates. Diese dürfen nur zur Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vorge- 
nommen werden. Die Maßnahme muss in Übereinstim- 
mung mit dem Recht des Vertragsstaates erfolgen, auf 
dessen Hoheitsgebiet sie durchgeführt wird. 

Absatz 2 regelt den Fall, dass eine auf dem eigenen 
Hoheitsgebiet begonnene Maßnahme nicht abgeschlos- 
sen werden konnte. Diese darf in Übereinstimmung mit 
dem innerstaatlichen Recht der handelnden Beamten 
fortgesetzt werden, wenn der Zweck der Maßnahme 
sonst wesentlich gefährdet würde. 

Absatz 3 regelt die weiteren Rechte der Polizeibeam- 
ten bei den nach den Absätzen 1 und 2 auf dem Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaates vorgenommenen 
Maßnahmen. 
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Im grenzüberschreitenden Schiffsverkehr gelten nach 
Absatz 4 diese Bestimmungen entsprechend. 

Zu Artikel 16 - Übergabe von Personen 

Die Vorschrift regelt die Modalitäten der Übergabe von Im 
Gewahrsam des einen Vertragsstaates befindlichen Per- 
sonen an Beamte des anderen Vertragsstaates unabhän- 
gig davon, aus welchem Anlass die Übergabe erfolgt. Es 
kann sich beispielsweise um Überstellungen Im Rahmen 
von Rückführungen oder zum Zweck der Strafverfolgung 
oder Strafvollstreckung handeln. Nach Absatz 1 kom- 
men als geeignete Orte Insbesondere Polizeldlenststellen 
In der Nähe der Staatsgrenze In Betracht. Die Behörden 
unterrichten sich nach Absatz 3 über geeignete Orte. 

Absatz 2 bestimmt die Modalitäten des Transports 
sowie die Rechtsstellung der begleitenden Beamten. 

Absatz 4 erweitert den personalen Anwendungsbe- 
reich des Artikels über Artikel 2 Absatz 2 hinaus auch auf 
Angehörige der Justlzvollzugsbehörden der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Angehörige des Gefängnisdienstes 
der Tschechischen Republik, da auch diese für die Wahr- 
nehmung der in Artikel 16 beschriebenen Aufgaben inner- 
staatlich zuständig sind. 

Zu Artikel 17 - Durchführung der Durchlieferung 

Die Vorschrift regelt die Modalitäten der Durchlieferung 
einer im Gewahrsam oder Strafvollzug befindlichen 
Person durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staates nach Bewilligung der Durchlieferung. Nach Ab- 
satz 1 erfolgt die Durchlleferung durch die Beamten 
des ersuchten Vertragsstaates; Pollzelbeamte des ersu- 
chenden Vertragsstaates können die Durchlieferung be- 
gleiten. 

Absatz 2 regelt die Ausübung von Hoheitsrechten 
durch die begleitenden Polizeibeamten des ersuchenden 
Vertragsstaates. 

Absatz 3 sieht abweichend von Absatz 1 die Möglich- 
keit vor, dass die Beamten des ersuchenden Vertrags- 
staates die Durchlieferung ohne Anwesenheit von Beam- 
ten des ersuchten Vertragsstaates durchführen, und 
erweitert hierzu die ihnen nach Absatz 2 verliehenen 
Hoheitsrechte. 

Absatz 4 bestimmt, wie im Falle des Entweichens der 
durchzuliefernden Person zu verfahren ist. Insbesondere 
ist die nächste erreichbare Polizeidienststelle sofort zu 
verständigen; die Benachrichtigung kann über die allge- 
meine Notrufnummer 110 erfolgen. Die Bestimmung soll 
sicherstellen, dass die örtlich zuständigen Behörden 
sofort die erforderlichen Verfolgungsmaßnahmen elnleiten 
können. Den die entwichene Person verfolgenden Polizei- 
beamten des ersuchenden Vertragsstaates stehen die 
Rechte entsprechend den Bestimmungen über die 
Nacheile nach Artikel 14 zu. 

Die Absätze 5 bis 8 regeln weitere Modalitäten bei 
der Durchführung der Durchlieferung. 

Absatz 9 erweitert den personalen Anwendungsbe- 
reich des Artikels über Artikel 2 Absatz 2 hinaus auch auf 
Angehörige der Justizvollzugsbehörden der Bundesrepu- 
blik Deutschland, da auch diese für die Wahrnehmung 
der In Artikel 17 beschriebenen Aufgaben Innerstaatlich 
zuständig sind. 


Zu Artikel 18 - Zeugenschutz 

Dieser Artikel enthält Regelungen zur Zusammenarbeit Im 
Bereich des Zeugenschutzes, insbesondere auch hin- 
sichtlich der Kostentragung, bei Schutzmaßnahmen für 
eine Person, die sich im Zeugenschutzprogramm des 
anderen Vertragsstaates befindet. 

Zu Artikel 19 - Begleitung von Gefahrgut-, Großraum- 
oder Schwertransporten 

Bei grenzüberschreitenden Gefahrgut-, Großraum- oder 
Schwertransporten unterrichten sich die zuständigen Be- 
hörden nach Absatz 1, sofern sie einen solchen Trans- 
port bis an die gemeinsame Staatsgrenze begleiten. So- 
fern die Begleitung des Transports durch die Behörden 
des anderen Vertragsstaates fortgesetzt wird, können die 
Polizeibeamten nach Absatz 2 zur Vorbereitung des 
Transports in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staates einreisen. 

Zu Artikel 20 - Durchfahrt 

Dieser Artikel ermöglicht die Durchquerung des Hoheits- 
gebiets des anderen Vertragsstaates, um einen Einsatzort 
im eigenen Hoheitsgebiet schnellstmöglich zu erreichen 
oder von dort zurückzukehren. Von Sonderrechten darf 
hierbei unter den Voraussetzungen des Artikels 22 Ab- 
satz 1 Gebrauch gemacht werden, d. h. es gilt das Inner- 
staatliche Recht des Vertragsstaates, dessen Hoheits- 
gebiet durchquert wird. 

Zu Artikel 21 - Zusammenarbeit bei der vorüber- 
gehenden Wiedereinführung von Grenzkontrollen an 
den Binnengrenzen 

Dieser Artikel regelt die Zusammenarbeit der Vertrags- 
staaten für den Fall, dass einer oder beide Vertragsstaa- 
ten nach dem Recht der Europäischen Union vorüber- 
gehende Grenzkontrollen an den Binnengrenzen wieder- 
einführen. 

Die Absätze 1 und 2 gestatten hierzu, Grenzkontroll- 
stellen auch auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates mit dessen Zustimmung einzurichten, wenn 
dies aufgrund der örtlichen Verhältnisse erforderlich ist. 

Die Einzelheiten sollen nach Absatz 3 in einer Durch- 
führungsvereinbarung nach Artikel 34 Absatz 1 festgelegt 
werden. 

Für die Durchführung von Grenzkontrollen stellen die Ab- 
sätze 4 bis 7 die Polizeibeamten so, als ob sie die 
Grenzkontrollen auf eigenem Hoheitsgebiet durchführen 
würden. Grenzkontrollen auf dem Hoheitsgebiet des an- 
deren Vertragsstaates werden nach dem Recht desjeni- 
gen Vertragsstaates durchgeführt, der die Grenzkontrollen 
eingeführt hat. Dessen Beamten stehen hierbei sämtliche 
mit der Grenzkontrolle zusammenhängende Hoheitsrech- 
te zu. Eine Einreiseverweigerung kann bereits an der auf 
dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates einge- 
richteten Grenzkontrollstelle ausgesprochen und durch- 
gesetzt werden. Ebenso kann eine angetroffene Person 
in das Hoheitsgebiet des Vertragsstaates verbracht wer- 
den, der die Grenzkontrolle durchführt, sofern es sich 
nicht um einen Staatsbürger des anderen Vertragsstaates 
handelt. 

Absatz 8 hat lediglich klarstellende Funktion. Die Be- 
amten des anderen Vertragsstaates dürfen Im Grenz- 
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kontrollraum anwesend sein, denn es handelt sich um 
das Hoheitsgebiet ihres Vertragsstaates. 

Absatz 9 regelt den zeitlichen Ablauf der Kontrolle für 
den Fall, dass die Vertragsstaaten Grenzkontrollen ge- 
meinsam durchführen. In diesem Fall erfolgt zunächst die 
Ausreise- und dann die Einreisekontrolle. 

Kapitel III 

Rechtsverhältnisse 

Zu Artikel 22 - Einsatz von Kraft-, Luft- und Wasser- 
fahrzeugen 

Absatz 1 gestattet den Einsatz von Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeugen auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates nach den dort geltenden Bestimmungen. 
Für die Inanspruchnahme von Sonderrechten gilt in der 
Bundesrepublik Deutschland § 35 Absatz 1 StVO; § 35 
Absatz 8 StVO ist zu beachten. 

Dies gilt nach Absatz 2 auch für die Befreiung von 
Straßen- und Autobahngebühren. 

Die Absätze 3 bis 5 enthalten nähere Bestimmun- 
gen für den Einsatz von Luftfahrzeugen. 

Zu Artikel 23 - Rechtsstellung von Polizeibeamten auf 
dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 

Absatz 1 bindet die auf dem Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaates tätigen Polizeibeamten an das inner- 
staatliche Recht dieses Staates. Die Ausübung von Ho- 
heitsrechten setzt eine ausdrückliche Ermächtigung im 
Vertrag voraus. 

Absatz 2 erlaubt das Tragen von Uniform und Mit- 
führen von Dienstwaffen, Munition und Zwangsmitteln, 
die nach dem innerstaatlichen Recht des Vertragsstaates 
zugelassen sind, dem die Polizeibeamten angehören; der 
Einsatz von Zwangsmitteln richtet sich jedoch nach dem 
Recht des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet der 
Einsatz erfolgt. 

Absatz 3 beschränkt den Einsatz der Dienstwaffe auf 
Fälle der Notwehr und Nothilfe, sofern nicht im Rahmen 
gemeinsamer Einsatzformen nach Artikel 10 oder der 
Unterstellung nach Artikel 12 der einsatzleitende Polizei- 
beamte ausdrücklich einen darüber hinausgehenden Ein- 
satz im Rahmen des innerstaatlichen Rechts genehmigt. 

Absatz 4 stellt die ausländischen Polizeibeamten von 
Beförderungsentgelten im Eisenbahnverkehr im gleichen 
Umfang wie inländische Polizeibeamte frei. 

Absatz 5 stellt die ausländischen Polizeibeamten hin- 
sichtlich der durch oder gegen sie begangenen Straftaten 
inländischen Polizeibeamten gleich. 

Zu Artikel 24 - Dienstverhältnisse 

Nach Absatz 1 unterliegen Polizeibeamte ausschließ- 
lich den dienstrechtlichen Bestimmungen ihres Vertrags- 
staates. Der andere Vertragsstaat hat die in sein Hoheits- 
gebiet entsandten Polizeibeamten nach Absatz 2 wie 
eigenes Personal zu schützen. 

Zu Artikel 25 - Haftung für Schäden 

Die Absätze 1 bis 3 bestimmen, dass die Vertrags- 
staaten im Verhältnis zueinander auf Entschädigungsan- 


sprüche verzichten, sofern der Schaden nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde. Dieser Haf- 
tungsverzicht umfasst nicht Ansprüche des geschädigten 
Polizeibeamten oder seiner Hinterbliebenen. 

Für Ansprüche Dritter haftet nach Absatz 4 Satz 1 der 
Vertragsstaat, auf dessen Hoheitsgebiet der Schaden ein- 
getreten ist. Die Sätze 2 und 3 bestimmen für diesen Fall 
den Innenausgleich zwischen den Vertragsstaaten. 

Absatz 5 betrifft den Fall, dass ein Schaden am Eigen- 
tum des einen Vertragsstaates auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates durch Dritte verursacht worden 
ist. 

Zu Artikel 26 - Sprachen 

Neben den Amtssprachen der Vertragsstaaten sieht die- 
ser Artikel auch die Verwendung der englischen Sprache 
bei der Durchführung des Vertrages vor. 

Zu Artikel 27 - Kosten 

Dieser Artikel sieht vor, dass jede Seite ihre Kosten trägt. 
Abweichende Bestimmungen können zwischen den Be- 
hörden im Voraus schriftlich vereinbart werden. Dies gilt 
insbesondere für Artikel 8 Absatz 2. 

Zu Artikel 28 - Einschränkung der Zusammenarbeit 

Absatz 1 Satz 1 gestattet die Einschränkung der Zu- 
sammenarbeit, wenn wesentliche Interessen des ersuch- 
ten Vertragsstaates gefährdet sind. Bei der Zusammen- 
arbeit im Bereich der Ordnungswidrigkeiten kann ein 
Ersuchen nach Satz 2 auch verweigert werden, wenn der 
mit dessen Erledigung zusammenhängende Aufwand in 
einem offensichtlichen Missverhältnis zur Schwere der 
Ordnungswidrigkeit steht. Dies soll einer unverhältnis- 
mäßigen Belastung der ersuchten Polizeibehörden durch 
Bagatellfälle verbeugen. Die Einzelheiten sind nach Arti- 
kel 6 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 34 Absatz 1 in 
einer Durchführungsvereinbarung zu regeln. 

Absatz 2 regelt die Weitergabe von Schriftstücken, 
Informationen und Ausrüstungsgegenständen an Dritte. 
Dritte im Sinne dieser Bestimmung sind insbesondere an- 
dere Staaten, nicht jedoch sonstige innerstaatliche Stellen 
der Vertragsstaaten (wie z. B. Staatsanwaltschaften und 
Gerichte). 

Zu Artikel 29 - Verschlusssachen 

Bei dem in diesem Artikel genannten Abkommen handelt 
es sich um das Abkommen vom 25. Juli 2001 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Tschechischen Republik über den gegen- 
seitigen Schutz von Verschlusssachen (BGBl. 2002 II 
S. 1899, 1900). 

Zu Artikel 30 - Schutz personenbezogener Daten 

Dieser Artikel regelt den Datenschutz. Buchstabe a Satz 1 
formuliert den Grundsatz, dass die empfangende Behör- 
de an den Übersendungszweck sowie weitere von der 
übermittelnden Behörde festgelegte Bedingungen gebun- 
den ist. Satz 2 sieht eine weitergehende Verwendung nur 
zur Verhütung und Aufklärung von Straftaten von erheb- 
licher Bedeutung sowie zur Abwehr von erheblichen Ge- 
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung vor, so- 
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fern die Verwendung im Rahmen dieses Vertrages und 
unter Beachtung der durch die übermittelnde Behörde 
festgelegten Bedingungen erfolgt. Eine darüber hinaus- 
gehende Verwendung der Daten ist unter den Voraus- 
setzungen der Sätze 3 und 4 möglich. Die Buchstaben b 
bis h enthalten zusätzliche Bestimmungen im Hinblick auf 
den Grundsatz der Erforderlichkeit und der Verhältnis- 
mäßigkeit, Berichtigung und Löschung, Auskunft, Scha- 
densersatz, Löschungs- und Prüffristen, Protokollierung 
und IT-Sicherheit. 

Teil II 
Änderung 

des Vertrages vom 2. Februar 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Ergänzung 
des Europäischen Übereinkommens 
über die Rechtshilfe in Strafsachen 
vom 20. April 1959 

und die Erleichterung seiner Anwendung 
Zu Artikel 31 

Dieser Artikel bewirkt die Änderung des Vertrages vom 
2. Februar 2000 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Tschechischen Republik über die Ergänzung 
des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe 
In Strafsachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung 
seiner Anwendung (RHErgV, BGBl. 2001 11 S. 733, 735). 
Zweck der Änderung Ist es, Überschneidungen zwischen 
dem RHErgV und diesem Vertrag zu vermelden, zwi- 
schenzeitlich erfolgte Änderungen des innerstaatlichen 
Rechts in den Vertragsstaaten (insbesondere hinsichtlich 
der Zuständigkeiten und Bezeichnungen der Behörden) 
zu berücksichtigen und in einzelnen Fragen Verbesserun- 
gen der Zusammenarbeit zu vereinbaren. 

Die Nummern 1 und 8 aktualisieren die Bezeichnung 
des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucher- 
schutz. 

Durch Nummer 2 wird Artikel 18 RHErgV aufgehoben, 
der die Nacheile regelt. Die Bestimmung ist obsolet, da 
die Nacheile nunmehr in Artikel 14 geregelt wird. 

Die Vorschriften über die grenzüberschreitende Observa- 
tion werden durch Nummer 3 erneuert. Durch Buch- 
stabe a werden Artikel 19 Absatz 1 und 2 des RHErgV 
neu gefasst, Anpassungen an geänderte Behördenzu- 
ständigkeiten vorgenommen und Differenzen in den bis- 
lang geltenden Sprachfassungen bereinigt. Der Anwen- 
dungsbereich wird gegenüber der alten Fassung und 
gegenüber Artikel 40 SDÜ dahin gehend erweitert, dass 
auch eine grenzüberschreitende Observation von Sachen 
sowie die Fortsetzung einer in einem dritten Staat begon- 
nenen grenzüberschreitenden Observation ausdrücklich 
erfasst werden. Eine weitere wesentliche rechtliche Neue- 
rung besteht darin, dass die Frist verlängert wird, nach 
deren Ablauf die Observation einzustellen ist, wenn der 
Einsatzstaat keine Zustimmung erteilt hat. Die Fristverlän- 
gerung trägt den Erfordernissen der Rechtspraxis Rech- 
nung. Es hat sich gezeigt, dass eine Reaktion des Ein- 
satzstaates innerhalb von fünf Stunden und während der 
Nachtzeit von den Vertragsstaaten nicht sichergestellt 
werden kann. Da eine Fristverlängerung aber mit einem 
Souveränitätsverzicht des Einsatzstaates verbunden ist 
und ein angemessener Grundrechtsschutz von deutschen 


Bürgerinnen und Bürgern, die von Observationen durch 
die Tschechische Republik betroffen sind, gewahrt blei- 
ben muss, erfolgt eine Verlängerung der Frist von bisher 
„fünf Stunden nach Grenzübertritt“ auf „zwölf Stunden 
nach Grenzübertritt“, wobei - wie in Artikel 14 Absatz 6 - 
die Stunden zwischen 21 Uhr und 9 Uhr nicht mitzählen. 
Eine Neuregelung enthält Buchstabe b auch für den Fall, 
dass die grenzüberschreitende Observation ausschließ- 
lich mit technischen Mitteln, d. h. ohne physische Verfol- 
gung der zu observierenden Person durch Polizeibeamte, 
erfolgt. Dies kann beispielsweise der Fall sein bei einer 
Ausstattung von Kraftfahrzeugen mit Peilsendern, die 
über die Staatsgrenzen hinaus Signale senden, sodass 
für die Durchführung der Überwachung keine technische 
Hilfe durch den Einsatzstaat erforderlich Ist. Hierfür ist in 
Anlehnung an Artikel 20 des Übereinkommens vom 
29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in Strafsachen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU-RhÜbk) (BGBl. 2005 II S. 650, 651) und der dort 
geregelten grenzüberschreitenden Überwachung der 
Telekommunikation ohne technische Hilfe des Einsatz- 
staates eine Mittellungspfllcht der überwachenden Ver- 
tragspartei vorgesehen sowie die Verpflichtung, die 
Observation unverzüglich einzustellen, wenn der Einsatz- 
staat dies verlangt. Die Verwendung der Observations- 
ergebnisse bedarf grundsätzlich der vorherigen Zustim- 
mung des Einsatzstaates. Durch Buchstabe c wird die 
Bezeichnung der Behörden aktualisiert. 

Die durch Nummer 4 bewirkte Änderung der Verweise 
wird aufgrund der durch Nummer 3 erfolgten Ände- 
rung des Artikels 19 erforderlich. 

Die durch Nummer 5 vorgenommene Änderung ist 
aufgrund einer Änderung des innerstaatlichen Rechts der 
Tschechischen Republik erforderlich. Neben dem „agent“ 
findet Artikel 21 RHErgV nunmehr auch auf eine Person 
Anwendung, die eine Scheinübertragung durchführt. Die- 
se Schein Verkäufer sind nach tschechischem Recht ver- 
deckte Ermittler, die nur zu einer bestimmten Handlung, 
nämlich dem Scheinverkauf, befugt und damit nicht über 
einen längeren Zeitraum eingesetzt sind. 

Durch Nummer 6 werden die Artikel 22 und 23 
RHErgV aufgehoben. Artikel 22 RHErgV entfällt wegen 
mangelnder praktischer Anwendung ersatzlos. Die Grün- 
dung gemeinsamer Fahndungsgruppen richtet sich nach 
den Artikeln 1 0 und 1 1 des Vertrages über die polizeiliche 
Zusammenarbeit; die Gründung gemeinsamer Ermitt- 
lungsgruppen richtet sich nach Artikel 13 des EU-RhÜbk. 
Artikel 23 RHErgV wird ebenso wie Artikel 18 RHErgV In 
den Vertrag über die polizeiliche Zusammenarbeit ver- 
schoben, wo sie zutreffender verortet sind. 

Die Nummer 7 enthält redaktionelle Änderungen des 
Artikels 31 Absatz 2 RHErgV, da die dortigen Verweise 
angepasst werden müssen. 

Teil III 

Schlussbestimmungen 

Zu Artikel 32 - Beilegung von Streitigkeiten 

Streitigkeiten zu den Teilen I und IN sind durch Verhand- 
lungen zwischen dem deutschen und dem tschechischen 
Innenministerium, andernfalls auf diplomatischem Wege 
belzulegen. Auf Teil 11 findet Artikel 32 RHErgV Anwen- 
dung. 
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Zu Artikel 33 - Evaluierung der Durchführung des 
Vertrages 

Die Bestimmung sieht vor, den Vertrag bei Bedarf zu 
evaluieren. Turnusmäßige Evaluierungen sind nicht erfor- 
derlich. 

Zu Artikel 34 - Durchführungsvereinbarungen 

Absatz 1 ermöglichtes, Detailregelungen über die An- 
wendung einzelner Artikel der Teile I und III in Durchfüh- 
rungsvereinbarungen näher auszugestalten. Für Teil II, der 
die justizielle Rechtshilfe betrifft, gilt Artikel 34 nicht. 
Durchführungsvereinbarungen können sowohl in Form 
eines gesonderten Vertrages als auch durch ministerielle 
Absprachen unterhalb der vertraglichen Ebene geschlos- 
sen werden. Durchführungsvereinbarungen sollen ins- 
besondere über die Zusammenarbeit im Gemeinsamen 
Zentrum (Artikel 5 Absatz 5), über die Zusammenarbeit im 
Bereich der Ordnungswidrigkeiten (Artikel 6 Absatz 3) 
sowie zur Festlegung des Grenzkontrollraums (Artikel 21 
Absatz 3) geschlossen werden. 

Absatz 2 bestimmt, dass die bereits bestehende Ver- 
einbarung vom 13. Februar 2012 über das Gemeinsame 
Zentrum als Durchführungsvereinbarung im Sinne des 
Artikels 34 gilt. Die Vereinbarung vom 13. Februar 2012 
(BGBl. 2012 II S. 219, 220) gilt damit auch nach Inkraft- 
treten des Vertrages fort. 

Zu Artikel 35 - Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen 
Übereinkünften und zum Recht der Europäischen 
Union 

Dieser Artikel stellt klar, dass Rechte und Pflichten der 
Vertragsstaaten aus anderen völkerrechtlichen Überein- 
künften sowie die sich aus dem Recht der Europäischen 
Union ergebenden Verpflichtungen unberührt bleiben. 

Zu Artikel 36 - Außerkrafttreten von völkerrechtlichen 
Übereinkünften 

Dieser Artikel sieht vor, dass mit dem Inkrafttreten dieses 
Vertrages folgende Verträge oder Bestimmungen außer 
Kraft treten: 


Das Abkommen vom 13. September 1991 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Tschechischen und Slowakischen Födera- 
tiven Republik über die Zusammenarbeit bei der Bekämp- 
fung der organisierten Kriminalität (BGBl. 1993 II S. 37, 
38) tritt im Verhältnis zwischen den Vertragsstaaten außer 
Kraft, da für dessen Bestimmungen neben den Bestim- 
mungen dieses Vertrages kein eigenständiger Anwen- 
dungsbereich verbleibt. 

Der Vertrag vom 1 9. September 2000 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Tschechischen Repu- 
blik über die Zusammenarbeit der Polizeibehörden und 
der Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten (BGBl. 
2002 II S. 790, 791) wird durch diesen Vertrag vollständig 
ersetzt. 

Der Vertrag vom 19. Mai 1995 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Tschechischen Republik über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr (BGBl. 1996 II S. 18, 19) ist 
durch die nach Beitritt der Tschechischen Republik zur 
Europäischen Union erfolgte Abschaffung der Grenzkon- 
trollen an den Binnengrenzen am 21. Dezember 2007 
weitgehend obsolet geworden. Die Zusammenarbeit bei 
der vorübergehenden Wiedereinführung von Grenzkon- 
trollen an den Binnengrenzen wird durch Artikel 21 neu 
geregelt. 

Neben den in diesem Vertrag geregelten Bestimmungen 
bedarf es des Artikels 4 Absatz 3 bis 7 und der Artikel 14 
und 16 des Vertrages vom 19. Juni 1997 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen 
Republik über den Eisenbahnverkehr über die gemein- 
same Staatsgrenze und über den erleichterten Eisen- 
bahndurchgangsverkehr (BGBl. 2000 II S. 1289, 1291) 
nicht mehr. Um Inkongruenzen zu vermeiden, sollen diese 
Bestimmungen ebenfalls aufgehoben werden. 

Zu Artikel 37 - Inkrafttreten und Kündigung 

Dieser Artikel enthält die üblichen Schlussklauseln zu 
Ratifikation, Inkrafttreten, Geltungsdauer und Kündigung 
des Vertrages sowie zu dessen Registrierung bei den Ver- 
einten Nationen. 
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